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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Götz: 

Die Bundesregierung hat dem Deutschen Bundes- 
tag in seiner 138. Sitzung vom 23. März 1956 den 
Entwurf einer Wehrdisziplinarordnung (WDO) — 
Drucksache 2181 — mit Begründung vorgelegt, 
der federführend dem Ausschuß für Verteidigung 
und mitberatend dem Ausschuß für Rechtswesen 
und Verfassungsrecht und dem Ausschuß für Be- 
amtenrecht überwiesen wurde. Der Ausschuß für 
Rechtswesen und Verfassungsrecht befaßte sich in 
fünf Sitzungen vor allem mit den verfassungsrecht- 
lichen und rechtspolitischen Problemen des Gesetz- 
entwurfs und hat seine Stellungnahme mit 
Schreiben vom 19. November 1956 dem feder- 
führenden Ausschuß mitgeteilt. Ein aus Mitgliedern 
des Ausschusses für Verteidigung und des Aus- 
schusses für Beamtenrecht gebildeter Unteraus- 
schuß hat in vier Sitzungen den Entwurf eingehend 
vorberaten und seine Beratungsergebnisse dem 
Ausschuß für Verteidigung zur Verhandlung und 
Beschlußfassung vorgelegt. Der Verlauf und das 
Ergebnis der Verhandlungen wird den Mitgliedern 
des Deutschen Bundestages im nachstehenden Be- 
richt zur Kenntnis gebracht. 


I. Allgemeines 

Nach dem Gesetz über die Rechtsstellung der 
Soldaten (Soldatengesetz) soll Näheres über die 
Disziplinargewalt der militärischen Vorgesetzten 
und über die Bestrafung von Dienstvergehen durch 
ein besonderes Gesetz geregelt werden (§ 23). Die- 
sem Zv/eck dient der vorliegende Gesetzentwurf. 
Das Soidatengesetz bestimmte, daß bis zum Erlaß 
einer eigenen Wehrdisziplinarordnung die für Be- 
amte geltende Bundesdisziplinarordnung auch für 
Soldaten Anwendung findet (§ 64). Der Bericht des 
Unterausschusses Innere Führung vom 12. Sep- 
tember 1956 über die Anwendung der Bundes- 
disziplinarordnung durch die militärischen Vorge- 
setzten in der ab 1. April 1956 geltenden Fassung 


(ZDv 10/10) enthält die Bemerkung: „. . . Die An- 
wendung der Bundesdisziplinarordnung auf die 
Soldaten ist eine ausgesprochene Notlösung und 
wirklich nur für eine Übergangszeit vertretbar. 
Die Bundesdisziplinarordnung ist soldatenfremd, 
d. h. ihre Bestimmungen tragen den eigentümlichen 
Verhältnissen beim Wehrdienst nicht ausreichend 
Rechnung. Die vorgesehene Regelung ist nur mög- 
lich, solange Soldaten als Freiwillige einberufen 
werden, die selbst interessiert sein dürften, die 
Pflichten des Soldaten ohne Beanstandungen zu er- 
füllen Aus diesem Grunde ist es zwingend 

erforderlich, daß bis zur Einziehung der ersten 
wehrpflichtigen Soldaten eine eigene Wehrdiszi- 
plinarordnung beschlossen wird.“ 

Diesen Erfahrungen und den Besonderheiten des 
militärischen Dienstes Rechnung tragend hat der 
Ausschuß für Verteidigung in seiner Sitzung vom 
12. Dezember 1956 einstimmig beschlossen, das 
Disziplinarrecht für Soldaten in einer eigenen 
Wehrdisziplinarordnung, die dem Wesen des sol- 
datischen Dienstes gerecht wird, die Erfahrungen 
der Vergangenheit berücksichtigt und die rechts- 
staatlichen Forderungen beachtet, zu regeln. Er hat 
es nicht für zweckmäßig gehalten, einer für Bun- 
desbeamte und Soldaten einheitlichen Regelung in 
einer novellierten Bundesdisziplinarordnung den 
Vorzug zu geben. Zwar ist die Rechtsstellung des 
Soldaten nach dem Soldatengesetz weitgehend be- 
amtenrechtlichen Grundsätzen angenähert, aber 
Soldatentum und Beamtentum weisen zugleich tief- 
gehende Wesensverschiedenheiten auf. Insbeson- 
dere hat die Disziplin für die Truppe und ihre 
Schlagkraft eine andere und weitergehende Be- 
deutung als für das Beamtentum. Diese Tatsachen 
rechtfertigen — nach Auffassung des Verteidigungs- 
ausschusses — eine disziplinarrechtliche Sonder- 
regelung für Soldaten. 

Die von der Bundesregierung im Entwurf vor- 
gelegte Wehrdisziplinarordnung paßt sich in vielen 
Bestimmungen, vor allem für das disziplinargericht- 
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liehe Verfahren, weitgehend an die für Bundes- 
beamte geltende Bundesdisziplinarordnung an und 
berücksichtigt sowohl althergebrachte bewährte 
Grundsätze als auch neue Gedanken, die sich aus 
dem Bestreben, den Rechtsstaat auch im militäri- 
schen Bereich zur verwirklichen, ergeben haben. 
Über die dem Entwurf zugrunde liegenden neuen 
Gedanken geben die in der Denkschrift „Vom künf- 
tigen deutschen Soldaten“ niedergelegten grund- 
sätzlichen Auffassungen und der Bericht der 
Arbeitsgruppe III für die Disziplinarordnung und 
Beschwerdeordnung Aufschluß. Die Disziplinar- 
ordnung will nicht nur eine Verfahrensordnung für 
die Bestrafung von Dienstvergehen sein, sondern 
ein Erziehungsmittel, durch das der Soldat zur ge- 
wissenhaften Erfüllung seiner Dienstpflichten an- 
gehalten und auf den von ihm im Ernstfall erwar- 
teten harten Einsatz vorbereitet wird. Zu dem 
Mittel der Strafe soll in der Regel erst dann ge- 
griffen werden, wenn Belehrung, Ermahnung und 
Zurechtweisung erfolglos geblieben sind. Er- 
ziehungsmittel sind nicht nur Tadel und Strafe, 
sondern auch Lob und Anerkennung. 

Der Gesetzentwurf bringt als eine der Neue- 
rungen im Disziplinarrecht die förmliche Anerken- 
nung für vorbildliche Pflichterfüllung und hervor- 
ragende Einzeltaten. Sie stellt eine besondere Aus- 
zeichnung dar und soll nur bei außergewöhnlichen 
Leistungen ausgesprochen werden. Die förmliche 
Anerkennung besonderer Leistungen gibt dem Dis- 
ziplinarvorgesetzten die Möglichkeit, auf seine 
Untergebenen auch in dieser Weise zur Förderung 
und Aufrechterhaltung der Disziplin erzieherisch 
wirken zu können. Der Bundesrat hielt zwar die 
Anerkennung von hervorragenden Leistungen für 
notwendig, vertrat aber die Auffassung, daß sie 
nicht gesetzlich geregelt werden sollte. Der Aus- 
schuß für Verteidigung hat sich einstimmig der 
Meinung der Bundesregierung angeschlossen, wo- 
nach durch die Regelung im Gesetz zum Ausdruck 
gebracht werden soll, daß die Anerkennungen als 
gleichwertige Einwirkungsmöglichkeiten neben den 
Disziplinarstrafen stehen. Der Entwurf beschränkt 
sich auf wenige grundlegende Bestimmungen, die 
unbedenklich dur^ Verwaltungsanordnungen oder 
Dienstvorschriften ergänzt werden können, da auf 
diesem Gebiet in bestehende Rechte nicht einge- 
griffen wird. Da der Entwurf außer der Disziplinar- 
bestrafung auch die Anerkennung regelt, kommt 
sinnfällig darin zum Ausdruck, daß es sich bei die- 
sem Gesetz nicht wie früher um eine Wehrdiszi- 
plinarstrafordnung, sondern um eine Wehrdiszi- 
plinarordnung handelt. 

Den Pflichtenkreis des Soldaten und den Begriff 
des Dienstvergehens bestimmt das Soldatengesetz. 
Die Wehrdisziplinarordnung legt nur die Strafen 
fest, die wegen Dienstvergehen verhängt werden 
können und regelt das Verfahren bei ihrer An- 
wendung. 

Hinsichtlich der Disziplinarstrafen unterscheidet 
das Gesetz nach Zweck und Bedeutung zwei Grup- 
pen: Einfache Disziplinarstrafen und Laufbahn- 
strafen. Die einfachen Disziplinarstrafen können 


von dem zuständigen Disziplinarvorgesetzten ver- 
hängt werden. Laufbahnstrafen kann nur ein 
Wehrdienstgericht aussprechen. 

Beim Verhängen einfacher Disziplinarstrafen 
durch die militärischen Vorgesetzten (Zweiter Ab- 
schnitt des Zweiten Teils) knüpft das Gesetz an die 
Regelung in der früheren Wehrmacht an. An wich- 
tigen Neuerungen ist jedoch besonders hervorzuhe- 
ben, daß gegen jede Bestrafung ein unabhängiges 
Gericht (Wehrdienstgericht) angerufen werden 
kann, ferner, daß der Disziplinargewalt der Vor- 
gesetzten nur die aktiven Soldaten, also nicht mehr 
— wie früher — Beamte und Angestellte bei den 
Streitkräften und ebensowenig Angehörige der Re- 
serve unterworfen sind, und endlich, daß die Stra- 
fen gegen alle Dienstgrade gleich sind, also kein 
Unterschied mehr zwischen Offizieren, Unteroffi- 
zieren und Mannschaften gemacht wird. Zu er- 
wähnen sind hierbei noch einige weitere Abwei- 
chungen vom früheren Disziplinarrecht, die zwar 
von weniger grundlegender Bedeutung sind, aber 
sich in gleicher Weise zum Schutz der Unterge- 
benen auswirken; der Disziplinarvorgesetzte darf 
eine Disziplinarstrafe nicht mehr sofort, sondern 
erst nach Ablauf einer Nacht verhängen. Höhere 
Vorgesetzte dürfen auch bei Verstößen, die unter 
ihren Augen oder gegen ihr dienstliches Ansehen 
begangen sind, nicht mehr ohne weiteres selbst 
strafen; auch in diesen Fällen steht die Strafbefug- 
nis dem nächsten Disziplinarvorgesetzten zu, der 
seine Untergebenen am besten kennt und beurtei- 
len kann. Arrest soll nur noch als äußerstes Mittel 
in der Hand des Disziplinarvorgesetzten angewandt 
werden; verhängen kann ihn nur der nächsthöhere 
Vorgesetzte, dem der nächste Disziplinarvorgesetzte 
den Fall melden muß. Außerdem muß beim Ver- 
hängen von Arrest ein Richter mitwirken. 

Das disziplinargerichtliche Verfahren und die 
ihm vorbehaltenen Laufbahnstrafen (Dritter Ab- 
schnitt des Zweiten Teils) sind im militärischen 
Bereich ohne Vorgang. Früher konnten auch Be- 
rufssoldaten ohne gerichtliches Verfahren im Ver- 
waltungswege entlassen werden. Die Einführung 
eines geordneten gerichtlichen Verfahrens für den 
Ausspruch von Laufbahnstrafen bedeutet eine 
wichtige Erweiterung des Rechtsschutzes der Sol- 
daten. Das Gesetz lehnt sich bei dem System der 
Laufbahnstrafen und bei der Gestaltung des Ver- 
fahrens stark an das geltende Beamtendisziplinar- 
recht der Bundesdisziplinarordnung an. Laufbahn- 
strafen können in beschränktem Umfang (Kürzung 
und Aberkennung des Ruhegehalts sowie Dienst- 
gradherabsetzung) auch gegen Soldaten im Ruhe- 
stand, Dienstgradherabsetzung auch gegen Ange- 
hörige der Reserve verhängt werden. Hinsichtlich 
der verfahrensrechtlichen Bestimmungen kam trotz 
weitgehender inhaltlicher Übereinstimmung mit 
den Vorschriften der Bundesdisziplinarordnung 
eine schlichte Verweisung auf jenes Gesetz nicht 
in Frage. Zunächst weicht die Wehrdisziplinar- 
ordnung in einem wesentlichen Punkt von dem 
Verfahren der Bundesdisziplinarordnung ab; 
Dort werden die Beweise zum überwiegen- 
den Teil in einem Vorverfahren, nämlich in der 
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Voruntersuchung, erhoben, und das erkennende 
Gericht stützt sidi weitgehend auf die im Vorver- 
fahren protokollarisch festgehaltenen Ergebnisse. 
Die Wehrdisziplinarordnung geht dagegen von dem 
Grundsatz! der Unmittelbarkeit idea: Beweisaufnahme 
vor dem erkennenden Gericht aus. Daraus ergeben 
sich Folgerungen u. a. für die Frage, inwieweit der 
Beschuldigte in der Hauptverhandlung anwesend 
sein muß und unter welchen Voraussetzungen ohne 
ihn verhandelt werden kann. Hervorzuheben ist 
ferner, daß dem Beschuldigten u. U. auch ein Ver- 
teidiger von Amts wegen beigeordnet werden 
kann und in bestimmten Fällen beigeordnet wer- 
den muß. Auch die Bestimmungen über die Kosten- 
pflicht weichen bedeutsam von der Regelung der 
Bundesdisziplinarordnung ab. Kosten werden nur 
im disziplinargerichtlichen Verfahren erhoben. Im 
Verfahren gegen Beschuldigte, die nicht Berufs- 
soldaten, Soldaten auf Zeit oder Soldaten im Ruhe- 
stand sind, ist das Gericht ermächtigt, von der Auf- 
erlegung von Kosten überhaupt abzusehen. Im 
übrigen soll das Gesetz auch in diesem Abschnitt 
soweit wie möglich aus sich heraus verständlich 
sein und auch dem davon betroffenen Soldaten ein 
Bild von dem Gang des Verfahrens vermitteln. 

Besonders eingehend hat der Ausschuß die Or- 
ganisation der Wehrdienstgerichte erörtert. Die 
Schaffung von Wehrdienstgerichten hat ihre ver- 
fassungsmäßige Grundlage in Artikel 96 Abs. 3 GG 
in der Fassung vom 19. März 1956. Danach ist der 
Bund ermächtigt, für Dienststrafverfahren gegen 
Soldaten und für Verfahren über Beschwerden von 
Soldaten Bundesdienstgerichte zu errichten. Als 
Wehrdienstgerichte 1. Instanz sollen nach der ein- 
mütigen Auffassung des Ausschusses Truppen- 
dienstgerichte errichtet werden, die zum Geschäfts- 
bereich des Bundesministers für Verteidigung ge- 
hören und in Aufbau und Zuständigkeit der Glie- 
derung der Streitkräfte angepaßt sind. Bezüglich 
der oberen Instanz hat sich der Verteidigungsaus- 
schuß einer Stellungnahme des Ausschusses für 
Rechts wesen und Verfassungsrecht angeschlossen. 
Danach sollen für Wehrdisziplinar- und Beschwer- 
desachen bei dem Bundesdisziplinarhof besondere 
Senate (Wehrdienstsenate) eingerichtet werden. 

In den Schlußvorschriften sind einige Bestim- 
mungen verschiedenen Inhalts zusammengefaßt, so 
über eine richterliche Untersuchung bei der Ent- 
lassung von Soldaten auf Zeit im Verwaltungs- 
wege, über ein gerichtliches Verfahren bei der Ent- 
lassung von ehemaligen Angehörigen der früheren 
Wehrmacht und über den Verlust der Rechte aus 
dem Gesetz nach Artikel 131 GG im Falle diszipli- 
narg er ichtlicher Verurteilung, ferner über die Bin- 
dung der Gerichte an disziplinäre Entscheidungen, 
über das Gnadenrecht in Wehrdisziplinarsachen, 
über die Zulassung von Verwaltungsjuristen als 
Richter bei den Truppendienstgerichten und über 
die Überleitung anhängiger Verfahren. 

II. Die einzelnen Bestimmungen 

Angesichts des Umfanges der Vorlage und mit 
Rücksicht darauf, daß der Ausschuß in weitem Um- 


fange der Regierungsvorlage gefolgt ist, beschränkt 
sich der Bericht im folgenden auf die Behandlung 
derjenigen Bestimmungen, in denen der Ausschuß 
zu abweichenden Ergebnissen gekommen ist. 


EINLEITENDE BESTIMMUNG 
Geltungsbereich 

Zu § 1 

§ 1 bestimmt den sachlichen und persönlichen 
Geltungsbereich des Gesetzes. Die Bezeichnung 
,,Disziplinarverstoß“ wurde in Anpassung an das 
Soldatengesetz durchgehend durch die Bezeichnung 
„Dienstvergehen“ ersetzt. Ein Dienstvergehen ist 
nach § 23 des Soldatengesetzes jede schuldhafte 
Verletzung der Pflichten des Soldaten. Als Dienst- 
vergehen gilt nach Beendigung des Wehrdienst- 
verhältnisses die Verletzung bestimmter nachfol- 
gender Pflichten, z. B. die Pflicht zur Verschwie- 
genheit, bei Offizieren und Unteroffizieren eine 
Betätigung gegen die freiheitliche demokratische 
Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes sowie 
unwürdiges Verhalten, das einer Wiederverwen- 
dung als Vorgesetzter entgegensteht, bei Soldaten 
im Ruhestand die Nichtbefolgung einer erneuten 
Berufung in das Dienstverhältnis. 


ERSTER TEIL 

Würdigung besonderer Leistungen durdi 
Anerkennungen 

Zu § 2 

§ 2 regelt die Voraussetzungen und die Arten 
der Anerkennung. Der Ausschuß war einmütig der 
Auffassung, daß etwaige Vorschriften über die 
Entschädigung für Erfindungen von Arbeitneh- 
mern durch diese Bestimmungen unberührt 
bleiben. 

Absatz 2 zählt die Arten der Anerkennung zwar 
erschöpfend auf, doch schließt er die Erteilung von 
formlosen Anerkennungen, z. B. Diensterleichte- 
rungen, nicht aus. Daher ist der Ausdruck „Aner- 
kennung“ durch „förmliche Anerkennung“ ersetzt 
worden. 

Der Ausschuß hält als Art der Anerkennung die 
Erwähnung im Kompanie- oder Tagesbefehl bzw. 
im Verordnungsblatt der Bundeswehr für ausrei- 
chend und hat daher die besondere Form der Aus- 
händigung von Anerkennungsurkunden für ent- 
behrlich gehalten. 

Zu Absatz 3 hält es der Ausschuß für erwünscht, 
daß bei Erteilung von Sonderurlaub in Verbindung 
mit einer Anerkennung dem Soldaten gegebenen- 
falls die für die Urlaubszeit erforderlichen finan- 
ziellen Mittel vom Bundesminister für Verteidi- 
gung gewährt werden, dem dafür die entsprechen- 
den Haushaltsmittel zur Verfügung gestellt werden 
sollten. 
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Zu § 3 

Infolge Wegfalls der Anerkennungsurkunden er- 
gab sich eine Vereinfachung in der Abstufung der 
Befugnisse zum Erteilen von Anerkennungen. 

Zu § 4 

Absatz 1 gibt den Disziplinarvorgesetzten Richt- 
linien, unter welchen Voraussetzungen eine Aner- 
kennung erteilt werden kann. Dabei ist ein stren- 
ger Maßstab anzulegen und der Vertrauensmann 
zu hören. Die Bestimmung ist nach Auffassung des 
Ausschusses geeignet, einer mißbräuchlichen Hand- 
habung entgegenzuwirken. 

Zu § 5 

§ 5 regelt die Voraussetzung für den Widerruf 
von Anerkennungen. Der Ausschuß hat die Fassung 
des Bundesrates übernommen. 


ZWEITER TEIL 

Ahndung von Dienstvergehen 
durch Disziplinarstrafen 


ERSTER ABSCHNITT 
Allgemeine Bestimmungen 

Zu § 6 

Die Bestimmung regelt das Verhältnis des Dis- 
ziplinarrechts zum Strafrecht. 

Die Bestimmung stellt den Grundsatz auf, daß 
einfache Disziplinarstrafen neben gerichtlichen 
Strafen wegen derselben Tat nicht zulässig sind, 
wohl aber Laufbahnstrafen. Dies sind diejenigen 
Disziplinarstrafen, die nur durch ein Geridit ver- 
hängt werden können. Die Bezeichnung dieser Ge- 
richte ist in Anpassung an Artikel 96 Abs. 3 GG 
von „Wehrdisziplinargerichte“ in „Wehrdienst- 
gerichte“ geändert (Absatz 2). 

Zu §7 

Absatz 1 enthält den das gesamte Disziplinar- 
recht beherrschenden Grundsatz der Ermessens- 
freiheit (Opportunitätsprinzip). 

In Absatz 2 wurde die Frist, nach deren Ablauf 
eine einfache Disziplinarstrafe nicht mehr verhängt 
werden darf, von sechs auf drei Monate herabge- 
setzt, weil im militärischen Bereich die Strafe der 
Tat möglichst auf dem Fuße folgen soll und eine 
nach längerer Frist verhängte Strafe ihre Wirkung 
verfehlen würde. Als Strafverfahren, während 
dessen Schweben die Frist nicht läuft, ist auch 
das staatsanwaltschaftliche Ermittlungsverfahren 
anzusehen. 


Zu § 8 

§ 8 enthält den Grundsatz der Einheit des Dienst- 
vergehens und seiner einheitlichen Bestrafung. 

Absatz 2 wurde in der Fassung des Bundesrates 
angenommen. 

Zu § 9 

§ 9 regelt die vorläufige Festnahme aus diszipli- 
nären Gründen. 

Absatz 1 enthält die Voraussetzungen der vor- 
läufigen Festnahme. Der Ausschuß hat mit Mehr- 
heit beschlossen, die Fassung der Regierungsvor- 
lage mit der Maßgabe aufrechtzuerhalten, daß der 
letzte Halbsatz lautet: „ wenn es die Aufrecht- 

erhaltung der Disziplin gebietet.“ Es wurde nicht 
für erforderlich gehalten, im Gesetz besonders zu 
erwähnen, daß der Vorgesetzte zuvor die zur Fest- 
nahme führenden Umstände pflichtgemäß prüft. 
Diese Pflicht ergibt sich bereits aus der jetzt ge- 
wählten Fassung. 

Die Absätze 2 bis 4 wurden in der Fassung des 
Bundesrates angenommen. 

Der Absatz 2 bestimmt, welchen Soldaten außer 
den Disziplinarvorgesetzten die Befugnis zur Fest- 
nahme zusteht. Der Ausschuß hat die Befugnis zur 
Festnahme in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 2 weiter 
eingeschränkt; sie soll auch dann nicht gegeben 
sein, wenn ein Angehöriger des militärischen Ord- 
nungsdienstes sofort erreidibar ist. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Die Disziplinargewalt der Disziplinarvorgesetzten 
und ihre Ausübung 

1. Einfache Disziplinarstrafen 

Zu § 10 

§ 10 zählt die einfachen Disziplinarstrafen er- 
schöpfend auf. Bei der Ausgestaltung des Strafen- 
systems knüpft das Gesetz weitgehend an frühere 
Regelungen an. Der Ausschuß hat sich besonders 
eingehend mit den Strafen der Soldverwaltung, der 
Geldbuße und des Arrestes befaßt. 

Zu § 12 

Der Ausschuß hält die Soldverwaltung in be- 
stimmten Fällen für ein durchaus zweckmäßiges 
Erziehungsmittel. 

Absatz 2 wurde in der Fassung des Bundesrates 
angenommen. 

Zu § 13 

Eine Herabsetzung des Höchstbetrages der Geld- 
buße erschien dem Ausschuß mit Rücksicht auf die 
Möglichkeit von Teilzahlungen (§ 37 Abs. 2) nicht 
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erforderlich. Unter Dienstbezügen sind nur Ein- 
künfte des Bestraften in seiner Eigenschaft als 
Soldat anzusehen. Die nähere Bestimmung der Be- 
griffe „Dienstbezüge“ und „Sold“ ist nach § 120 
einer Rechtsverordnung Vorbehalten. 

Zu § 15 

§ 15 regelt den disziplinären Arrest. Ein Antrag, 
den Arrest wie die Laufbahnstrafen dem diszipli- 
nargerichtlichen Verfahren vorzubehalten, wurde 
mit Mehrheit abgelehnt, da der Arrest sonst zu 
sehr in die Nähe des straf gerichtlichen Arrestes ge- 
rückt würde und außerdem ein Verfahren, das vom 
Divisionskommandeur eingeleitet werden müßte 
und eine gerichtliche Hauptverhandlung erforderte, 
zu schwerfällig und langwierig wäre. 


2. Disziplinargewalt 

Zu § 16 

§ 16 gibt eine Begriffsbestimmung der Diszipli- 
nargewalt und bestimmt, welchen Vorgesetzten die 
Disziplinargewalt zusteht oder verliehen werden 
kann. 

Zu Absatz 3 wurde die Frage, ob die Sonder- 
regelung hinsichtlich der Disziplinargewalt der 
Sanitätsoffiziere auf andere Fachvorgesetzte aus- 
gedehnt werden soll, geprüft und verneint. 

Zu § 17 

§ 17 bestimmt die Stufen der Disziplinargewalt. 
Ein Antrag, dem Kompaniechef die Disziplinarge- 
walt gegen Offiziere in dem gleichen Umfang zu 
geben wie gegen Unteroffiziere und Mannschaften, 
wurde mit Mehrheit abgelehnt. 

Zu § 19 

§ 19, der die Zuständigkeit des nächsthöheren 
Disziplinarvorgesetzten regelt, wurde in der redak- 
tionell veränderten Fassung des Bundesrates und 
der Stellungnahme der Bundesregierung hierzu an- 
genommen. 


3. Ausübung der Disziplinargewalt 

Zu § 21 

§ 21 befaßt sich mit der Prüfungspflicht des 
Disziplinarvorgesetzten beim Verhängen einer 
Disziplinarstrafe. Die Bestimmung wurde in der 
Fassung des Bundesrates angenommen. 

In Absatz 1^ wurde durch die Fassung klar- 
gestellt, daß die Bestimmung die Befugnis des 
Disziplinarvorgesetzten zur Anwendung anderer 
Maßnahmen als Disziplinarstrafen nicht erweitert. 

Absatz 4: Von einer Umgestaltung der Sollvor- 
schrift über die Anhörung des Vertrauensmannes 
in eine Mußvorschrift wurde abgesehen, da der 


Disziplinarvorgesetzte auch bei einer Sollvorschrift 
gegen seine Dienstpflichten verstößt, wenn er die 
Anhörung des Vertrauensmannes unterläßt. 

Zu § 22 

§ 22 enthält nähere Bestimmungen über das Ver- 
hältnis zum Strafverfahren. 

Dem Absatz 1 stimmt der Ausschuß in der Re- 
gierungsvorlage zu mit der Maßgabe, daß der Be- 
griff „Straftat“ durch „strafgerichtlich zu verfol- 
gende Handlung“ ersetzt wird. Dadurch soll insbe- 
sondere klargestellt werden, daß bei Straftaten, die 
nur auf Antrag verfolgt werden, die Abgabe an die 
Strafverfolgungsbehörde nicht geboten ist, wenn 
kein Strafantrag gestellt ist. 

Zu § 26 

war der Ausschuß der Auffassung, daß bei Art und 
Maß der Strafe auch die Eigenart des Dienstverge- 
hens zu berücksichtigen ist. 

Zu § 28 

§ 28 sieht gemäß dem Grundsatz des Artikels 104 
Abs. 2 GG die Mitwirkung des Richters beim Ver- 
hängen der Arreststrafe vor. Um klarzustellen, daß 
der Richter nicht nur die formelle Zulässigkeit des 
Arrestes zu prüfen hat, sondern auch die Frage, 
ob der Disziplinarvorgesetzte sein Ermessen miß- 
braucht oder überschreitet, wurde der Ausdruck 
„zulässig“ bzw. „Zulässigkeit“ durch „rechtmäßig“ 
bzw. „Rechtmäßigkeit“ ersetzt. 

Absatz 4 wurde in der Fassung des Bundesrates 
und der Stellungnahme der Bundesregierung hier- 
zu angenommen. 


5. Nochmalige Prüfung 

Zu § 31 

Der Ausschuß hat in Übereinstimmung mit einem 
Vorschlag des Ausschusses für Rechtswesen und 
Verfassungsrecht die Bestimmung des Absatzes 4, 
wonach Anträge auf Aufhebung oder Änderung 
einer nicht mehr anfechtbaren Disziplinarstrafe 
nur innerhalb eines Jahres zulässig sein sollten, 
gestrichen. 

Zu § 32 

§ 32 regelt die Pflicht der höheren Disziplinar- 
vorgesetzten zur Dienstaufsicht, insbesondere die 
Pflicht, rechtswidrig verhängte Disziplinarstrafen 
in den im einzelnen aufgeführten Fällen aufzuheben. 
Der Ausschuß war der Auffassung, daß eine Ände- 
rung gesetzlich unzulässiger Strafen in eine 
„nächstmildere“ nicht in Betracht kommt und hat 
daher die entsprechende Stelle im Regierungsent- 
wurf gestrichen. Dadurch ergab sich eine Umstel- 
lung des verbliebenen Absatzes 3 als Nr. vor 1 des 
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Absatzes 2. Andererseits soll im Gesetz selbst klar- 
gestellt werden, daß die Aufhebung einer Bestra- 
fung wegen Verfahrensmängeln eine neue zulässige 
Bestrafung nicht hindert. Dies ist in dem neu ein- 
gefügten Absatzes 4 a zum Ausdruck gebracht. 


6. Vollstreckung 

Zu § 37 

§ 37 regelt die Vollstreckung von Geldbußen. 
Dabei wurde in Absatz 4 Satz 2 bestimmt, daß dem 
Bestraften außer den notwendigen Mitteln zum 
Unterhalt für ihn und seine Familie auch die Mit- 
tel zur Erfüllung sonstiger gesetzlicher Unterhalts- 
pflichten zu belassen sind. 

Zu § 38 

In § 38, der die Vollstreckung von Arreststrafen 
regelt, wurde als Absatz vor 1 eine Bestimmung 
eingefügt, die im Hinblick auf § 30 Nr. 1 den Be- 
ginn der Arrestvollstreckung zweifelsfrei klar- 
stellt. 

Absatz 3, wonach die Dienstbezüge und der Sold 
während des Arrestvollzugs gekürzt werden soll- 
ten, wurde gestrichen, weil darin eine unbillige 
Verschärfung der Strafe erblickt wurde. 

Zu § 40 

§ 40 regelt die Vollstreckung von Geldbußen und 
Arreststrafen im Zusammenhang mit dem Ent- 
iassungstag. 

Absatz 2 erhält auf Vorschlag des Ausschusses 
für Rechtswesen und Verfassungsrecht den Zusatz, 
daß die sofortige Vollstreckung des Arrestes nur 
zulässig ist, wenn sie der Richter angeordnet hat. 


7. Disziplinarbücher, Tilgung 

Zu § 42 

§ 42 enthält Bestimmungen über Disziplinar- 
bücher und über die Tilgung von Strafen und An- 
erkennungen. Disziplinarbücher sind für Unteroffi- 
ziere und Mannschaften, Personalakten für Offiziere 
und für alle Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit in 
Aussicht genommen. Soweit gleichzeitig Disziplinar- 
bücher und Personalakten geführt werden, soll die 
Eintragung an beiden Stellen erfolgen. Um zu ver- 
meiden, daß insbesondere Berufssoldaten und Sol- 
daten auf Zeit nach Beendigung des V/ehrdienst- 
verhältnisses aus der Mitteilung von einfachen 
Disziplinarstrafen an Stellen außerhalb der Bun- 
deswehr Nachteile entstehen, hat der Ausschuß mit 
Mehrheit als Absatz 3 a eine Bestimmung einge- 
fügt, wonach solche Mitteilungen nicht erteilt wer- 
den dürfen, sofern es sich nicht um Mitteilungen 
im Strafverfahren an Staatsanwaltschaften und 
Gerichte handelt. 


DRITTER ABSCHNITT 
Das disziplinargerichtliche Verfahren 

1. Laufbahnstrafen 

Zu § 43 

§ 43 zählt die Laufbahnstrafen auf und enthält 
weitere Bestimmungen über die Disziplinarstrafen, 
die von den V/ehrdienstgerichten verhängt werden 
können. 

Die Überschrift wurde entsprechend der Stel- 
lungnahme der Bundesregierung zu den Vorschlä- 
gen des Bundesrates geändert. 

Zu § 48 

§ 48 bestimmt die Folgen der Entfernung aus 
dem Dienstverhältnis. Entsprechend einem Vor- 
sclilag des Bundesrates wurde in Absatz 2 vorge- 
sehen, daß das Gericht auf Dienstgradherabsetzung 
erkennen kann, wenn ihm der Verlust des Dienst- 
grades zu hart erscheint. 

Zu § 50 

Der Ausschuß hat diese Bestimmung ersatzlos 
gestrichen. Nach § 51 Abs. 4 des Soldatengesetzes 
endet der Ruhestanjd, wenn ein Berufssoldat wieder 
eingestellt wird. Damit fallen die früheren Ruhege- 
haltbezüge automatisch weg. Außerdem haben 
ehemalige Offiziere und Unteroffiziere nach § 23 
des Soldatengesetzes die Pflicht, auch nach der Ent- 
lassung kein Verhalten zu zeigen, das ihre Wieder- 
verwendung als Vorgesetzte hindert. Wenn ein 
wiederverwendeter Offizier oder Unteroffizier sich 
so schwer vergeht, daß er aus dem Dienstverhält- 
nis entfernt wird, würde dies in der Regel schon 
auf Grund der für Soldaten im Ruhestand gelten- 
den Bestimmungen den Verlust der Ruhegehalt- 
bezüge zur Folge haben. Der § 50 der Regierungs- 
vorlage, der dem § 10 der Bundesdisziplinarord- 
nung nachgebildet war, ist daher für Soldaten be- 
deutungslos. 


2. Wehrdienstgerichte 

Zu § 51 

§ 51 enthält die grundlegenden Bestimmungen 
über die Wehrdienstgerichte. Absatz 1 wurde in der 
vom Ausschuß für Rechtswesen und Verfassungsrecht 
vorgeschlagenen Fassung angenommen, die sich an 
den Wortlaut des Grundgesetzes (Artikel 96 Abs. 3) 
anschJießt. Die Wehrdienstgerichte erster Instanz 
erhalten, wie bereits Inder Wehrbeschwerdeordnung 
festgelegt, die Bezeichnung „Truppendienstge- 
richte“. Als obere Instanz hatte der Unteraus- 
schuß einen eigenen Wehrdienstgerichtshof vorge- 
schlagen, der wie die Truppendienstgerichte zum 
Geschäftsbereich des Bundesministers für Verteidi- 
gung gehören sollte. Der Verteidigungsausschuß ist 


6 



jedoch einmütig der Auffassung des Rechtsaus- 
schusses gefolgt, der gegen diesen Vorschlag mit 
Mehrheit rechtspolitische, z. T. auch verfassungs- 
rechtliche Bedenken hatte. Als obere Instanz sind 
daher nunmehr besondere Senate (Wehrdienst- 
senate) bei dem Bundesdisziplinarhof vorgesehen. 

Wo in dem Gesetz der Bundesdisziplinarhof ge- 
nannt wird, sind darunter durchgängig die Wehr- 
dienstsenate des Bundesdisziplinarhofs zu verste- 
hen. Der Ausschuß war der Auffassung, daß es ge- 
nügt, wenn dies an dieser Stelle gesagt wird. 

Absatz 2 der Regierungsvorlage wurde als ent- 
behrlich gestrichen. 

Zu § 52 

§ 52 behandelt die Errichtung der Truppendienst- 
gerichte. Gemäß einem Vorschlag des Ausschusses 
für Rechtswesen und Verfassungsrecht wurde in 
Absatz 1 eingefügt, daß die Verordnung über die 
Errichtung der Truppendienstgerichte von dem 
Bundesminister für Verteidigung im Einverneh- 
men mit dem Bundesminister der Justiz erlassen 
wird. 

Absatz 2 wurde gemäß dem Vorschlag des Aus- 
schusses für Rechtswesen und Verfassungsrecht 
eingefügt und besagt inhaltlich dasselbe wie die 
dort vorgeschlagene Fassung, daß die Truppen- 
dienstgerichte der Dienstaufsicht des Bundesmini- 
sters für Verteidigung unterstehen. 

Zu § 53 

In § 53, der die Zuständigkeit der Truppendienst- 
gerichte regelt, wurde Absatz 3 in der Fassung des 
Bundesrates angenommen. 

Zu § 54 

In § 54 mußte die Bezeichnung „der Vorsitzende“ 
in „der dienstaufsichtführende Richter“ geändert 
werden, weil es sich nicht um den Vorsitzenden 
einer Kammer im Sinne eines Spruchkörpers, son- 
dern um den leitenden Richter des Truppendienst- 
gerichts als Gerichtsbehörde handelt. 

Zu § 55 

§ 55 regelt die Berufung der militärischen Bei- 
sitzer. Bei der Auswahl der Beisitzer sollen nach 
einem Vorschlag des Bundesrates auch die Fach- 
laufbahnen berücksichtigt werden. 

Die Bezeichnung „Abteilungen“ eines Truppen- 
dienstgerichts wurde in „Kammern“ geändert, 
nachdem abweichend vom Regierungsentwurf die 
Gerichtsbehörde als Ganzes als Gericht (Truppen- 
dienstgericht) bezeichnet ist. 

Zu § 57 

§ 57 regelt die große Besetzung. Der Ausschuß 
hat mit Mehrheit beschlossen, die Worte „auf An- 
trag der Einleitungsbehörde“ zu streichen. Es soll 
allein im pflichtgemäßen Ermessen des Vorsitzen- 


den stehen, ob unter den gesetzlich bestimmten 
Voraussetzungen ein zweiter Richter zugezogen 
wird. 

Zu § 58 

§ 58 regelt die Maßnahmen gegen säumige Bei- 
sitzer sowie die Voraussetzungen für das Ruhen 
und das Erlöschen ihres Amtes. Absatz 1 wurde in 
der Fassung des Bundesrates angenommen. 


Zu § 59 

§ 59 enthält die Vorschriften über die Wehr- 
dienstsenate beim Bundesdisziplinarhof. 

Absatz 1 wurde in der Fassung des Bundesrates 
angenommen. 

Die im Ausschuß laut gewordenen Zweifel, der 
in der Mehrzahl gehaltene Wortlaut „ . . . beson- 
dere Senate (Wehrdienstsenate) . . . “ verlange 
die Einrichtung mehrerer Senate auch dann, wenn 
ein einziger ausreichend sein würde, wurden von 
der Mehrheit des Ausschusses nicht geteilt. Viel- 
mehr wurde ausdrücklich festgestellt, daß im letz- 
teren Falle selbstverständlich die Einrichtung eines 
Senats durch den Wortlaut des Absatzes 1 gedeckt 
sein würde. 

Als Absatz 1 a wurde die Bestimmung aufge- 
nommen, daß der Bundesminister des Innern seine 
Befugnisse, soweit die Wehrdienstsenate berührt 
werden, im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Verteidigung auszuüben hat. Die Vor- 
schrift bezieht sich insbesondere auf Fragen der 
Organisation und des Haushalts, der personellen 
Besetzung und der Dienstaufsicht. 

Absatz 1 b wurde ebenfalls neu eingefügt. Die 
Vorschrift stellt klar, daß die hauptamtlichen Rich- 
ter der Wehrdienstsenate nicht einem anderen Se- 
nat des Bundesdisziplinarhofs und Mitglieder an- 
derer Senate nicht einem Wehrdienstsenat zuge- 
teilt werden können; ferner, daß die Wehrdienst- 
senate nicht mit Angelegenheiten befaßt werden 
können, für die die anderen Senate des Bundes- 
disziplinarhofs zuständig sind, und umgekehrt. Um 
Zweifel auszuschließen, wird ausdrücklich be- 
stimmt, daß die Vorschriften des Richterwahl- 
gesetzes auf die Berufung der richterlichen Mit- 
glieder anzuwenden sind. Das Vorschlagsrecht wird 
vom Bundesminister des Innern im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Verteidigung ausge- 
übt. Bei der erstmaligen Errichtung der Wehr- 
dienstsenate soll die Vorschrift der Bundesdiszipli- 
narordnung über die Anhörung des Präsidiums des 
Bundesdisziplinarhofs (§ 41 Abs. 3 Satz 3) nicht 
angewendet werden. 

Nach Absatz 1 c entscheiden die Wehrdienst- 
senate in derHauptverhandlung mit drei richterlichen 
Mitgliedern einschließlich des Vorsitzenden und 
zwei militärischen Beisitzern, außerhalb der Haupt- 
verhandlung regelmäßig mit drei richterlichen Mit- 
gliedern. Nach §§ 18 Abs. 4, 21 der Wehr- 
beschwerdeordnung entscheiden die Wehrdienst- 
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Senate in Beschwerdesachen unter Zuziehung der 
militärischen Beisitzer. Nach § 17 Abs. 6 in Ver- 
bindung mit § 21 der Wehrbeschwerdeordnung 
kommt in dringenden Fällen auch eine Entschei- 
dung des Vorsitzenden allein in Betracht. Hinsicht- 
lich der militärischen Beisitzer gilt im übrigen für 
die Besetzung des Wehrdienstsenats die gleiche 
Regelung wie beim Truppendienstgericht (§ 56 
Abs. 2 bis 4). 

In Absatz 2 wurde ohne sachliche Änderung die 
Amtsdauer der militärischen Beisitzer, die auf 
Grund der Wehrpflicht Wehrdienst leisten, dahin 
bestimmt, daß sie für die Zeit ihres Grundwehr- 
dienstes berufen werden. 

4. Allgemeine Vorschriften für das 
disziplinargerichtliche Verfahren 

Die §§ 61 bis 114 folgen weitgehend der Rege- 
lung der Bundesdisziplinarordnung. Soweit die Re- 
gierungsvorlage davon eine abweichende Regelung 
enthält, hat ihr der Verteidigungsausschuß in Über- 
einstimmung mit dem Ausschuß für Rechtswesen 
und Verfassungsrecht grundsätzlich zugestimmt. 

Zu § 65 

§ 65 sieht vor, daß einem verhandlungsunfähigen 
Beschuldigten ein Pfleger zu bestellen ist. 

Absatz 2 wurde in Anlehnung an den Entwurf 
eines Beamtenrechtsrahmengesetzes neu gefaßt. 

Zu § 66 

In § 66, der Bestimmungen über Zeugen und 
Sachverständige enthält, wurde Absatz 2 in der 
Fassung des Bundesrates angenommen. Außerdem 
wurde zur Klarstellung, daß die Bestimmungen 
über die Rechtshilfe im Ausland unberührt bleiben, 
zum Ausdruck gebracht, daß Absatz 2 sich nur auf 
die Rechtshilfe im Inland bezieht. 

Zu § 67 

Die Bestimmung bezieht sich in der Neufassung 
ausschließlich auf die Frage der Verhaftung. Die 
Frage der vorläufigen Festnahme und der zwangs- 
weisen Vorführung ist nicht mehr angesprochen. 
Für die erstere gilt § 9, für die letztere gelten die 
Vorschriften der Strafprozeßordnung. 

Zu § 70 

§ 70 regelt die Verteidigung. 

Absatz 1 wurde in der Fassung des Bundesrates 
angenommen. 

In Absatz 2 war der Ausschuß in seiner Mehr- 
heit der Auffassung, daß, abgesehen von den sonst 
genannten Personen, nur die bei einem Gericht 
im Geltungsbereich des Grundgesetzes zugelassenen 
Rechtsanwälte die Verteidigung übernehmen kön- 
nen, weil es sich im disziplinargeriditlichen Ver- 


fahren in der Hauptsache um innerdienstliche An- 
gelegenheiten der Bundeswehr handelt. 

Zu § 83 

wurde hinzugefügt, daß der Beschuldigte nicht nur 
die Akten einsehen und selbst Abschriften daraus 
nehmen, sondern auch auf seine Kosten Abschrif- 
ten anfertigen lassen kann. 

Zu § 85 

In § 85, der die Teilnahme des Beschuldigten an 
der Hauptverhandlung regelt, wurde als Nr. 1 a 
des Absatzes 1 die Bestimmung eingefügt, daß ohne 
Anwesenheit des Beschuldigten auch dann verhan- 
delt werden kann, wenn sein Aufenthalt unbekannt 
ist, oder wenn er sich außerhalb des Geltungsbe- 
reichs des Grundgesetzes aufhält und seine Gestel- 
lung vor das zuständige Wehrdienstgericht nicht 
ausführbar oder nicht angemessen erscheint. Die 
Einfügung dient der Klarstellung. 

Absatz 3 enthält nur eine redaktionelle Ände- 
rung. 

Zu § 87 

§ 87 enthält Bestimmungen über die Beweisauf- 
nahme. Abweichend von der Bundesdisziplinar- 
ordnung wird in Absatz 2 der Grundsatz der Un- 
mittelbarkeit der Beweisaufnahme in der Haupt- 
verhandlung festgelegt. 

Absatz 3 wurde in der vom Ausschuß für Rechts- 
wesen und Verfassungsrecht vorgeschlagenen Fas- 
sung angenommen. Wenn außer dem Vorsitzenden 
kein weiteres richterliches Mitglied vorhanden ist, 
soll der Vorsitzende selbst die Berichterstattung 
übernehmen. 

Zu § 89 

In § 89, der die Bewilligung eines Unterhalts- 
beitrags an den Verurteilten zum Gegenstand hat, 
wurde der letzte Satz des Absatzes 1 ohne sachliche 
Änderung so gefaßt, daß eine Verweisung auf ein- 
zelne Bestimmungen des noch nicht verabschiedeten 
Soldatenversorgungsgesetzes vermieden wird. 

Zu § 94 

Der Ausschuß für Rechtswesen und Verfassungs- 
recht hatte empfohlen, daß die Frist für die Be- 
gründung der Berufung allgemein auf Antrag um 
weitere zwei Wochen verlängert werden kann. Der 
Verteidigungsausschuß ist, um einer Verzögerung 
des Verfahrens entgegenzuwirken, dieser Empfeh- 
lung nicht gefolgt. Der Ausschuß hielt eine Frist 
von je zwei Wochen, die dem Beschuldigten für die 
Einlegung und die Begründung der Berufung zur 
Verfügung steht, für ausreichend. 

Der Absatz 3 weist in einer gegenüber der Bun- 
desdisziplinarordnung veränderten Fassung deut- 
licher darauf hin, daß die Zurückweisung verspä- 
teten Vorbringens die Ausnahme bilden soll. Der 
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Ausschuß für Rechtswesen und Verfassungsrecht 
war der Auffassung, daß es sich bei dem Verschul- 
den, das zur Zurückweisung eines verspäteten Vor- 
bringens führt, um ein schwerwiegendes Verschul- 
den handeln muß. 

Zu § 102 

In § 102, der Bestimmungen über die vorläufige 
Dienstenthebung enthält, wurde Absatz 6 in der 
Fassung des Bundesrates angenommen. 


Zu § 114 

Der Ausschuß hat in Absatz 2 Satz 3 die Worte 
„oder dem Sold“ auf Anregung des Ausschusses 
für Rechtswesen und Verfassungsrecht gestrichen. 
Einem Soldaten, der auf den Wehrsold angewiesen 
ist, sollen davon die Kosten nicht abgezogen wer- 
den. Die gesetzliche Pfändungsgrenze gilt auch 
hier. 


SCHLUSSVORSCHRIFTEN 

Zu § 120 a 

Da dieses Gesetz das Grundrecht der Freiheit der 
Person einschränkt (vorläufige Festnahme, Arrest), 
erschien dem Bundesrat im Hinblick auf Artikel 19 
Abs. 1 Satz 2 GG die Einfügung dieser Bestimmun- 


gen notwendig. Der Ausschuß hat in Übereinstim- 
mung mit dem Ausschuß für Rechtswesen und Ver- 
fassungsrecht dem Vorschlag des Bundesrates zu- 
gestimmt. 

Zu § 120 b 

§ 120 b regelt die Zulassung von Personen mit 
Befähigung zum höheren Verwaltungsdienst als 
Richter bei den Truppendienstgerichten. Der Aus- 
schuß für Rechtswesen und Verfassungsrecht hat 
gegen die Vorschrift keinen Widerspruch erhoben; 
der Verteidigungsausschuß hat ihr zugestimmt. 

Zu § 120 c 

Als § 120 c hat der Ausschuß eine Bestimmung 
über die Überleitung anhängiger Verfahren auf die 
nach diesem Gesetz zuständigen Dienststellen oder 
Gerichte eingefügt. 

Zu § 121 

Der Ausschuß hielt es in Übereinstimmung mit 
der Auffassung des Bundesrates für zweckmäßig, 
daß das Gesetz erst 14 Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft tritt. 


Bonn, den 23. Januar 1957 

Dr. Götz 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 2181 — in der 
aus der nachstehenden Zusammenstellung er- 
sichtlichen Fassung anzunehmen; 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Ein- 
gaben für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 22. Januar 1957 

Der Ausschuß für Verteidigung 

Dr. Jaeger Dr. Götz 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs einer Wehrdisziplinarordnung (WDO) 

- Drudesache 2181 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Verteidigung 

(6. Ausschuß) 


Entwurf 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


Entwurf einer Wehrdisziplinarordnung 
(WDO) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

EINLEITENDE BESTIMMUNG 


Entwurf einer Wehrdisziplinarordnung 
(WDO) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

EINLEITENDE BESTIMMUNG 


Geltungsbereich 


Geltungsbereich 


§ 1 


S 1 


Sachlicher und persönlicher Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz regelt die Würdigung be- 
sonderer Leistungen durch Anerkennungen 
und die Ahndung von Disziplinarverstößen 
durch Disziplinarstrafen. 

(2) Es gilt für die Soldaten. Die Vorschrif- 
ten über das disziplinargerichtliche Verfah- 
ren (Dritter Abschnitt des Zweiten Teils) 
gelten auch für die Angehörigen der Re- 
serve und die Soldaten im Ruhestand. 

(3) Frühere Soldaten, die keinen Anspruch 
auf Ruhegehalt, jedoch einen sonstigen An- 
spruch auf Dienstzeitversorgung oder auf 
Berufsförderung haben, gelten bis zur Been- 
digung der Gewährung dieser Leistungen im 
Sinne dieses Gesetzes als Soldaten im Ruhe- 


Sachlicher und persönlicher Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz regelt die Würdigung be- 
sonderer Leistungen durch Anerkennungen 
und die Ahndung von Dienstvergehen durch 
Disziplinarstrafen. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 
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Entwurf Beschlüsse des 6. Ausschusses 

stand. Die Leistungen, die sie erhalten, gelten 
als Ruhegehalt. 


ERSTER TEIL 


ERSTER TEIL 


Würdigung besonderer Leistungen 
durdi Anerkennungen 


Würdigung besonderer Leistungen 
durch Anerkennungen 


S 2 


Besondere Leistungen, Arten der 
Anerkennungen 


(1) Vorblldlldie Pfllditerfüllung und her- 
vorragende Einzeltaten können durch An- 
erkennungen gewürdigt werden. 

(2) Anerkennungen sind: 

1. Anerkennung im Tagesbefehl 


2. Anerkennung im Tagesbefehl mit Aus- 
händigung einer Anerkennungsurkunde 

3. Anerkennung im Verordnungsblatt der 
Streitkräfte 

4. Anerkennung im V erordnungsblatt der 
Streitkräfte mit Aushändigung einer An- 
erkennungsurkunde. 

(3) Mit einer Anerkennung kann Sonder- 
urlaub bis zuzwei Wochen verbunden werden. 


§ 2 

Besondere Leistungen, Arten der 
Anerkennungen 

(1) unverändert 


(2) Förmlidie Anerkennungen sind: 

1. Anerkennung im Kompanie- oder Tages- 
befehl 

2. entfällt 

3. Anerkennung im Verordnungsblatt der 
Bundeswehr. 

4. entfällt 


(3) u n V e r ä n d er t 


§ 3 


Zuständigkeit zum Erteilen von 
Anerkennungen 


(1) Es können erteilen 

1. der Kompaniechef oder ein Vorgesetzter 
in entsprechender oder höherer Dienst- 
stellung 

Anerkennung im Tagesbefehl, 


2. der Kommandeur einer Brigade oder 
Division oder ein Vorgesetzter in ent- 
sprechender oder höherer Dienststellung 
Anerkennung im Tagesbefehl^ 
Anerkennung im Tagesbefehl mit Aus- 
händigung einer Anerkennungurkunde, 
der Bundesminister für Verteidigung 
Anerkennung im Verordnungsblatt der 
Streitkräfte, 


§ 3 


Zuständigkeit zum Erteilen von 
Anerkennungen 


(1) Es können erteilen 

1. der Kompaniehef oder ein Vorgesetzter 
in entsprehender oder höherer Dienst- 
stellung 

Anerkennung im Kompanie- oder Tages- 
befehl, 

2. der Bundesminister für Verteidigung 
Anerkennung im Verordnungsblatt der 
Bundeswehr. 
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Anerkenung im Verordnungsblatt der 
Streitkräfte mit Aushändigung einer An- 
erkennungsurkunde, 

(2) Sonderurlaub kann nur der Komman- 
deur eines Regiments oder ein Vorgesetzter 
in entsprechender oder höherer Dienststel- 
lung gewähren oder genehmigen. 

§ 4 

Erteilen der Anerkennungen 

(1) Bei der Entscheidung, ob eine An- 
erkennung erteilt werden soll, ist ein stren- 
ger Maßstab anzulegen. Der Soldat soll sei- 
ner Persönlichkeit nach einer Anerkennung 
würdig sein. Die Anerkennung soll auch sei- 
nen Kameraden gegenüber gerechtfertigt er- 
scheinen. Der Vertrauensmann soll gehört 
werden. 

(2) Den Zeitpunkt des Sonderurlaubs be- 
stimmt der für die Bewilligung des Er- 
holungsurlaubs zuständige Vorgesetzte. 

§ 5 

Widerruf von Anerkennungen 

Eine Anerkennung ist zu widerrufen, wenn 
sie durch Zwang, arglistige Täuschung oder 
Bestechung herbeigeführt worden ist. Über 
den Widerruf entscheidet der Kommandeur 
der Brigade oder Division oder ein Vorge- 
setzter in entsprechender Dienststellung. Hat 
ein höherer Vorgesetzter die Anerkennung 
erteilt, steht die Entscheidung diesem zu. 
Wird die Anerkennung widerrufen, so ist 
eine Anerkennungsurkunde einzuziehen, Son- 
derurlaub auf den /<^^re5urlaub anzurechnen. 
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(2) unverändert 


§ 4 


Erteilen der Anerkennungen 


(1) Bei der Entscheidung, ob eine förm- 
liche Anerkennung erteilt werden soll, ist 
ein strenger Maßstab anzulegen. Der Soldat 
soll seiner Persönlichkeit nach dieser Aner- 
kennung würdig sein. Die Anerkennung soll 
auch seinen Kameraden gegenüber gerecht- 
fertigt erscheinen. Der Vertrauensmann soll 
gehört werden. 

(2) unverändert 


§ 5 


Widerruf von Anerkennungen 


Eine förmliche Anerkennung Ist zu wider- 
rufen, wenn sich nachtraglidi herausstellt, 
daß die Voraussetzungen, unter denen sie er- 
teilt wurde, nicht Vorlagen. Über den Wider- 
ruf entscheidet der Kommandeur der Brigade 
oder Division oder ein Vorgesetzter in ent- 
sprechender Dienststellung. Hat ein höherer 
Vorgesetzter idie Anerkennung erteilt, steht 
die Entscheidung diesem zu. Wird die Aner- 
kennung widerrufen, so ist ein in Anspruch 
genommener Sonderurlaub auf den Er- 
holungsurlaub anzurechnen. 


ZWEITER TEIL 

Ahndung von Disziplinarverstößen 

durch Disziplinarstrafen 

ERSTER ABSCHNITT 
Allgemeine Bestimmungen 

S 6 

Voraussetzungen der disziplinären Ahndung 

(1) Disziplinarver Stöße (§ 20 des Soldaten- 
gesetzes vom .... 1956 [Bundesgesetzbl. I 


ZWEITER TEIL 

Ahndung von Dienstvergehen 
durch Disziplinarstrafen 

ERSTER ABSCHNITT 
Allgemeine Bestimmungen 

§ 6 

Voraussetzungen der disziplinären Ahndung 

(1) Dienstvergehen (§ 23 des Soldatenge- 
setzes vom 19. März 1956 - Bundesgesetzbl. I 
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S. . . .]) können durch Disziplinarstrafen ge- 
ahndet werden, 

1. wenn sie nicht unter ein Strafgesetz fal- 
len oder 

2. wenn sie unter ein Strafgesetz fallen, aber 
ihretwegen nicht auf Strafe oder eine 
strafrechtliche Maßnahme anderer Art 
erkannt wird. 

Disziplinarstrafen sind einfache Disziplinar- 
strafen (§ 10) und Laufbahnstrafen (§ 43). 

(2) Disziplinarstrafen, deren Verhängung 
den W ehrdisziplinar%tn6ix,tn Vorbehalten ist 
(Laufbahnstrafen), sind auch zulässig, wenn 
gegen den Beschuldigten wegen derselben 
Tat auf Strafe oder eine strafrechtliche Maß- 
nahme anderer Art erkannt wird. 
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S. 117) können durch Dilziplinarstrafen ge- 
ahndet werden, 

1. unverändert 

2. unverändert 


Disziplinarstrafen sind einfache Disziplinar- 
strafen (§ 10) und Laufhahnstrafen (§ 43). 

(2) Disziplinarstrafen, deren Verhängung 
den Wehrdienstgerichten Vorbehalten ist 
(Laufbahnstrafen), sind auch zulässig, wenn 
gegen den Beschuldigten wegen derselben 
Tat auf Strafe oder eine strafrechtliche Maß- 
nahme anderer Art erkannt wird. 


§ 7 

Ermessensgrundsatz, Zeitablauf 


§ 7 


Ermessensgrundsatz, Zeitaiblauf 


(1) Der zuständige DIsziplinarvorgesetzte 
bestimmt nach pfliditmäßigem Ermessen, ob 
wegen eines Disziplinarver Stoßes nach die- 
sem Gesetz einzuschreiten ist; er hat dabei 
auch das gesamte dienstliche und außerdienst- 
liche Verhalten zu berücksichtigen. 

(2) Sind seit einem Disziplinarverstoß, der 
keine Laufbahnstrafe gerechtfertigt hätte, 
mehr als sechs Monate verstrichen, so ist 
eine Bestrafung nicht mehr zulässig. Die 
Frist läuft nicht, solange wegen der Tat ein 
Strafverfahren oder ein disziplinargericht- 
liches Verfahren schwebt oder der Sachver- 
halt Gegenstand einer Beschwerde ist. 


(!) Der zuständige Diszlplinarvorgesetzte 
bestimmt nach pflichtmäßigem Ermessen, ob 
wegen eines Dienstvergehens nach diesem 
Gesetz einzuschreiten ist; er hat dabei auch 
das gesamte dienstliche und außerdienstliche 
Verhalten zu berücksichtigen. 

(2) Sind seit einem Dienstvergehen, das 
keine Laufbahnstrafe gerechtfertigt hätte, 
mehr als drei Monate verstrichen, so ist 
eine Bestrafung nicht mehr zulässig. Die 
Frist läuft nicht, solange wegen der Tat ein 
Strafverfahren oder ein disziplinarge richt- 
liches Verfahren schwebt oder der Sachver- 
halt Gegenstand einer Beschwerde ist. 


§ 8 


Keine mehrfache Ahndung, Einheitsstrafe 


§ 8 

Keine mehrfache Ahndung, Einheitsstrafe 


(1) Wegen eines Disziplinarverstoßes darf 
ein Beschuldigter nur einmal disziplinär be- 
straft werden. § 75 bleibt unberührt. 

(2) Wegen mehrerer Pflichtverletzungen 
eines Beschuldigten, über die gleichzeitig ent- 
schieden werden kann, darf nur eine Diszi- 
plinarstrafe verhängt werden. 


(1) Wegen eines Dienstvergehens darf ein 
Beschuldigter nur einmal disziplinär bestraft 
werden. § 75 bleibt unberührt. 

(2) Mehrere Pflichtverletzungen eines Be- 
schuldigten, über die gleichzekig entschieden 
werden kann, sind als ein Dienstvergehen zu 
ahnden. 


S 9 


Vorläufige Festnahme 


(1) Jeder DIsziplinarvorgesetzte kann 
Soldaten, die seiner Disziplinargewalt unter- 


§ 9 

Vorläufige Festnahme 


(1) Jeder Dilzlplinarvorgesetzte kann 
Soldaten, die seiner Disziplinargewalt unter- 
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stehen, wegen eines Disziplinarverstoßes vor- 
läufig festnehmen, wenn es die Aufrecht- 
erhaltung der Disziplin erfordert. 

(2) Die gleiche Befugnis hat 

1. jeder Angehörige des militärischen Ord- 
nungsdienstes einschließlich der militäri- 
schen Wachen gegenüber jedem Soldaten, 
dessen Disziplinarvorgesetzte nicht auf 
der Stelle erreichbar sind; 

2. )eder Wachvorgesetzte gegenüber jedem 
Soldaten der Wache; 

3. jeder Vorgesetzte sowie jeder Offizier 
und Unteroffizier gegenüber jedem Sol- 
daten, der im Dienstgrad unter ihm steht, 
wenn der an sich zuständige Disziplinar- 
vorgesetzte nicht auf der Stelle erreich- 
bar ist. 

Das Festnahmerecht des militärischen Ord- 
nungsdienstes einschließlich der militärischen 
Wachen (Nummer 1) geht dem der Vorge- 
setzten, Offiziere und Unteroffiziere (Num- 
mer 3) vor. Im Fall der Nummer 3 wird der 
festnehmende Offizier oder Unteroffizier 
durch die Erklärung der Festnahme Vorge- 
setzter des Festgenommenen. Die vorläufige 
Festnahme ist unverzüglich der Dienststelle 
des Festgenommenen zu melden. 


(3) Der Festgenommene ist spätestens am 
Ende des Tages nach der vorläufigen Fest- 
nahme auf freien Fuß zu setzen, wenn nicht 
zuvor ein Haftbefehl des Richters ergeht. 


(4) Der genaue Zeitpunkt der Festnahme 
und der Freilassung ist schriftlich zu ver- 
merken. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

stehen, wegen eines Dienstvergehens vor- 
läufig festnehmen, wenn es die Aufrecht- 
erhaltung der Disziplin gebietet. 

(2) Die gleiche Befugnis hat 

1. unverändert 


2. entfällt 

3. jeder Vorgesetzte sowie jeder Offizier 
und Unteroffizier gegenüber jedem Sol- 
daten, der im Dienstgrad unter ihm steht, 
wenn der an sich zuständige Diziplinar- 
vorgesetzte oder ein Angehöriger des 
militärischen Ordnungsdienstes nicht auf 
der Stelle erreichbar ist. In diesem Falle 
wird der festnehmende Offizier oder 
Unteroffizier durch die Erklärung der 
Festnahme Vorgesetzter des Festgenom- 
menen. Die vorläufige Festnahme ist un- 
verzüglich der Dienststelle des Festge- 
nommenen zu melden. 


(2 a) Angehörige einer militärischen Wache 
dürfen nur von ihren Wachvorgesetzten fest- 
genommen werden. 

(3) Der Festgenommene ist auf freien Fuß 
zu setzen, sobald die Aufrechterhaltung der 
Disziplin die Festhaltung nicht mehr erfor- 
derlich macht, spätestens jedoch am Ende des 
Tages nach der vorläufigen Festnahme, wenn 
nicht zuvor wegen Verdachts einer strafbaren 
Handlung ein Haftbefehl des Richters ergeht. 

(4) Der Grund der Festnahme und ihr ge- 
nauer Zeitpunkt sowie der Zeitpunkt der 
Freilassung sind schriftlich zu vermerken. 
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ZWEITER ABSCHNITT 

Die Disziplinargewalt der Diszipllnar- 
vorgesetzten und ihre Ausübung 

1. Einfache Disziplinarstrafen 

§ 10 

Arten der einfachen Disziplinarstrafen 

(1) Die Disziplinarstrafen, die von den 
Diziplinarvorgesetzten verhängt werden kön- 
nen (einfache Disziplinarstrafen), sind 

1. Verweis 

2. strenger Verweis 

3. Soldverwaltung 

4. Geldbuße 

5. Ausgangsbeschränkung 

6. Arrest. 

(2) Neben Arrest kann Soldverwaltung 
und Ausgangsbeschränkung oder eine dieser 
Strafen verhängt werden. Im übrigen darf 
wegen desselben Disziplinarverstoßes nur 
eine Disziplinarstrafe verhängt werden. 

§ 11 

Verweis, strenger Verweis 

(1) Der Verweis ist der förmliche Tadel 
eines bestimmten pflichtwidrigen Verhal- 
tens des Beschuldigten. 

(2) Der strenge Verweis ist der Verweis, 
der vor der Truppe bekanntgemacht wird. 

(3) Mißbilligende Äußerungen eines Diszi- 
plinarvorgesetzten, die nicht ausdrücklich als 
Verweis oder strenger Verweis bezeichnet 
werden (Belehrungen, Warnungen, Zurecht- 
weisungen oder ähnliche Maßnahmen), sind 
keine Disziplinarstrafen. 

§ 12 

Soldverwaltung 

(1) Die Soldverwaltung besteht darin, daß 
die Besoldung in Teilbeträgen ausgezahlt 
wird, die nadi pfHchtmäßigem Ermessen des 
Disziplinarvorgesetzten festgesetzt werden. 

(2) Die Soldverwaltung darf nur bis zu 
drei Monaten und bis zur Vollendung des 
25. Lebensjahres und nicht mehr nach Voll- 
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ZWEITER ABSCHNITT 

Die Disziplinargewalt der Disziplinar- 
vorgesetzten und ihre Ausübung 

1. Einfache Disziplinarstrafen 

§ 10 

Arten der einfachen Disziplinarstrafen 
(1) unverändert 


(2) Neben Arrest kann Soldverwaltung 
und Ausgangsbeschränkung oder eine dieser 
Strafen verhängt werden. Im übrigen darf 
wegen desselben Dienstvergehens nur eine 
Disziplinarstrafe verhängt werden. 

§ 11 

unverändert 


§ 12 

Soldverwaltung 

(1) unverändert 

(2) Die SoldvAjM^ung dauert höchstens 

drei Monate. Sie^S|^B|^r gegen unverheira- 
tete Soldaten und zur Vollendung des 
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endung des fünften Dienstjahres verhängt 
werden. 


§ 13 

Geldbuße 

(1) Die Geldbuße darf den einmonatigen 
Betrag der Dienstbezüge oder des Soldes 
nicht übersteigen. 

(2) Beim Bemessen der Geldbuße sind auch 
die persönlichen und wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse des Beschuldigten zu berücksichtigen. 

§ 14 

Ausgangsbeschränkung 

(1) Die Ausgangsbeschränkung besteht in 
dem Verbot, sich von Dienstschluß an oder 
einer bestimmten Stunde danach außerhalb 
der Unterkunft aufzuhalten. Sie kann durdi 
das Verbot verschärft werden, für die ganze 
Dauer oder einen Teil Gemeinschaftsräume 
zu besuchen und Besuch zu empfangen (ver- 
schärfte Ausgangsbeschränkung). 

(2) Die Ausgangsbeschränkung dauert 
mindestens drei Tage und höchstens drei 
Wochen. 

§ 15 
Arrest 

(1) Der Arrest besteht in einfacher Frei- 
heitsentziehung. Er kann für die ganze 
Dauer oder einen Teil durch hartes Lager, 
Kostschmälerung oder eine dieser Maßnah- 
men verschärft werden (verschärfter Arrest). 

(2) Der Arrest dauert mindesten drei Tage 
und höchstens drei Wochen. 

2. Disziplinargewalt 

§ 16 

Disziplinarvorgesetzte 

(1) Die Befugnis, Disziplinarstrafen zu ver- 
hängen und die sonst den Disziplinarvorge- 
setzten obliegenden Entscheidungen und 
Maßnahmen zu treffen (Disziplinargewalt), 
haben die Offiziere, denen sie nach diesem 
Gesetz zusteht, und der^n truppendienst- 
liche Vorgesetzte sov^^ie Vorgesetzten in 
vergleichbaren Dienstüraungen, denen sie 
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25. Lebensjahres, jedoch nicht mehr nach 
Vollendung des fünften Dienstjahres ver- 
hängt werden. 

§ 13 

unverändert 


§ 14 

unverändert 


§ 15 

unverändert 


2. D i s z li p 1 i n a r g e w a 1 1 
§ 16 

unverändert 
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durch den Bundesminister für Verteidigung 
2ur Erfüllung besonderer Aufgaben ver- 
liehen wird. Oberster Dlsziplinarvorgesetzter 
ist der Bundesminister für Verteidigung. 

(2) Die Disziplinargewalt ist an die Dienst- 
stellung gebunden. Sie kann nicht übertragen 
werden. Sie geht von selbst auf den Stell- 
vertreter im Kommando über. Hat der In- 
haber der Dienststelle oder der Stellvertreter 
im Kommando keinen Offiziersrang, so geht 
sie auf den nächsthöheren Disziplinarvorge- 
setzten über. 

(3) Verstöße der Sanitätsoffiziere gegen 
ihre ärtzlichen Pflichten werden durch Vor- 
gesetzte Sanitätsoffiziere geahndet. Dies gilt 
auch dann, wenn mit dem Verstoß gegen 
ärztliche Pflichten ein Verstoß gegen sonstige 
Pflichten zusammentrifft. 


§ 17 § 17 

Stufen der Disziplinargewalt u n v e r ä n 

(1) Die Disziplinargewalt ist nach der 
Dienststellung der Diszlplinarvorgesetzten 
abgestuft. Es können verhängen 

1. der Kompaniechef und ein Offizier in 
entsprechender Dienststellung 

gegen Unteroffiziere und Mannschaften 

Verweis, strengen Verweis, Soldver- 
waltung, Geldbuße und Ausgangsbe- 
schränkung, 

gegen Offiziere 
Verweis; 

2. der Bataillonskommandeur und ein Offi- 
zier in entsprechender Dienststellung 

gegen Unteroffiziere und Mannschaften 

außer den Disziplinarstrafen nach Num- 
mer 1 Arrest, 

gegen Offiziere 

die Disziplinarstrafen wie gegen Unter- 
offiziere und Mannschaften 

außer Arrest; 

3. der Bundesminister für Verteidigung so- 
wie die Offiziere vom Regimentskom- 
mandeur an aufwärts und die Offiziere 
in entsprechenden Dienststellungen 

außer den Disziplinarstrafen nach Num- 
mer 2 
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gegen Offiziere 
Arrest. 

Der Bundesminister für Verteidigung stellt 
fest, welche Vorgesetzten im Sinne der Num- 
mern 1 bis 3 sich in entsprechenden Dienst- 
stellungen befinden. 

(2) Ein Disziplinarvorgesetzter hat die 
Disziplinargewalt der nädisthöheren Stufe, 
wenn der sonst zuständige Dlszlplinarvor- 
gesetzte nicht erreichbar ist und die militä- 
rische Disziplin ein sofortiges Einschreiten 
erfordert. Solche Fälle sind unverzüglich dem 
sonst zuständigen Disziplinarvorgesetzten zu 
melden. 

§ 18 

Zuständigkeit des nächsten Disziplinar- 
vorgesetzten 

(1) Soweit das Gesetz nidbts anderes be- 
stimmt, Übt der nächste Diszlplinarvorge- 
setzte die Disziplinargewalt aus. Nächster 
Disziplinarvorgesetzter Ist der unterste Vor- 
gesetzte mit Disziplinargewalt, dem der Sol- 
dat unmittelbar unterstellt ist. 

(2) Wedbselt vor Erledigung eines Falles 
das Unterstellungsverhältnis, so wird der 
neue Disziplinarvorgesetzte zuständig. Dies 
gilt insbesondere bei Versetzungen oder zeit- 
weiligem Aussdbeiden von Truppenteilen 
aus ihrem Verband sowie bei Kommandie- 
rungen, sofern nicht die Dienststelle, die die 
Kommandierung ausspricht, etwas anderes 
bestimmt. In den Fällen einer vorübergehen- 
den Unterstellung kann die Disziplinarge- 
walt gegen Ranghöhere nicht ausgeübt 
werden. 
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§ 18 

Zuständigkeit des nächsten Disziplinar- 
vorgesetzten 

(1) unverändert 


(2) Wechselt vor Erledigung eines Falles 
das Unterstellungsverhältnis, so wird der 
neue Disziplinarvorgesetzte zuständig. Dies 
gilt insbesondere bei Versetzungen oder zeit- 
weiligem Ausscheiden von Truppenteilen 
aus ihrem Verband sowie bei Kommandie- 
rungen, sofern nicht die Dienststelle, die die 
Kommandierung ausspricht, etwas anderes 
bestimmt. 

(3) In den Fällen einer vorübergehenden 
Unterstellung kann die Disziplinargewalt 
gegen Ranghöhere nicht ausgeübt werden. 


§ 19 

Zuständigkeit der nädisthöheren Disziplinar- 
vorgesetzten 

(1) Der nächsthöhere Disziplinarvorgesetzte 
ist 2 ur Ahndung eines Disziplinarver Stoßes 
unmittelbar zuständig, wenn die Tat von 
dem nächsten Disziplinarvorgesetzten nidht 
geahndet werden kann, weil 

1. seine Disziplinargewalt nicht ausreidit 
(§17 Abs. 1 Nr. 1 und 2), 


§ 19 

Zuständigkeit des nädisthöheren Disziplinar- 
vorgesetzten 

(1) Der nächsthöhere Disziplinarvorgesetzte 
ist zuständig, wenn die Tat von dem näch- 
sten Disziplinarvorgesetzten nicht geahndet 
werden kann, weil 

1. entfällt hier 

siehe Absatz la 
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2. er durch die Tat persönlich verletzt ist, 

3. er selbst an der Tat beteiligt ist, 

4. er sich sonst für befangen hält, 

5. die Tat im Falle des § 18 Abs. 2 Satz 3 
von einem Ranghöheren begangen ist, 

6. der nächste Disziplinarvorgesetzte nicht 
erreichbar ist und die militärische Diszi- 
plin ein sofortiges Einschreiten erfordert. 
Solche Fälle sind unverzüglich dem sonst 
zuständigen Disziplinarvorgesetzten mit- 
zuteilen. 


(2) Der nächste Disziplinarvorgesetzte hat 
in den Fällen des Absatzes 1 Nummern 1 bis 
5 den Disziplinarverstoß dem nächsthöheren 
Disziplinarvorgesetzten zu melden. 

§ 20 

Disziplinargewalt nach dem Dienstgrad 

(1) Die örtlichen Befehlshaber, die Führer 
von besonders zusammengestellten Abteilun- 
gen und die Offiziere in ähnlichen Dienst- 
stellungen haben im Rahmen ihrer Befehls- 
befugnis, sofern ihnen nadi ihrer sonstigen 
Dienststellung keine höhere Disziplinar- 
gewalt zusteht, je nach dem Dienstgrad fol- 
gende Disziplinargewalt: 

1. ein Leutnant, Oberleutnant oder Flaupt- 
mann oder ein Offizier in entsprechen- 
dem Dienstgrad die Disziplinargewalt 
eines Kompaniedaefs, 

2. ein Major, Oberstleutnant oder ein Offi- 
zier in entsprechendem Dienstgrad die 
Disziplinargewalt eines Bataillonskom- 
mandeurs, 

3. ein Oberst oder ein Offizier in ent- 
sprechendem oder höherem Dienstgrad 
die Disziplinargewalt der höchsten Stufe 
(§ 17 Abs. 1 Nr. 3). 
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2. entfällt hier 

siehe Absatz la 

3. dieser selbst an der Tat beteiligt ist, 

4. entfällt hier 

siehe Absatz la 

5. die Tat im Falle des § 18 Abs. 3 von 
einem Ranghöheren begangen ist, 

6. unverändert 


(1 a) Der nädisthöhere Disziplinarvorge- 
setzte ist weiterhin zur Ahndung der Tat zu- 
ständig, wenn der nächste Disziplinarvorge- 
setzte meldet, daß 

1. seine Disziplinargewalt nicht ausreicht 
(§17 Abs. 1 Nr. 1 und 2), 

2. er persönlich durch die Tat verletzt ist, 

3. er sich für befangen hält. 

(2) Der nächste Disziplinarvorgesetzte hat 
in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 3 und 5 und 
des Absatzes 1 a das Dienstvergehen dem 
nächsthöheren Disziplinarvorgesetzten zu 
melden. 

§ 20 

unverändert 
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Der Bundesminister für Verteidigung:; stellt 
fest, welchen Offizieren nach dieser Vor- 
schrift Disziplinargewalt zusteht. 

(2) Für die Disziplinargewalt des Stellver- 
treters im Kommando ist der Dienstgrad 
des Stellvertreters maßgebend. 

(3) Die Disziplinargewalt dieser Vorgesetz- 
ten besteht nur dann, wenn die militärische 
Disziplin ein sofortiges Einschreiten erfor- 
dert und der an sich zuständige Disziplinar- 
vorgesetzte hierzu nicht erreichbar ist. Solche 
Fälle sind unverzüglich dem sonst zuständi- 
gen Disziplinarvorgesetzten mitzuteilen. 


3. Ausüben der Disziplinar- 
gewalt 


§ 21 


Prüfungspflicht des Disziplinarvorgesetzten 


(1) Der Disziplinarvorgesetzte prüft, ob 
der Fall nach § 6 disziplinär erledigt werden 
kann. Ist disziplinäre Erledigung zulässig, so 
prüft er weiter, ob er es bei einer Belehrung, 
Warnung, Zurechtweisung oder einer ähn- 
lichen Maßnahme bewenden lassen oder ob 
er bestrafen oder die Tat zur disziplinären 
Bestrafung weitermelden will. Er hat dabei 
auch das gesamte dienstliche und außer- 
dienstliche Verhalten zu berücksichtigen. In 
der Regel soll er erst dann strafen, wenn 
andere Maßnahmen erfolglos geblieben sind. 


(2) Jede Bestrafung setzt voraus, daß der 
Disziplinarvorgesetzte nach pflichtmäßiger 
Prüfung von der Schuld des Beschuldigten 
überzeugt ist. Bestehen Zweifel über die 
Täterschaft, die Schuld oder das Maß der 
Strafwürdigkeit, so ist der Sachverhalt durch 
mündliche oder schriftliche Verhandltmgen 
aufzuklären. Der Inhalt mündlichei' Ver- 
handlungen ist aktenkundig zu machen. 


(3) Vor der Entscheidung ist der Beschul- 
digte stets zu fragen, was er zu seiner Recht- 
fertigung vorzubringen hat. Berichte sollen 
von ihm nur angefordert werden^ soweit es 
unerläßlich ist. 
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3. Ausübung der Disziplinar- 
gewalt 

§ 21 

Prüfungspflicht des Disziplinarvorgesetzten 

(1) Der Disziplinarvorgesetzte prüft, ob 
der Fall nach § 6 disziplinär erledigt werden 
kann. Ist disziplinäre Erledigung zulässig, so 
prüft er weiter, ob er es bei einer Belehrung, 
Warnung, Zurechtweisung oder einer ande- 
ren zulässigen Maßnahme bewenden lassen 
oder ob er bestrafen oder die Tat zur diszi- 
plinären Bestrafung weitermelden will. Er 
hat dabei auch das gesamte dienstliche und 
außerdienstliche Verhalten zu berücksichti- 
gen. In der Regel soll er erst dann strafen, 
wenn andere Maßnahmen erfolglos geblieben 
sind. 

(2) Jede Bestrafung ^tzt voraus, daß der 
Disziplinarvorgesetzte nach pflichtmäßiger 
Prüfung von der Schuld des Beschuldigten 
überzeugt ist. 

(2 a) Bestehen Zweifel über die Täter- 
schaft, die Schuld oder das Maß der Straf- 
würdigkeit, so ist der Sachverhalt durch 
mündliche oder schriftliche Verhandlungen 
aufzuklären. Der Inhalt mündlicher Ver- 
handlungen ist aktenkundig zu machen. 

(3) Vor der Entscheidung ist der Beschul- 
digte stets zu fragen, was er zu seiner Recht- 
fertigung vorzubringen hat. 
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(4) Vor der Entscheidung soll der Ver- 
trauensmann, wenn möglich^ über die Per- 
son des Beschuldigten gehört werden. Der 
Sachverhalt soll ihm vorher bekanntgegeben 
werden. 

(5) Disziplinarsachen sind beschleunigt zu 
behandeln. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

(4) Vor der Entscheidung soll der Ver- 
trauensmann über die Person des Beschuldig- 
ten gehört werden. Der Sachverhalt soll ihm 
vorher bekanntgegeben werden. 

(5) unverändert 


§ 22 

Disziplinarbestrafung und Strafverfahren 

(1) Ist der Disziplinarverstoß eine Straf- 
tat (gerichtlich strafbare Handlung) oder ist 
dies zweifelhaft, so ist die Sache an die zu- 
ständige Strafverfolgungsbehörde abzugeben. 

(2) Disziplinarverstöße, die mit einer 
Straftat Zusammenhängen, aber nicht zu 
deren gesetzlichem Tatbestand gehören, sind 
unabhängig von dem Strafverfahren diszi- 
plinär zu erledigen. 

(3) Ist der Beschuldigte im Strafverfahren 
freigesprochen worden, so können Tatsachen, 
die Gegenstand der strafgerichtlichen Unter- 
suchung waren, nur dann disziplinär geahn- 
det werden, wenn sie einen Disziplinarver- 
stoß enthalten, der nicht unter ein Strafge- 
setz fällt. Der Disziplinarvorgesetzte ist an 
die tatsächlichen Feststellungen des straf- 
gerichtlichen Urteils, auf denen der Frei- 
spruch beruht, gebunden. 

(4) Ist eine Straftat unzulässigerweise 
disziplinär geahndet worden, so ist die Sache 
nachträglich der Strafverfolgungsbehörde 
mitzuteilen. 


§ 23 


Selbständigkeit des nächsten Disziplinar- 
vorgesetzten 


(1) Der zuständige Disziplinarvorgesetzte 
entscheidet allein verantwortlich; ihm kann 
nicht befohlen werden, ob und wie er stra- 
fen soll. Der vorsätzliche Bruch der Aus- 
gangsbeschränkung ist jedoch stets mit Arrest 
zu bestrafen. 

(2) Bestraft der Disziplinarvorgesetzte den 
Beschuldigten, so dürfen höhere Vorgesetzte 
diese Entscheidung, abgesehen von den Fäl- 
len des Antrags nach § 31 und der Be- 
schwerde, nur unter den Voraussetzungen 
des § 32 Abs. 2 und 3 aufheben oder ändern, 

(3) Läßt der Disziplinarvorgesetzte einen 
Disziplinarverstoß straflos, so darf kein 


§ 22 

Disziplinarbestrafung und Strafverfahren 

(1) Ist das Dienstvergehen eine strafge- 
richtlich zu verfolgende Handlung oder ist 
dies zweifelhaft, so ist die Sache an die zu- 
ständige Strafverfolgungsbehörde abzugeben. 

(2) Dienstvergehen, die mit einer Straftat 
Zusammenhängen, aber nicht zu deren ge- 
setzlichem Tatbestand gehören, sind unabhän- 
gig von dem Strafverfahren disziplinär zu 
erledigen. 

(3) Ist der Beschuldigte im Strafverfahren 
freigesprochen worden, so können Tatsachen, 
die Gegenstand der strafgerichtlichen Unter- 
suchung waren, nur dann disziplinär geahn- 
det werden, wenn sie ein Dienstvergehen 
enthalten, das nicht unter ein Strafgesetz 
fällt. Der Disziplinarvorgesetzte ist an die 
tatsächlichen Feststellungen des strafgericht- 
lichen Urteils, auf denen der Freispruch be- 
ruht, gebunden. 

(4) unverändert 


§ 23 

Selbständigkeit des nächsten Disziplinar- 
vorgesetzten 

(1) unverändert 


(2) Bestraft der Disziplinarvorgesetzte den 
Beschuldigten, so dürfen höhere Vorgesetzte 
diese Entscheidung, abgesehen von den Fäl- 
len des Antrags nach § 31 und der Be- 
schwerde, nur unter den Voraussetzungen 
des § 32 Abs. 2 aufheben. 

(3) Läßt der Disziplinarvorgesetzte ein 
Dienstvergehen straflos, so darf kein höherer 
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höherer Vorgesetzter diese Entscheidung 
ändern. § 75 bleibt unberührt. 

§ 24 

Absehen von Disziplinarstrafe 

(1) Entscheidet der Disziplinarvorgesetzte, 
daß der Beschuldigte nicht bestraft wird, weil 
ein Disziplinarverstoß nicht vorliegt oder 
nicht erwiesen ist, oder sieht er von Strafe 
ab, weil er die Tat straflos lassen will, so hat 
er die Entscheidung dem Beschuldigten be- 
kanntzugeben, wenn er ihn gehört hat. 

(2) Der Disziplinarvorgesetzte kann den 
Fall nur dann erneut verfolgen, wenn erheb- 
liche neue Tatsachen oder Beweismittel be- 
kannt werden. 

§ 25 

Verhängen der Disziplinarstrafe 

(1) Eine Disziplinarstrafe darf erst nach 
Ablauf einer Nacht verhängt werden, nach- 
dem der zur Bestrafung zuständige Diszipli- 
narvorgesetzte von dem Disziplinarverstoß 
erfahren hat. 

(2) Die Disziplinarstrafe wird durch die 
dienstliche Bekanntgabe der Strafformel 
an den Beschuldigten verhängt. Sein Ehrge- 
fühl ist zu schonen. 

(3) Die Strafformel muß bei der Bekannt- 
gabe schriftlich festgelegt sein. Sie muß Zeit, 
Ort und Sachverhalt des Disziplinarver- 
Stoßes, Art und Höhe der Strafe sowie etwai- 
ger Verschärfungen, bei der Ausgangsbe- 
schränkung außerdem die tägliche Dauer und 
einen Hinweis auf die Folgen eines BruÄes 
der Ausgangsbeschränkung (§ 23 Abs. 1 
Satz 2), ferner eine etwa bewilligte Straf- 
aussetzung zur Bewährung angeben. Eine 
Abschrift der Strafformel ist dem Beschul- 
digten auszuhändigen. Der Beschuldigte ist 
über die Zulässigkeit der Beschwerde, die 
Stelle, bei der die Beschwerde anzubringen 
ist, und die einzuhaltende Frist schriftlich zu 
belehren. 

(4) Sind mehrere Disziplinarstrafen neben- 
einander zulässig (§ 10 Abs. 2), so können 
sie nur gleichzeitig verhängt werden. 

(5) Der Disziplinarvorgesetzte kann eine 
von ihm verhängte Disziplinarstrafe nicht 
mehr aufheben oder ändern oder, außer im 
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Vorgesetzter diese Entscheidung ändern. § 75 
bleibt unberührt. 

§ 24 

Absehen von Disziplinarstrafe 

(1) Entscheidet der Disziplinarvorgesetzte, 
daß der Beschuldigte nicht bestraft wird, weil 
ein Dienstvergehen nicht vorliegt oder nicht 
erwiesen ist, oder sieht er von Strafe ab, weil 
er die Tat straflos lassen will, so hat er die 
Entscheidung dem Beschuldigten bekanntzu- 
geben, wenn er ihn zuvor gehört hat. 

(2) unverändert 


§ 25 

Verhängen der Disziplinarstrafe 

(1) Eine Disziplinarstrafe darf erst nach 
Ablauf einer Nacht verhängt werden, nach- 
dem der für die Bestrafung zuständige Diszi- 
plinarvorgesetzte von dem Dienstvergehen 
erfahren hat. 

(2) unverändert 


(3) Die Strafformel muß bei der Bekannt- 
gabe schriftlich festgelegt sein. Sie muß Zeit, 
Ort und Sachverhalt des Dienstvergehens, 
Art und Höhe der Strafe sowie etwaiger 
Verschärfungen, bei der Ausgangsbeschrän- 
kung außerdem die tägliche Dauer und 
einen Hinweis auf die Folgen eines Bruches 
der Ausgangsbeschränkung (§ 23 Abs. 1 
Satz 2), ferner eine etwa bewilligte Straf- 
aussetzung zur Bewährung angeben. Eine 
Abschrift der Strafformel ist dem Beschul- 
digten auszuhändigen. Der Beschuldigte ist 
über die Zulässigkeit der Beschwerde, die 
Stelle, bei der die Beschwerde anzubringen 
ist, und die einzuhaltende Frist schriftlich zu 
belehren. 

(4) unverändert 


(5) unverändert 
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Falle der Strafaussetzung zur Bewährung 
(§ 35 Abs. 1), unvollstredtt lassen. 

§ 26 

Richtlinien für das Bemessen der Disziplinar- 
strafe 

(1) Bei Art und Maß der Disziplinarstrafe 
sollen die Schwere des Disziplinarver Stoßes 
und seine Auswirkungen, das Maß der 
Schuld, die Persönlichkeit, die bisherige 
Führung und die Beweggründe des Beschul- 
digten berücksichtigt werden, 

(2) In der Regel ist mit den milderen 
Strafen zu beginnen und erst bei erneuten 
Disziplinarverstößen zu schwereren Strafen 
überzugehen. 

(3) Arreststrafen sollen erst dann verhängt 
werden, wenn vorausgegangene erzieherische 
Maßnahmen und Disziplinarstrafen ihren 
Zweck nicht erreicht haben oder die Auf- 
rechterhaltung der militärischen Ordnung 
eine disziplinäre Freiheitsstrafe gebietet. 

(4) Getilgte Disziplinarstrafen dürfen bei 
der Bemessung der Strafe nicht berücksichtigt 
werden. 

§ 27 

Anrechnung von Freiheitsentziehung auf die 
Disziplinarstrafe 

Auf die Disziplinarstrafe kann eine Frei- 
heitsentziehung, die der Beschuldigte aus 
Anlaß seiner Tat durch vorläufige Festnahme 
oder Untersuchungshaft erlitten hat, nach 
pflichtmäßigem Ermessen in der Weise an- 
gerechnet werden, daß die Disziplinarstrafe 
ganz oder teilweise für vollstreckt erklärt 
wird. 

§ 28 

Verhängen von Arreststrafen 

(1) Eine Arreststrafe darf erst verhängt 
werden, nachdem der Richter sie ihrer Art 
und Dauer nach für zulässig erklärt hat. 
Über die Zulässigkeit der Arreststrafe ent- 
scheidet ein richterliches Mitglied der zustän- 
digen, notfalls der nächsterreichbaren Wehr- 
disziplinarkammer. 

(2) Der Disziplinarvorgesetzte übersendet 
mit seinem Antrag dem Richter unmittelbar 
die entstandenen Vorgänge und, soweit er- 
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§ 26 

Richtlinien für das Bemessen der Disziplinar- 
strafe 

(1) Bei Art und Maß der Disziplinarstrafe 
sind Eigenart und Schwere des Dienstver- 
gehens und seine Auswirkungen, das Maß der 
Schuld, die Persönlichkeit, die bisherige 
Führung und die Beweggründe des Beschul- 
digten zu berücksichtigen. 

(2) In der Regel ist mit den milderen 
Strafen zu beginnen und erst bei erneuten 
Dienstvergehen zu schwereren Strafen über- 
zugehen. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


§ 28 

Verhängen von Arreststrafen 

(1) Eine Arreststrafe darf erst verhängt 
werden, nachdem der Richter sie ihrer Art 
und Dauer nach für rechtmäßig erklärt hat. 
Über die Rechtmäßigkeit der Arreststrafe 
entscheidet ein richterliches Mitglied des zu- 
ständigen, notfalls des nächsterreichbaren 
Truppendienstgerichts. 

(2) unverändert 
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forderlich, eine Darstellung des Sachverhalts 
sowie stets einen Auszug über Bestrafungen 
und Anerkennungen aus dem Disziplinar- 
budi oder den Personalakten und teilt mit, 
welche Strafe er zu verhängen beabsichtigt. 

(3) Lehnt der Riditer eine Arreststrafe ab 
oder erklärt er nur eine mildere oder kürzere 
Arreststrafe für zulässig, so hat er diese Ent- 
scheidung zu begründen. Ist er der Auffas- 
sung, daß eine Laufbahnstrafe angebracht ist, 
so übersendet er die Akten der Einleitungs- 
behörde zur weiteren Entschließung (§ 73). 

(4) Der Disziplinarvorgesetzte kann in 
den Fällen des Absatzes 3 Satz 1 binnen drei 
Tagen nadi Bekanntgabe der richterlichen Ent- 
scheidung die Wehrdisziplinarkammer an- 
rufen. Hält die Wehrdisziplinarkammer eine 
Arreststrafe für begründet, so verhängt sie 
diese selbst. Der Beschuldigte ist vor der 
Entscheidung zu hören. Hält die Wehrdiszi- 
plinarkammer eine Arreststrafe nicht für be- 
gründet, so entscheidet der Disziplinarvorge- 
setzte, ob und mit welcher anderen Diszipli- 
narstrafe er den Beschuldigten bestraft. Hält 
die Wehrdisziplinarkammer eine Laufbahn- 
strafe für angebracht, so übersendet sie die 
Akten der Einleitungsbehörde zur weiteren 
Entschließung. 

§ 29 

Disziplinarvorgesetzter und disziplinär- 
gerichtliches Verfahren 

Hält der zuständige Disziplinarvorgesetzte 
ein disziplinargerichtliches Verfahren für ge- 
boten, so führt er die Entscheidung der Ein- 
leitungsbehörde (§ 73) herbei. 

4. Beschwerde 
gegen Disziplinarstrafen 

§ 30 

Auf Beschwerden gegen Disziplinarstrafen 
finden die Vorschriften der Wehrbeschwerde- 
ordnung mit folgender Maßgabe Anwendung: 


1. Die Beschwerde hemmt unbeschadet § 40 
Abs. 2 die Vollstreckung der Disziplinar- 
strafe, wenn der Beschuldigte sie vor Be- 
ginn der Vollstreckung eingelegt hat. Die- 
ser Zeitpunkt ist dem Beschuldigten 
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(3) Lehnt der Richter eine Arreststrafe ab 
oder erklärt er nur eine mildere oder kürzere 
Arreststrafe für rechtmäßig, so hat er diese 
Entscheidung zu begründen. Ist er der Auf- 
fassung, daß eine Laufbahnstrafe angebracht 
ist, so übersendet er die Akten der Einlei- 
tungsbehörde zur weiteren Entschließung 
(S 73). 

(4) Der Disziplinarvorgesetzte kann in 
den Fällen des Absatzes 3 Satz 1 binnen drei 
Tagen nach Bekanntgabe der richterlichen 
Entscheidung das Truppendienstgericht an- 
rufen. Hält das Truppendienstgericht die be- 
absichtigte oder eine mildere oder kürzere 
Arreststrafe für begründet, so verhängt es 
diese selbst. Der Beschuldigte ist vor der Ent- 
scheidung zu hören. Hält das Truppendienst- 
gericht eine Arreststrafe nicht für begründet, 
so entscheidet der Disziplinarvorgesetzte, ob 
und mit welcher anderen Disziplinarstrafe er 
den Besdiuldigten bestraft. Hält das Trup- 
pendienstgericht eine Laufbahnstrafe für an- 
gebracht, so übersendet es die Akten der Ein- 
leitungsbehörde zur weiteren Entschließung. 

§ 29 

unverändert 


4. Beschwerde 
gegen Disziplinarstrafen 

§ 30 

Auf Beschwerden gegen Disziplinarstrafen 
finden die Vorschriften der Wehrbeschwerde- 
ordnung (WBO) vom 23. Dezember 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 1066) mit folgender 
Maßgabe Anwendung: 

1. unverändert 


24 



Entwurf 

rechtzeitig, in der Regel beim Verhängen 
der Strafe, zu eröffnen. Wird die Be- 
schwerde zurückgewiesen, so hemmt die 
weitere Beschwerde die Vollstreckung 
nicht; 

2. über die Beschwerde entscheidet derDiszi- 
plinarvorgesetzte, dem der strafende 
Vorgesetzte zur Zeit der Entscheidung 
über die Beschwerde unmittelbar unter- 
steht; 

3. gegen Arreststrafen ist nur die Be- 
schwerde an die W ehrdisziplinarkammer 
zulässig. Die Zuständigkeit des Bundes- 
disziplinarhofs anstelle der Wehrdiszipli- 
narkammer in den Fällen des § . . . der 

Wehrbeschwerdeordnung vom 

1956 ( Bunde sgesetzbl. I S. . . .) bleibt 
unberührt. Die angefochtene Entscheidung 
unterliegt der Prüfung des Disziplinär- 
geridits in vollem Umfang; das Gericht 
trifft zugleich die in der Sache erforder- 
liche Entscheidung. § 28 Abs. 4 Satz 4 
gilt entsprechend; 

4. die Entscheidung über die Besdiwerde 
darf die Strafe nicht verschärfen; 

5. wird anstelle einer aufgehobenen Diszipli- 
narstrafe eine neue Disziplinarstrafe ver- 
hängt, so muß diese in dem Umfang, in 
dem die frühere Strafe vollstrecht ist, für 
vollzogen erklärt werden. Bei nicht gleich- 
artigen Strafen wird über die Anrechnung 
nach pflichtmäßigem Ermessen entschie- 
den. Wird anstelle einer vollstreckten 
Geldbuße eine geringere Geldbuße fest- 
gesetzt, so ist der Unterschiedsbetrag zu- 
rückzuzahlen; 

6. über die weitere Beschwerde entscheidet 
die Wehrdisziplinarkammer. Nummer 3 
Satz 2 bis 4 findet Anwendung; 

7. hebt das ^chrdisziplinargeridit die Be- 
strafung auf, weil ein Disziplinarverstoß 
nicht vorliegt oder nicht erwiesen ist, so 
kann der Fall von dem Disziplinarvorge- 
sezten nur dann erneut aufgegriffen wer- 
den, wenn erhebliche neue Tatsachen 
oder Beweismittel bekannt werden; 

8. wird eine Disziplinarstrafe aufgehoben, 
ohne daß eine andere Disziplinarstrafe 
an ihre Stelle tritt, so ist die Aufhebung 
in derselben Weise bekanntzumachen, in 
der die Bestrafung bekanntgemacht wor- 
den ist. 
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2. unverändert 


3. gegen Arreststrafen ist nur die Be- 
schwerde an das Truppendienstgericht zu- 
lässig. Die Zuständigkeit des Bundesdiszi- 
plinarhofs anstelle des Truppendienstge- 
richts in den Fällen des § 21 der Wehrbe- 
schwerdeordnung bleibt unberührt. Die 
angefochtene Entscheidung unterliegt der 
Prüfung des Wehrdienstgerichts in vollem 
Umfang; das Gericht trifft zugleich die 
in der Sache erforderliche Entscheidung. 
§ 28 Abs. 4 Satz 5 gilt entsprechend. 


4. unverändert 

5. unverändert 


6. über die weitere Beschwerde entscheidet 
das Truppendienstgericht. Nummer 3 
Satz 2 bis 4 findet Anwendung; 

7. hebt das Wehrdienstgericht die Bestrafung 
auf, weil ein Dienstvergehen nicht vor- 
liegt oder nicht erwiesen ist, so kann der 
Fall von dem Disziplinarvorgesetzten nur 
dann erneut aufgegriffen werden, wenn 
erhebliche neue Tatsachen oder Beweis- 
mittel bekannt werden; 

8. unverändert 
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5. Nochmalige Prüfung 


5. Nochmalige Prüfung 


§ 31 


Antrag auf Aufhebung oder Änderung 
der Disziplinarstrafe 


(1) Jeder Disziplinarvorgesetzte kann be- 
antragen, die Disziplinarstrafe aufzuheben, 
wenn er der Auffassung ist, daß einer seiner 
Untergebenen disziplinär bestraft worden 
ist, obwohl er unsdiuldig, nicht nachweisbar 
schuldig oder die Tat nicht strafwürdig war. 

(2) Der Disziplinarvorgesetzte, dem bei 
der Entsdieidung des Falles offensichtlich ein 
Fehler unterlaufen ist, ist zur Stellung eines 
solchen Antrages verpflichtet. Dieser Vorge- 
setzte kann auda beantragen, eine von ihm 
verhängte Strafe herabzusetzen, wenn sie 
ihm nachträglich zu hart erscheint. 


(3) Der Bestrafte kann die Aufhebung 
einer nicht anfechtbaren Disziplinarstrafe 
beantragen, wenn neue Tatsachen oder Be- 
weismittel beigebracht sind, die zur Auf- 
hebung der Strafe führen können. Der Be- 
strafte kann sich nur auf solche neuen Tat- 
sachen und Beweismittel berufen, die er in 
dem früheren Verfahren ohne Verschulden 
nicht geltend machen konnte. 


(4) Die Anträge können nach Ablauf eines 
Jahres seit dem Verhängen der Strafe nicht 
mehr gestellt werden. 


(5) über die Anträge entscheidet die Stelle, 
die im Falle der Beschwerde zuständig wäre. 
Stellt der Disziplinarvorgesetzte, der zur Ent- 
scheidung im Falle der Beschwerde zustän- 
dig wäre, oder ein ihm übergeordneter 
Disziplinarvorgesetzter den Antrag oder hat 
das V/ thvdisziplinargevidtit die Strafe ver- 
hängt, so entscheidet dieses. Für das Verfah- 
ren gelten die Bestimmungen über die Be- 
schwerde sinngemäß. Gegen die den Antrag 
ablehnende Entscheidung des nächsthöheren 
Diszipllnarvorgesetzten ist die Beschwerde 
an das VI ehr disziplinär zulässig. § 30 

Nr. 8 findet Anwendung. 


§ 31 

Antrag auf Aufhebung oder Änderung 
der Disziplinarstrafe 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Der Bestrafte kann die Aufhebung 
einer nicht mehr anfechtbaren Disziplinar- 
strafe beantragen, wenn neue Tatsachen oder 
Beweismittel beigebracht sind, die zur Auf- 
hdbung der Strafe führen können. Der Be- 
strafte kann sich nur auf solche neuen Tat- 
sachen und Beweismittel berufen, die er in 
dem früheren Verfahren ohne Verschulden 
nicht geltend machen konnte. 

(4) entfällt 


(5) Über die Anträge entscheidet die Stelle, 
die im Falle der Beschwerde zuständig wäre. 
Stellt der Disziplinarvorgesetzte, der zur Ent- 
scheidung im Falle der Beschwerde zustän- 
dig wäre, oder ein ihm übergeordneter 
Disziplinarvorgesetzter den Antrag oder hat 
das Wehrdienstgericht die Strafe verhängt, 
so entscheidet dieses. Für das Verfahren 
gelten die Bestimmungen über die Beschwerde 
sinngemäß. Gegen die den Antrag ablehnende 
Entscheidung des nächsthöheren Diszlplinar- 
vorgesetzten ist die Beschwerde an das Wehr- 
dienstgericht zulässig. § 30 Nr. 8 findet An- 
wendung. 


§ 32 


Dienstaufsicht 


§ 32 


Dienst auf sicht 


(1) Die höheren DIsziplinarvorgesetzten (1) unverändert 

überwachen die ihnen unterstellten Diszipli- 
narvorgesetzten in der Ausübung der Diszi- 
plinargewalt. 
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(2) Disziplinarstrafen, die von Disziplinar- 
vorgesetzten verhängt sind, sind aufzuheben, 
wenn 


1. der Bestrafte nadi der disziplinären Be^ 
strafung wegen derselben Tat rechts- 
kräftig strafgerichtlich bestraft oder frei- 
gesprochen worden ist, 

2. der Bestrafte wegen der Tat bereits 
strafgerichtlich freigesprochen (§ 22 Abs. 3) 
oder strafgerichtlich oder disziplinär be- 
straft worden war, 

3. der Vorgesetzte seine Disziplinargewalt 
überschritten hat (§ 17), 

4. der Disziplinarvorgesetzte die Tat zu- 
nächst für straflos erklärt hatte und keine 
wesentlichen neuen Tatsachen oder Be- 
weismittel nachträglich bekanntgeworden 
sind (§ 24), 

5. der Disziplinarverstoß wegen Zeitablaufs 
nicht mehr geahndet werden durfte 
(§ 7 Abs. 2), 

6. der Bestrafte nicht zuvor gehört worden 
ist (§21 Abs. 3), 

7. die Strafformel bei der Bekanntgabe nicht 
schriftlich festgelegt war (§ 25 Abs. 3), 

8. die Arreststrafe nicht von einem Rich- 
ter für zulässig erklärt ist (§ 28 Abs, 1). 

(3) Disziplinarstrafen, die nach Art oder 
Höhe im Gesetz nicht vorgesehen sind, sind 
aufzuheben oder in die nächstmilderen zu- 
lässigen zu ändern. 

(4) Für das Aufheben und Ändern der 
Strafen in den Fällen der Absätze 2 und 3 
sind die höheren Disziplinarvorgesetzten zu- 
ständig. § 30 Nr. 8 findet Anwendung. 


(5) Die Disziplinarvorgesetzten haben Auf- 
hebungsgründe, die ihnen bekannt werden, 
der für das Aufheben oder Ändern zustän- 
digen Stelle zu melden. 

6. Vollstreckung 
§ 33 

Vollstreckbarkeit der Disziplinars trafen 

(1) Eine Disziphinarstrafe, die ein Diszipli- 
narvorgesetzter verhängt hat. Ist erst dann 
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(2) Disziplinarstrafen, die von Disziplinar- 
vorgesetzten verhängt sind, sind aufzuheben, 
wenn 

vor 1. sie nach Art oder Höhe im Gesetz 
nicht vorgesehen sind, 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 

4. unverändert 


5. das Dienstvergehen wegen Zeitablaufs 
nicht mehr geahndet werden durfte 
(§ 7 Abs. 2), 

6. unverändert 

7. unverändert 

8. die Arreststrafe nicht von einem Rich- 
ter für rechtmäßig erklärt ist (§ 28 Abs. 1). 

(3) e n t f ä 1 1 1 h ie r , 

siehe Nummer vor 1 


(4) Für das Aufheben der Strafen sind die 
höheren Disziplinarvorgesetzten zuständig. 
§ 30 Nr. 8 findet Anwendung. 

(4 a) Der zuständige Disziplinarvorgesetzte 
prüft, ob anstelle einer aufgehobenen Strafe 
eine neue Bestrafung zulässig und angebracht 
ist. § 30 Nr. 5 gilt entsprechend. 

(5) Die Disziplinarvorgesetzten haben Auf- 
hebungsgründe, die ihnen bekannt werden, 
der für das Aufheben zuständigen Stelle zu 
melden. 

6. Vollstreckung 
§ 33 

Vollstreckbarkeit der Disziplinarstrafen 

(1) unverändert 
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zu vollstrecken, wenn der Bestrafte an dem 
auf die Verhängung folgenden Tage aus- 
reichende Zeit und Gelegenheit zur Be- 
schwerde hatte und davon keinen Gebrauch 
gemacht hat. Vorher kann der Bestrafte auf 
Beschwerde nicht verzichten. 

(2) Disziplinarstrafen, die durch diszipli- 
nargerichtliche Entscheidung verhängt sind, 
werden mit der Rechtskraft der Entscheidung 
wirksam und vollstreckbar. . 

§ 34 

Vollstreckender Vorgesetzter 

(1) Einfache Disziplinarstrafen vollstreckt 
der nächste Disziplinarvorgesetzte. Wird die 
Strafe von einer anderen Stelle verhängt, so 
ersucht diese den nächsten Diszlplinarvorge- 
setzten um die Vollstreckung. Andere 
Dienststellen sollen um die Vollstreckung 
nur dann ersucht werden, wenn der Bestrafte 
sich nicht innerhalb des Befehlsbereidis des 
nächsten Diszlplinarvorgesetzten befindet 
und die Vollstreckung keinen Aufschub 
duldet. 

(2) Der nächste Disziplinarvorgesetzte oder 
andere Dienststellen (Absatz 1) haben auch 
einfache Disziplmarstrafen, die im diszipli- 
nargerichtlichen Verfahren verhängt sind, auf 
Ersuchen des Wehrdisziplinaranwalts zu 
vollstrecken. 


(2) Disziplinarstrafen, die durch diszipli- 
när gerichtliche Entscheidung verhängt sind, 
werden mit der Rechtskraft der Entscheidung 
(§ 101) wirksam und vollstreckbar. 

§ 34 

unverändert 


§ 35 § 35 

Strafaussetzung, Strafaufschub und unverändert 

Strafunterbrechung 

(1) Beim Verhängen der Disziplinarstrafe 
kann die Vollstreckung auf die Dauer von 
fünf Monaten ausgesetzt werden, um dem 
Bestraften Gelegenheit zu geben, sich zu be- 
währen. Wird der Bestrafte bis zum Ablauf 
der Bewährungsfrist nicht gerichtlich oder 
erneut disziplinär bestraft, so ist die Strafe 
erlassen. Andernfalls ist die Strafe mit der 
neuen Strafe zu vollstrecken. Strafaussetzung 
zur Bewährung soll nur einmal und nur dann 
gewährt werden, wenn der Beschuldigte bis- 
her nicht oder nur geringfügig bestraft war 
und von der Maßnahme ein günstiger er- 
zieherischer Erfolg zu erwarten ist. Auf 
Laufbahnstrafen findet diese Vorschrift keine 
Anwendung. 

(2) Im übrigen darf die Vollstreckung nur 
aus dringenden Gründen aufgeschoben oder 
unterbrochen werden. 
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§ 36 

Vollstredtung von Verweis, strenjgem Ver- 
weis, Soldverwaltung und Ausgangs- 
beschränkung 

(1) Der Verweis gilt mit dem Verhängen 
und, wenn er durch eine Entscheidung des 
Wehrdf52i/7/i«argerichts verhängt wird, mit 
der Rechtsikraft der Entscheidung als voll- 
streckt. Er wird nicht bekanntgemacht. 

(2) Der strenge Verweis wird durch Be- 
kanntmachung vor den Soldaten der Einheit 
oder des Truppenteils des Bestraften vom 
Dienstgrad des Bestraften an aufwärts voll- 
stredct. 

(3) Die Vollstreckung der Soldverwaltung 
beginnt mit der Festsetzung der dem Be- 
straften auszuzahlenden Teilbeträge. 

(4) Die Vollstreckung der Ausgangsbe- 
schränkung beginnt mit dem Befehl, sich zu 
den festgesetzten Zeiten in der Unterkunft 
aufzuhalten, und bei der verschärften Aus- 
gangsbeschränkung mit dem zusätzlichen 
Verbot, zu den festgesetzten Zeiten Gemein- 
schaftsräume zu besuchen und Besuch zu 
empfangen. 


§ 37 

Vollstreckung von Geldbußen 

(1) Die Geldbuße kann von den Dienstbe- 
zügen oder dem Sold oder, wenn das Dienst- 
verhältnis endet, von dem Ruhegehalt, der 
Übergangsbeihilfe oder den Übergangsbezü- 
gen einbehalten werden. 

(2) Der vollstreckende Vorgesetzte kann 
Teilzahlungen bewilligen. 

(3) Geldbußen, die nicht fristgemäß ent- 
richtet, sind, werden nach den Vorschriften des 
Verwaltungs- Vollstreckungsgesetzes (VwVG) 
vom 27. April 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 157) 
beigetrieben. 

(4) Bei dem Abzug und der Beitreibung 
einer Geldbuße unterliegen die Dienstbezüge 
oder der Sold nicht den Beschränkungen, die 
für die Pfändung gelten. Dem Bestraften 
sollen jedoch die zum Unterhalt für ihn und 
seine Familie notwendiger? Mittel belassen 
ZV erden. 
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§ 36 

Vollstreckung von Verweis, strengem Ver- 
weis, Soldverwaltung und Ausgangs- 
beschränkung 

(1) Der Verweis gilt mit dem Verhängen 
und, wenn er durch eine Entscheidung des 
Wehrdienstgerichts verhängt wird, mit der 
Rechtskraft der Entscheidung als vollstreckt. 
Er wird nicht bekanntgemackt. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 

(4) unverändert 


§ 37 


Vollstreckung von Geldbußen 


(1) unverändert 


(2) unverändert 

(3) unverändert 


(4) Bei dem Abzug und der Beitreibung 
einer Geldbuße unterliegen die Dienstbezüge 
oder der Sold nicht den Beschränkungen, die 
für die Pfändung gelten. Dem Bestraften 
sind jedoch die Mittel zu belassen, die zum 
Unterhalt für ihn und seine Familie sowie 
zur Erfüllung sonstiger gesetzlicJier Unter- 
hai tspfliditen notwendig sind. 
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§ 38 

Vollstreckung von Arrest strafen 


(1) Vor dem Vollstrecken einer Arrest- 
strafe ist die Haftfähigkeit des Bestraften 
ärztlich festzustellen. Sind Anhaltspunkte 
dafür vorhanden, daß der Gesundheitszu- 
stand des Bestraften die Unterbrechung 
einer Arreststrafe erfordert, so hat der voll- 
stredcende Vorgesetzte vor seiner Entschei- 
dung den zuständigen Arzt zu hören. Bei 
Gefahr für seine Gesundheit kann der Be- 
strafte auch ohne vorherige Entscheidung 
des vollstreckenden Vorgesetzten in eine 
Krankenanstalt überführt werden. Die Über- 
führung unterbricht die Vollstreckung. Der 
vollstreckende Vorgesetzte kann jedoch an- 
ordnen, daß die Dauer des Aufenthaltes in 
der Krankenanstalt in die Strafzeit eingerech- 
net wird. 

(2) Eine Arreststrafe wird in einem 
Arrestraum verbüßt, der unter Verschluß 
zu halten ist. Täglich ist eine Stunde im 
Freien zu verbringen. Selbstbeschäftigung 
kann gestattet werden. Der Bestrafte erhält 
anstelle eines Bettlagers eine harte Lager- 
stätte und als Nahrung Wasser und Brot, 
wenn eine entsprechende Verschärfung an- 
geordnet worden ist. Die Verschärfungen 
fallen mindestens am vierten und sodann an 
jedem dritten Tage weg. 

(J) Für jeden Tag des Vollzugs werden die 
Dienstbezüge oder der Sold um die Hälfte^ 
höchstens jedoch um drei Deutsche Mark 
täglich gekürzt, beginnend mit dem Tage, an 
dem der Vollzug beginnt, und endend mit 
dem Beginn des letzten Tages der Strafe. 

S 39 

Behelfs Vollzug bei Arreststrafen 

(1) Bei Arreststrafen ist der Behelfsvoll- 
zug zulässig, wenn infolge der Art der Ver- 
wendung der Truppe oder aus anderen 
Gründen kein Arrestraum zur Verfügung 
steht und die Vollstreckung aus dienstlichen 
Gründen nicht aufgeschoben werden kann. 

(2) Der Behelfsvollzug ist in den ordent- 
lichen Vollzug zu überführen, wenn die be- 
sonderen Gründe hierfür fortfallen. 
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(3) Als Behelfsvollzug wird dem Bestraf- 
ten während seiner dienstfreien Zeit der 
Aufenthalt auf der Wache oder an Bord in 
einem geeigneten Raum angewiesen. Der 
vollstreiende Vorgesetzte bestimmt, inwie- 
weit der Bestrafte auch in dieser Zeit zu 
Dienstleistungen heranzuziehen ist. 

§ 40 

Vollstreckung von Geldbußen und Arrest- 
strafen im Zusammenhang mit dem Ent- 
lassungstag 

(1) Ist eine Geldbuße vor dem Entlassungs- 
tag unanfechtbar geworden, so kann sie 
auch nach dem Entlassungstag vollstreckt 
werden. 

(2) Soweit eine Arreststrafe mit Rücksicht 
auf den Entlassungstag nicht mehr vollstreckt 
werden könnte, gelten die §§ 25 Abs. 1, 
30 Nr. 1 und 33 Abs. 1 nicht. Der Entlas- 
sungstag verschiebt sich um die Dauer der 
noch nicht verbüßten Arreststrafe. 


(3) Der vollstreckende Vorgesetzte soll 
von der Vollstreckung absehen, wenn hier- 
aus kein Nachteil für die Disziplin zu besor- 
gen ist. 

§ 41 

Verjährung der Vollstreckung 

Einfache Disziplinarstrafen dürfen nach 
Ablauf von sechs Monaten nicht mehr voll- 
streckt werden. Die Frist beginnt mit dem 
Tage, an dem der Strafausspruch unanfecht- 
bar geworden ist. Die Frist ist gewahrt, 
wenn vor ihrem Ablauf die Vollstreckung 
beginnt. 

7. Disziplinarbücher, Tilgung 
§ 42 

(1) Anerkennungen sind alsbald so, wie 
sie erteilt worden sind, Strafen, nachdem sie 
unanfechtbar geworden sind, in die Diszi- 
pliarbücher oder Personalakten einzu- 
tragen. 

(2) Einzutragen sind auch der Tag der An- 
hörung des Beschuldigten (§ 21 Abs. 3), das 
Aufheben und Ändern von Disziplinarstra- 
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§ 40 

Vollstreckung von Geldbußen und Arrest- 
strafen im Zusammenhang mit 
dem Entlassungstag 

(1) unverändert 


(2) Soweit eine Arreststrafe mit Rücksicht 
auf den Entlassungstag nicht mehr voll- 
streckt werden könnte, gelten die §§ 25 
Abs. 1, 30 Nr. 1 und 33 Abs. 1 nicht, so- 
fern der Richter die sofortige Vollstreckbar- 
keit angeordnet hat. Der Entlassungstag ver- 
schiebt sich um die Dauer der noch nicht ver- 
büßten Arreststrafe. 

(3) unverändert 


§ 41 

unverändert 


7. Disziplinarbüche r, Tilgung 
§ 42 

(1) Förmliche Anerkennungen sind alsbald 
so, wie sie erteilt worden sind, Strafen, nach- 
dem sie unanfechtbar geworden sind. In die 
Disziplinarbücher und, soweit Personalakten 
geführt werden, in diese einzutragen. 

(2) Einzutragen sind auch der Tag der An- 
hörung des Beschuldigten (§21 Abs. 3), das 
Aufheben von Disziplinarstrafen, die Anrech- 
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fen, die Anrechnung von Freiheitsentziehung 
und Disziplinarstrafen, die Vollstreckung, die 
Strafaussetzung zur Bewährung, der Erlaß 
der Strafe nach Bewährung, der Aufschub 
und die Unterbrechung der Vollstreckung 
sowie das Absehen von der Vollstreckung im 
Falle des § 40 Abs. 3. 

(3) Der Dienststelle, die das Disziplinar- 
buch oder die Personalakten führt, sind die 
Anerkennungen und Strafen sowie die Maß- 
nahmen nach Absatz 2 mitzuteilen, die von 
anderen Dienststellen ausgesprochen worden 
sind. 


(4) Eine widerrufene Anerkennung (§ 5) 
ist alsbald im Disziplinarbuch oder in den Per- 
sonalakten zu tilgen. Einfache Disziplinar- 
strafen (§10 Abs. 1) werden bei Soldaten, 
die nicht Berufssoldaten oder Soldaten auf 
Zeit sind, getilgt, wenn der Bestrafte drei 
Jahre lang weder strafgerichtlich noch diszi- 
plinär bestraft worden ist. 


DRITTER ABSCHNITT 
Das disziplinargerichtlidie Verfahren 

1. Laufbahnstrafen 

§ 43 

Arten der Laufbahnstrafen 

(1) Laufbahnstrafen (§ 6 Abs. 2) sind 

1. Gehaltskürzung 

2. Versagung des Aufsteigens im Gehalt 

3. Einstufung in eine niedrigere Dienst- 
altersstufe 

4. Dienstgradherabsetzung 

5. Entfernung aus dem Dienstverhältnis 

6. Kürzung des Ruhegehalts 

7. Aberkennung des Ruhegehalts. 

(2) Versagung des Aufsteigens im Gehalt 
und Einstufung in eine niedrigere Dienst- 
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nung von Freiheitsentziehung und Diszipli- 
narstrafen, die Vollstreckung, die Straf- 
aussetzung zur Bewährung, der Erlaß der 
Strafe nach Bewährung, der Aufschub und 
die Unterbrechung der Vollstreckung so- 
wie das Absehen von der Vollstreckung im 
Falle des § 40 Abs. 3. 

(3) unverändert 


(3 a) Auskünfte über einfache Disziplinar- 
strafen werden an Stellen außerhalb der Bun- 
deswehr nicht erteilt, sofern es sich nicht um 
Mitteilungen in Strafverfahren an Staats- 
anwaltschaften und Gerichte handelt. 

(4) Eine widerrufene Anerkennung (§ 5) 
ist alsbald im Disziplinarbuch und in den 
Personalakten zu tilgen. Einfache Disziplinar- 
strafen (§ 10 Abs. 1) werden bei Soldaten, die 
nicht Berufssoldaten oder Soldaten auf Zeit 
sind, getilgt, wenn der Bestrafte drei Jahre 
lang weder strafgerichtlich noch disziplinär 
bestraft worden ist. 


DRITTER ABSCHNITT 
Das disziplinargeriditliche Verfahren 

1. L a u f b a h n s t r a f e n 

§ 43 

Disziplinarstrafen im disziplinargerichtÜchen 
Verfahren 

(1) unverändert 


(2) unverändert 
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alterstufe können nebeneinander verhängt 
werden. Im übrigen darf in demselben Diszi- 
plinarverfahren nur eine der in Absatz 1 ge- 
nannten Disziplinarstrafen verhängt werden. 

(3) Gehaltskürzung, Versagung des Auf- 
steigens im Gehalt, Einstufung in eine nie- 
drigere Dienstaltersstufe und Entfernung aus 
dem Dienstverhältnis sind nur gegen Berufs- 
soldaten und gegen Soldaten auf Zeit zu- 
lässig. 

(4) Die WehrfiJiszfp/m^^rgerichte können 
auÄ einfache Disziplinarstrafen (§10 Abs. 1) 
verhängen. 

(5) Die §§ 26 und 27 gelten auch im diszi- 
plinargeriditlichen Verfahren. 

§ 44 

Gehaltskürzung 

(1) Die Gehaltskürzung besteht in der 
bruchteilmäßigen Verminderung der jewei- 
ligen Dienstbezüge um höchstens ein Fünftel 
und auf längstens fünf Jahre. Hat der Be- 
strafte aus einem früheren öffentlich-recht- 
lichen Dienstverhältnis einen Versorgungs- 
anspruch erworben, so bleibt bei dessen Re- 
gelung die Gehaltskürzung unberücksichtigt. 

(2) Endet das Dienstverhältnis und steht 
dem Bestraften ein Anspruch auf Dienstzelt- 
versorgung zu, so werden die aus den unge- 
kürzten Dienstbezügen errechneten laufen- 
den Versorgungsbezüge während der Dauer 
der Gehaltskürzung in demselben Verhältnis 
gekürzt wie die Dienstbezüge. 

(3) Stirbt der Bestrafte, so werden die 
Dienstbezüge für den Sterbemonat und das 
Sterbegeld während der Dauer der Gehalts- 
kürzung in demselben Verhältnis gekürzt 
wie die Dienstbezüge; das Witwen- und Wai- 
sengeld wird nicht gekürzt. 

§ 45 

Versagung des Aufsteigens im Gehalt 

Die Versagung des Aufsteigens im Gehalt 
besteht darin, daß das Aufsteigen des Sol- 
daten in die im Besoldungsrecht vorgesehe- 
nen höheren Dienstaltersstufen gehemmt 
wird. Die Dauer der Versagung wird vom 
Wehrc/i52ip/i^7i^rgericht im Urteil bestimmt; 
sie ist nach vollen Jahren zu bemessen. Wäh- 
rend der Dauer der Versagung darf der Be- 
strafte nicht befördert werden. 
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(3) unverändert 


(4) Die Wehrdienstgerichte können auch 
einfache Disziplinarstrafen (§10 Abs. 1) ver- 
hängen. 

(5) unverändert 

§ 44 

unverändert 


§ 45 

Versagung des Aufsteigens im Gehalt 

Die Versagung des Aufsteigens Im Gehalt 
besteht darin, daß das Aufsteigen des Sol- 
daten in idle im B e sol dun gs recht vorgesehe- 
nen höheren Dienstaltersstufen gehemmt 
wird. Die Dauer der Versagung wird vom 
Wehrdienstgericht im Urteil bestimmt; sie 
ist nach vollen Jahren zu bemessen. Wäh- 
rend der Dauer der Versagung darf der Be- 
strafte nicht befördert werden. 
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§ 46 

Zurüdcstufung 

Durdi die Einstufung in eine niedrigere 
Dienstaltersstufe erhält der Bestrafte die 
Dienstbezüge nach der Dienstaltersstufe, die 
das WehrJiVzip/m^^rgerlcht im Urteil be- 
stimmt; er verliert zugleich den Anspruch 
auf die Dienstbezüge nach den von ihm er- 
reichten höheren Dienstaltersstufen. 

§ 47 

Dienstgradherabsetzung 

Die Dienstgradherabsetzung ist um einen 
oder mehrere Dienst;<^/?re zulässig. Durch die 
Dienstgradherabsetzung verliert der Bestrafte 
alle Rechte aus seinem bisherigen Dienstgrad 
und tritt in den niedrigeren Dienstgrad zu- 
rück; die Ansprüche auf Dienstbezüge und 
Versorgung richten sich nach dem niedrigeren 
Dienstgrad. Ist einem früheren Offizier auf 
Zeit nach Beendigung seines Dienstverhält- 
nisses der Dienstgrad eines Offiziers ab- 
erkannt worden, so werden ihm Berufsför- 
derung und Übergangsbeihilfe nicht gewährt, 
wenn er bereits eine Übergangsbeihilfe als 
Offizier erhalten hat; seine Übergangsgebühr- 
nisse richten sich nach seinem neuen Dienst- 
grad. 

§ 48 

Entfernung aus dem Dienstverhältnis 

(1) Die Entfernung aus dem Dienstverhält- 
nis bewirkt auch den Verlust des Anspruchs auf 
Dienstbezüge, Berufsförderung und Dienstzeit- 
versorgung sowie den Verlust des Dienstgrades 
und der sldi daraus ergebenden Befugnisse. Die 
Verpflichtung, auf Grund der Wehrpflicht 
Wehrdienst zu leisten, wird durch die Entfer- 
nung aus dem Dienst nicht berührt. 

(2) In minder schweren Fällen kann das 
Gericht den Verlust des Dienstgrades aus- 
schließen. 

§ 49 

Disziplinarstrafen gegen Soldaten im Ruhe- 
stand 

(1) Bei Soldaten im Ruhestand sind nur die 
Kürzung des Ruhegehalts, die Dienstgrad- 
herabsetzung und die Aberkennung des Ruhe- 
gehalts als Disziplinarstrafen zulässig. § 44 
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§ 46 

Zurüdcstufung 

Durch die Einstufung In eine niedrigere 
Dienstaltersstufe erhält der Bestrafte die 
Dienstbezüge nach der Dienstaltersstufe, die 
das Wehrdienstgericht im Urteil bestimmt; 
er verliert zugleich den Anspruch auf die 
Dienstbezüge nach den von Ihm erreichten 
höheren Dienstaltersstufen. 

§ 47 

Dienstgradherabsetzung 

Die Dienstgradherahsetzung Ist um einen 
oder mehrere Dienstgrade zulässig. Durch die 
Dienstgradherabsetzung verliert der Be- 
strafte alle Rechte aus seinem bisherigen 
Dienstgrad und tritt In den niedrigeren 
Dienstgrad zurück; die Ansprüche auf Dienst- 
bezüge und Versorgung richten sich nach 
dem niedrigeren Dienstgrad. Ist einem frü- 
heren Offizier auf Zeit nach Beendigung 
seines Dienstverhältnisses der Dienstgrad 
eines Offiziers aberkannt worden, so werden 
ihm Berufsförderung und Übergangsbei- 
hilfe nicht gewährt, wenn er bereits eine 
Übergangsbeihilfe als Offizier erhalten hat; 
seine Übergangsgebührnisse richten sich nach 
seinem neuen Dienstgrad. 

S 48 

Entfernung aus dem Dienstverhältnis 

(1) unverändert 


(2) In minder schweren Fällen kann das 
Gericht den Verlust des Dienstgrades aus- 
schließen. In solchen Fällen kann jedoch der 
Dienstgrad herabgesetzt werden. 

S 49 

Disziplinarstrafen gegen Soldaten im 
Ruhestand 

(1) unverändert 
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Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend. Die Aberken- 
nung des Ruhegehalts setzt voraus, daß die 
Entfernung aus dem Dienstverhältnis gerecht- 
fertigt wäre, falls der Beschuldigte sich noch 
im Dienst befände; die Kürzung des Ruhege- 
halts wird anstelle der Gehaltskürzung ver- 
hängt. 

(2) Die Kürzung des Ruhegehalts besteht in 

der bruchteilmäßigen Verminderung der 
Ruhegehaltsbezüge um höchstens ein Fünftel 
und auf längstens fünf Jahre. Die Kürzung 
der Übergangsgebührnisse besteht in der 
bruchteilmäßigen Verminderung dieser Be- 
züge um höchstens ein Fünftel und längstens 
auf die Zeit, für die diese Bezüge zustehen. 
Der Ausgleich (§37 des Soldatenversorgungs- 
gesetzes) vom 1956 (Bundesgesetzbl I 

S. . . .) und die Übergangsbeihilfe können bis 
zur Hälfte gekürzt werden. Der Anspruch auf 
Berufsförderung kann aberkannt werden. 
Beim Tode des Bestraften gilt § 44 Abs. 3 
entsprechend. 

(3) Die Aberkennung des Ruhegehalts be- 
wirkt auch den Verlust eines noch nicht ge- 
zahlten Ausgleichs (§37 Soldatenversorgungs- 
gesetz) und des Anspruchs auf Hinterbliebe- 
nenversorgung sowie den Verlust des Dienst- 
grades und der sich daraus ergebenden Befug- 
nisse. § 48 Abs. 2 gilt entsprechend. 

§ 30 

Versorgungsansprüche aus früheren Dienst- 
verhältnissen 

(1) Wird gegen einen früheren Soldaten im 
Ruhestandy der wieder zum Berufssoldaten 
ernannt worden isty auf Entfernung aus dem 
Dienstverhältnis erkannty so verliert er die 
Ansprüche auf das frühere Ruhegehalt sowie 
die anderen Befugnisse nach § 48 Abs. 1 nury 
wenn er wegen eines in der früheren Dienst- 
zeit begangenen Disziplinarver Stoßes oder 
wegen einer der im § 20 Abs. 2 des Soldaten- 
gesetzes bezeichneten Handlungen — gleich- 
gültig, wann er diese begangen hat — ver- 
urteilt wird. Das gleiche gilt für die An- 
sprüche auf die Hinterbliebenenversorgung 
aus der früheren Dienstzeit. 

(2) Ein Soldat im Ruhestandy der vor sei- 
ner letzten Verwendung schon aus einem 
früheren Dienstverhältnis als Berufssoldat in 
den Ruhestand getreten war, behält die vor 
der letzten Verwendung erworbenen An- 


Be Schlüsse des 6. Ausschusses 


(2) Die Kürzung des Ruhegehalts besteht 
in der bruchteilmäßigen Verminderung der 
Ruhegehaltsbezüge um höchstens ein Fünf- 
tel und auf längstens fünf Jahre. Die Kür- 
zung der Übergangsgebührnisse besteht ln 
der bruchteilmäßigen Verminderung dieser 
Bezüge um höchstens ein Fünftel und läng- 
stens auf die Zeit, für die diese Bezüge zu- 
stehen. Der Ausgleich und die Übergangs- 
beihilfe können bis zur Hälfte gekürzt wer- 
den. Der Anspruch auf Berufsförderung kann 
aberkannt werden. Beim Tode des Bestraften 
gilt § 44 Abs. 3 entsprechend. 


(3) Die Aberkennung des Ruhegehalts 
bewirkt auch den Verlust eines noch nicht 
gezahlten Ausgleichs und des Anspruchs auf 
Hinterbliebenenversorgung sowie den Ver- 
lust des Dienstgrades und der sich daraus 
ergebenden Befugnisse. § 48 Abs. 2 gilt ent- 
sprechend. 

§ 50 

entfällt 
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Sprüche und Befugnisse, wenn er nur wegen 
eines während der letzten Verwendung be- 
gangenen Disziplinarverstoßes verurteilt wird 
und keine der im § 20 Abs. 2 des Soldaten- 
gesetzes bezeichneten Handlungen Gegenstand 
der Verurteilung ist. 


2. W ch r d i s z i p l i n a r g c r i ch 1 1 
§ 51 

(1) ^ehrdisziplinargenditt sind die Wehr- 
disziplinarkammern (§§ 52 bis 58) und der 
Bundesdisziplinarhof (§ 59). 


(2) Die Wehrdisziplinargerichte sind unab- 
hängig und nur dem Gesetz unterworfen. 

(3) Die Mitglieder der Wehr dis ziplinar- 
geriÄte üben ihre Tätigkeit in richterlicher 
Unabhängigkeit aus. 

a) Wehrdisziplinarkammern 
§ 52 

Errichtung 

(1) Der Bundesminister für Verteidigung 
errichtet durch Verordnung die Wehrdiszipli- 
narkammern; er bestimmt deren Sitz und 
Dienstbereich. Er kann bei einer W ehrdiszipli- 
narkammer Abteilungen bilden; die Abtei- 
lungen können auch außerhalb des Sitzes der 
Wehr dis ziplinarkammer gebildet werden. Er 
regelt den Geschäftsgang. 


(2) Sind bei einer W ehrdis ziplinarkammer 
Abteilungen gebildet, so wird die Gesdiäfts- 
verteilung durch Beschluß des Präsidiums be- 
stimmt, das aus dem Vorsitzenden und den 
beiden dienstältesten richterlichen Mitgliedern 
der W ehrdisziplinarkammer besteht. Die An- 
ordnung kann im Laufe des Geschäftsjahres 
auch geändert werden, wenn es infolge einer 
Veränderung in der Gliederung der Streit- 
kräfte erforderlich wird. 
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2. Wehrdienstgerichte 
§ 51 

(1) Dienstgerichte für Disziplinarverfahren 
gegen Soldaten und für Verfahren über Be- 
schwerden von Soldaten (Wehrdienstgerichte) 
sind die Truppendienstgerichte (§§ 52 bis 58) 
und der Bundesdisziplinarhof (Wehrdienst- 
senate) (§ 59). 

(2) entfällt 

(3) Die Mitglieder der Wehrdienstgeridite 
üben ihre Tätigkeit in richterlicher Unab- 
hängigkeit aus. 


a) Truppendienstgerichte 
§ 52 

Errichtung 

(1) Der Bundesminister für Verteidigung 
errichtet durch Verordnung im Einverneh- 
men mit dem Bundesminister der Justiz die 
Truppendienstgerichte und bestimmt deren 
Sitz und Dienstbereich. Bei den Truppen- 
dienstgerichten werden Kammern gebildet 
(Truppendienstkammern), die ihren Sitz 
auch außerhalb des Sitzes des Truppendienst- 
gerichts haben können. 

(1 a) Die Truppendienstgerichte gehören 
zum Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Verteidigung. 

(2) Sind bei einem Truppendienstgericht 
mehrere Kammern gebildet, so wird die Ge- 
schäftsverteilung durch Beschluß des Präsi- 
diums bestimmt, das aus dem dienstaufsicht- 
führenden Richter des Truppendienstgerichts 
und den beiden dienstältesten Vorsitzenden 
der Truppendienstkammern besteht. Die 
Anordnung kann im Laufe des Geschäfts- 
jahres auch geändert werden, wenn es infolge 
einer Veränderung in der Gliederung der 
Bundeswehr erforderlich wird. 
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(3) Bei jeder Wehrdisziplinarkammer be- 
steht eine Geschäftsstelle. 

§ 53 

Zuständigkeit 

(1) Zuständig ist die Wehrdisziplinarkam- 
mer, die für den Befehlsbereich errichtet ist, 
zu dem der Truppenteil oder die Dienststelle 
des Beschuldigten bei Einleitung des diszipli- 
nargerichtlichen Verfahrens gehört. 

(2) Für Angehörige der Reserve und Sol- 
daten im Ruhestand ist die Wehrdisziplinar- 
kammer zuständig, der der Wehrbereidi zu- 
geteilt ist, in dem sich die zuständige Wehr- 
ersatzbehörde oder, soweit der Beschuldigte 
nidit mehr der Wehrüberwachung unterliegt, 
sein Wohnsitz befindet. Hat der Beschuldigte 
keinen Wohnsitz im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes, so ist die für den Sitz des 
Bundesministers für Verteidigung zuständige 
Wehrdisziplinarkammer zuständig. 

(3) Fehlt ein Gerichtsstand, ist er zweifel- 
haft oder streitig, so entscheidet auf Antrag 
einer Wehrdisziplinarkammer oder einer an- 
deren am Verfahren beteiligten Behörde oder 
Dienststelle der Bundesdisziplinarhof durch 
Beschluß. 


S 54 

Mitglieder der Wehrdisziplinarkammer 

(1) Mitglieder der Wehrdisziplinarkammer 
sind der Vorsitzende^ die weiteren richter- 
lichen Mitglieder und die militärischen Bei- 
sitzer. 

(2) Die richterlichen Mitglieder müssen das 
35. Lebensjahr vollendet und die Fähigkeit 
zum Richter amt nach dem Gerichtsverfas- 
sungsgesetz haben. Sie werden vom Bundes- 
präsidenten auf Lebenszeit ernannt. 

§ 55 

Militärische Beisitzer 

(1) Vor Beginn des Geschäftsjahres benen- 
nen die Kommandeure der Truppenteile und 
Dienststellen, für die die Wehrdisziplinar- 
kammer zuständig ist, der Wehrdisziplinar- 
kammer möglichst die dreifache Anzahl der 
erforderlichen Beisitzer der einzelnen Rang- 
gruppen. Der Vorsitzende lost in öffentlicher 
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(3) Bei jedem Truppendienstgericht be- 
steht eine Geschäftsstelle. 

§ 53 

Zuständigkeit 

(1) Zuständig ist das Truppendienstgericht, 
das für den Befehlsbereich errichtet ist, zu 
dem der Truppenteil oder die Dienststelle 
des Beschuldigten bei Einleitung des diszi- 
plinargerichtlichen Verfahrens gehört. 

(2) Für Angehörige der Reserve und Sol- 
daten im Ruhestand ist das Truppendienst- 
gericht zuständig, dem der Wehrbereich zu- 
geteilt ist, in dem sich die zuständige Wehr- 
ersatzbehörde oder, soweit der Beschuldigte 
nicht mehr der Wehrüberwachung tmter- 
liegt, sein Wohnsitz befindet. Hat der Be- 
schuldigte keinen Wohnsitz im Geltungsbe- 
reich des Grundgesetzes, so ist das für den 
Sitz des Bundesministers für Verteidigung 
zuständige Truppendienstgericht zuständig. 

(3) Fehlt ein Gerichtsstand, ist er zweifel- 
haft oder streitig, so bestimmt auf Antrag 
eines Truppendienstgericfats oder einer an- 
deren am Verfahren beteiligten Behörde 
oder Dienststelle der Bundesdisziplkiarhof 
durch Beschluß das zuständige Truppen- 
dienstgericht. 

§ 54 

Mitglieder des Truppendienstgerichts 

(1) Mitglieder des Truppendienstgerichts 
sind der dienstaufsicht-führende Richter, die 
weiteren richterlichen Mitglieder und die mi- 
litärischen Beisitzer. 

(2) unverändert 


§ 55 

Militärische Beisitzer 

(1) Vor Beginn des Geschäftsjahres benen- 
nen die Kommandeure der Truppenteile und 
Dienststellen, für die das Truppendlenstge- 
ridit zuständig ist, dem Truppendienstgeridht 
möglichst die dreifache Anzahl der erforder- 
lichen Beisitzer der einzelnen Ranggruppen 
und Fadilaufbahnen. Der Vorsitzende lost in 
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Sitzung der W ehrdisziplinaY\Lzmmtr vor Be- 
ginn des Geschäftsjahres aus den Benannten, 
die der Bundesdisziplinarhof nicht ausgelost 
hat (§ 59), die erforderliche Zahl der einzel- 
nen Ranggruppen aus und trägt sie in eine 
Jahresliste ein. Sind bei einer Wehrdiszipli- 
narkammer Abteilungen gebildet, so wird für 
jede Abteilung eine Jahresliste auf gestellt. 
Nach der Reihenfolge der Jahresliste werden 
die Beisitzer zu den einzelnen Sitzungen be- 
rufen. Von der Reihenfolge darf nur aus 
zwingenden Gründen und nur mit Zustim- 
mung des Vorsitzenden der Wehrdisziplinar- 
kammer abgewichen werden; militärischer 
Dienst bildet nur dann einen Grund, von der 
Jahresliste abzu weichen, wenn seine Aus- 
übung gerade durch den in Frage kommenden 
Beisitzer besonders wichtig ist. Der Grund für 
die Abweichung und die Zustimmung des 
Vorsitzenden sind aktenkundig zu machen. 
Wird von der Jahresliste abgewichen, so ist 
der übergangene Beisitzer zu der nächsten 
Sitzung zu berufen. Wird die Bestellung neuer 
Beisitzer erforderlich, so werden sie nur für 
den Rest des Geschäftsjahres bestellt. 

(2) Als Beisitzer soll nur berufen werden, 
wer mindestens sechs Monate Wehrdienst ge- 
leistet hat. Die Beisitzer sollen der Teilstreit- 
kraft des Beschuldigten, jedoch weder dem- 
selben Truppenteil noch demjenigen des Be- 
schuldigten angehören. In Verfahren gegen 
einen Offizier soll beisitzender Stabsoffizier 
ein Regimentskommandeur oder früherer Re- 
gimentskommandeur oder ein Offizier in ent- 
sprechender Dienststellung sein. 

§ 56 

Besetzung 

(1) Die W ehrdisziplinark'Simmtr entschei- 
det mit einem richterlichen Mitglied als Vor- 
sitzendem und zwei militärischen Beisitzern. 

(2) Beisitzer sind ein Soldat aus der Rang- 
gruppe des Beschuldigten und ein Soldat, der 
im Dienstgrad über dem Beschuldigten steht, 
mindestens ein Stabsoffizier. 

(3) Gehört der Beschuldigte einer Fachlauf- 
bahn an, so tritt an die Stelle des Soldaten 
aus der Ranggruppe des Beschuldigten ein An- 
gehöriger dieser Fachlaufbahn mit entspre- 
chendem Rang. 
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öffentlicher Sitzung der Truppendienstkam- 
mer vor Beginn des Geschäftsjahres aus den 
Benannten, die der Bundesdisziplinarhof 
nicht ausgelost hat (§ 59), die erforderliche 
Zahl der einzelnen Ranggruppen und Fach- 
laufbahnen aus und trägt sie in eine Jahres- 
liste ein. Sind bei einem Truppendienstgericht 
mehrere Kammern gebildet, so wird für jede 
Kammer eine Jahresliste aufgestellt. Nach der 
Reihenfolge der Jahresliste werden die Bei- 
sitzer zu den einzelnen Satzungen berufen. 
Von der Reihenfolge darf nur aus zwingen- 
den Gründen und nur mit Zustimmung des 
Vorsitzenden der Truppendienstkammer ab- 
gewichen werden; militärischer Dienst bildet 
nur dann einen Grund, von der Jahresliste 
abzuweichen, wenn seine Ausübung gerade 
durch den in Frage kommenden Beisitzer 'be- 
sonders wichtig ist. Der Grund für die Ab- 
weidiung und die Zustimmung des Vorsit- 
zenden sind aktenkundig zu machen. Wird 
von der Jahresliste abgewichen, so ist der 
übergangene Beisitzer zu der nächsten Sit- 
zung zu berufen. Wird idie Berufung neuer 
Beisitzer erforderlich, so werden sie nur für 
den Rest des Geschäftsjahres berufen. 

(2) unverändert 


§ 56 

Besetzung 

(1) Die Truppendienstkammer entscheidet 
mit einem richterlichen Mitglied als Vorsit- 
zendem und zwei militärischen Beisitzern. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 
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(4) Die Vorschriften über die Besetzung gel- 
ten audi in Verfahren gegen Angehörige der 
Reserve und gegen Soldaten im Ruhestand. 

§ 57 

Große Besetzung 

Bis zum Beginn der Hauptverhandlung 
kann der Vorsitzende der W ehr disziplinär- 
kammer auf Antrag der Einleit ungsbehör de 
die Zuziehung eines weiteren richterlichen 
Mitglieds anordnen (große Besetzung), wenn 
dies wegen der besonderen Bedeutung des 
Falles oder wegen des Umfangs der Sache not- 
wendig erscheint. 

§ 58 

Säumige Beisitzer, Ruhen und Erlöschen des 
Amts als Beisitzer 

(1) Auf Beisitzer, die sich ihren Pfliditen 
entziehen, und auf Beisitzer, gegen die ein ge- 
richtliches Verfahren eingeleitet ist oder denen 
nach §19 des Soldatengesetzes die Ausübung 
des Dienstes verboten ist, finden die §§38 
und 39 der Bundesdisziplinarordnung ent- 
sprechende Anwendung. 

(2) Das Amt eines Beisitzers der W ehrdiszi- 
plinarkammer erlischt, wenn der Beisitzer 

1. im Strafverfahren zu einer Freiheitsstrafe 
oder anstelle einer Freiheitsstrafe zu einer 
Geldstrafe oder im disziplinargerichtlichen 
Verfahren zu einer Laufbahnstrafe rechts- 
kräftig verurteilt wird, 

2. nicht mehr einem Truppenteil oder einer 
Dienststelle angehört, für die die Wehr- 
disziplinarkammer zuständig ist, 

3. den Dienstgrad einer anderen Ranggruppe 
erhält. 

Ist in den Fällen der Nummer 2 der Beisitzer 
aus dem Zuständigkeitsbereich der Wehrdiszi- 
plinarkammer durch Versetzung ausgeschie- 
den, so erlischt sein Amt als Beisitzer mit Ab- 
lauf eines Monats nach Mitteilung der Ver- 
setzung an ihn, es sei denn, daß er dem Er- 
löschen des Beisitzeramts widersprochen hat. 
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(4) unverändert 


§ 57 

Große Besetzung 

Bis zum Beginn der Hauptverhandlung 
kann der Vorsitzende der Truppendienst- 
kammer die Zuziehung eines weiteren rich- 
terlichen Mitglieds anordnen (große Beset- 
zung), wenn dies wegen der besonderen Be- 
deutung des Falles oder wegen des Umfangs 
der Sache notwendig erscheint. 

§ 58 

Säumige Beisitzer, Ruhen und Erlöschen des 
Amtes als Beisitzer 

(1) Auf Beisitzer, die sich ihren Pflichten 
entziehen, und auf Beisitzer, gegen die ein 
gerichtliches oder disziplinargerichtliches Ver- 
fahren eingeleitet ist oder denen nach § 22 
des Soldatengesetzes die Ausübung des Dien- 
stes verboten ist, finden die §§ 38 und 39 
der Bundesdisziplinarordnung entsprechende 
Anwendung. 

(2) Das Amt eines Beisitzers des Truppen- 
dienstgerichts erlischt, wenn der Beisitzer 

1. unverändert 


2. nicht mehr einem Truppenteil oder einer 
Dienststelle angehört, für die das Truppen- 
dienstgericht zuständig ist, 

3. unverändert 

Ist in den Fällen der Nummer 2 der Beisit- 
zer aus dem Zuständigkeitsbereich des Trup- 
pendienstgerichts durch Versetzung ausge- 
schieden, so erlischt sein Amt als Beisitzer mit 
Ablauf eines Monats nach Mitteilung der 
Versetzung an ihn, es sei denn, daß er dem 
Erlöschen des Beisitzer am tes widersprochen 
hat. 
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b) Bundesdisziplinarhof (Wehrdisziplinar- 
senate) 

§ 59 

(1) Für die Wehrdisziplinarsachen ein- 
schließlich der Angelegenheiten der Wehrbe- 
sch wer de werden beim Bundesdiszi- 

plinarhof besondere Senate ehrdisziplinar- 
senate) gebildet. Sitz dieser Senate ist ... . 


(2) Die nichtrichterlichen Beisitzer müssen 
Soldaten sein. Sie werden vor Beginn des Ge- 
schäftsjahres und vor Aufstellung der Jahres- 
listen, die bei den Wehrdisziplinarkammern 
geführt werden, durdi einen Riditer des Bun- 
desdisziplinarhof s aus den Soldaten ausgelost, 
die den Wehrdisziplinarkammern als Bei- 
sitzer benannt sind. Soldaten, die ihre Wehr- 
pflicht erfüllen, werden für ein ]ahr zum Bei- 
sitzer bestellt, andere Soldaten für zwei Jahre. 
§ 55 Abs. 1 Satz 2 bis 8 und Abs. 2 gilt sinn- 
gemäß. §56 Abs. 2 bis 4 findet Anwendung. 
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b) Bundesdisiziplinarhof (Wehrdienst- 
senate) 

§ 59 

(1) Für Wehrdisziplinarsachen und Wehr- 
beschwerdesadien werden bei dem Bundesdis- 
ziplinarhof besondere Senate {Wehrdienst- 
senate) gebildet. Die Bundesregierung wird 
ermächtigt, durdi Verordnung den Sitz der 
Wehrdienstsenate zu bestimmen. 

(1 a) Der Bundesminister des Innern übt 
die Befugnisse, die ihm hinsichtlich des Bun- 
desdisziplinarhofes zustehen, soweit die 
Wehrdienstsenate berührt werden, im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister für Ver- 
teidigung aus. 

(1 b) Die Wehrdienstsenate sind nur für 
Wehrdisziplinarsachen und Wehrbeschwerde- 
sachen zuständig. Für die Berufung der 
riditerlichen Mitglieder gelten die Vorschrif- 
ten des Richterwahlgesetzes. Sie werden 
vom Bundesminister des Innern im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister für Vertei- 
digung berufen; sie können nur Mitglieder 
von Wehrdienstsenaten sein. Die anderen rich- 
terlichen Mitglieder des Bundesdisziplinar- 
hof es können nicht Mitglieder eines Wehr- 
dienstsenates sein. § 41 Abs. 3 Satz 3 der 
Bundesdisziplinarordnung ist bei der erst- 
maligen Besetzung der Wehrdienstsenate 
nicht anzuwenden. 

(1 c) Die Wehrdienstsenate beschließen, so- 
weit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, 
außerhalb der Hauptverhandlung mit drei 
richterlichen Mitgliedern einschließlich des 
Vorsitzenden. Sie entscheiden in der Haupt- 
verhandlung mit drei richterlichen Mitglie- 
dern einschließlich des Vorsitzenden und 
zwei militärischen Beisitzern. § 56 Abs. 2 
bis 4 findet Anwendung. 

(2) Die militärischen Beisitzer werden vor 
Beginn des Geschäftsjahres und vor Aufstel- 
lung der Jahreslisten, die bei den Truppen- 
dienstgerichten geführt werden, durch einen 
Richter eines Wehrdienstsenates aus den Sol- 
daten ausgelost, die den Truppendienstgerich- 
ten als Beisitzer benannt sind. Soldaten, die 
auf Grund der Wehrpflicht Wehrdienst lei- 
sten, werden für die Zeit ihres Grundwehr- 
dienstes zum Beisitzer berufen, andere Sol- 
daten für zwei Jahre. § 55 Abs. 1 Satz 2 bis 8 
und Abs. 2 sowie § 58 gelten sinngemäß. 
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3. Wehrdisziplinaranwälte 
§ 60 

(1) Zur Vertretung der Einleitungsbehörde 
im disziplinargeriditlichen Verfahren bestellt 
der Bundesminister für Verteidigung bei den 
Wehrdisziplinarkammern Beamte, die die 
Fähigkeit zum Richteramt nach dem Geridits- 
verfassungsgesetz haben, für die Dauer ihres 
Hauptamts als Wehrdisziplinaranwälte. Die 
Wehrdisziplinaranwälte haben den Ersuchen 
der Einleitungsbehörde zu entsprechen. Ihnen 
obliegt die Strafvollstreckung im disziplinär- 
gerichtlichen Verfahren. 

(2) Beim Bundesdisziplinarhof (Wehrdiszi- 
plinarsenate) wird als Vertreter der obersten 
Dienstbehörde ein Bundeswehrdisziplinaran- 
walt bestellt. § 54 Abs. 2 gilt entsprechend. 
Der Bundeswehrdisziplinaranwalt untersteht 
dem Bundesminister für Verteidigung und ist 
an dessen Weisungen gebunden. Ihm unter- 
stehen die Wehrdisziplinaranwälte. 


4. Allgemeine Vorschriften für 
das disziplinargerichtiche 
Verfahren 

§ 61 

Verfahren gegen Soldaten im Ruhestand und 
gegen Angehörige der Reserve 

(1) Wird ein Soldat, während ein diszipli- 
nargerichtliches Verfahren gegen ihn schwebt, 
in den Ruhestand versetzt oder ohne Verlust 
seines Dienstgrades aus dem Dienstverhältnis 
entlassen, so wird die Fortsetzung des Diszi- 
plinarverfahrens durch den Eintritt in den 
Ruhestand oder die Entlassung nicht berührt. 
Ein Ausgleich (§37 Soldatenversorgungsge- 
setz) oder eine Übergangsbeihilfe darf vor 
rechtskräftigem Abschluß des Verfahrens 
nicht ausbezahlt werden. 

(2) Gegen einen Soldaten im Ruhestand 
oder einen Angehörigen der Reserve kann ein 
Disziplinarverfahren nur wegen eines vor 
Eintritt in den Ruhestand oder der Entlassung 
begangenen Disziplinarverstoßes oder wegen 
der in § 20 Abs. 2 des Soldatengesetzes ge- 
nannten Dis ziplinarver Stöße eingeleitet wer- 
den. 
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3. Wehrdisziplinaranwälte 
§ 60 

(1) Zur Vertretung der Einleitungsbehörde 
im disziplinargerichtTichen Verfahren bestellt 
der Bundesminister für Verteidigung bei den 
Truppendienstgerichten Beamte, die die 
Fähigkeit zum Richteramt nach dem Gerichits- 
verfassungsgesetz haben, für die Dauer ihres 
Hauptamtes als Wehrdisziplinaranwälte. Die 
Wehrdisziplinaranwälte haben den Ersuchen 
der Einleitungsbehörde zu entsprechen. Ihnen 
obliegt die Strafvollstreckung im disziplinär- 
gerichtlichen Verfahren. 

(2) Beim Bundesdisziplinarhof wird als 
Vertreter der obersten Dienstbehörde ein 
Bundeswehrdisziplinaranwalt bestellt, § 54 
Abs. 2 gilt entsprechend. Der Bundeswehr- 
disziplinaranwalt untersteht dem Bundes- 
minister für Verteidigung und ist an dessen 
Weisungen gebunden. Ihm unterstehen die 
Wehrdisziplinaranwälte. 


4. Allgemeine Vorschriftenfür 
das d i s z i p 1 i n a r g e r i c h 1 1 i c h e 
V e r f a hr en 

§ 61 

Verfahren gegen Soldaten im Ruhestand und 
gegen Angehörige der Reserve 

(1) Wird ein Soldat, während ein diszipli- 
nargerichtliches Verfahren gegen ihn schwebt, 
in den Ruhestand versetzt oder ohne Verlust 
seines Dienstgrades aus dem Diens-tverhältnis 
entlassen, so wird die Fortsetzung des Diszi- 
plinarverfahrens durch den Eintritt in den 
Ruhestand oder die Entlassung nicht berührt. 
Ein Ausgleich oder eine Übergangsbeihilfe 
darf vor rechtskräftigem Abschluß des Ver- 
fahres nicht ausbezahlt werden. 


(2) Gegen einen Soldaten im Ruhestand 
oder einen Angehörigen der Reserve kann ein 
Disziplinarverfahren nur wegen eines vor 
Eintritt in den Ruhes tand oder der Entlassung 
begangenen Dienstvergehens oder wegen der 
in § 23 Abs. 2 des Soldatengesetzes genann- 
ten Dienstvergehen eingeleitet werden. 
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§ 62 

Früher begangene Disziplinarver stoße 

Ein Soldat, der nach Been,digung eines 
früheren Wehrdienstverhältnisses erneut in 
einem Wehrdienstverhältnis steht, kann im 
disziplinargeriditlichen Verfahren auch wegen 
solcher Disziplinarver stoße verfolgt werden, 
die er während der früheren Wehrdienstzeit 
oder in den Fällen des § 20 Abs. 2 des Sol- 
datengesetzes danadi begangen hat. 

§ 63 

Verhältnis zum Strafverfahren 

(1) Das disziplinargerichtliche Verfahren 
muß, wenn wegen derselben Tatsachen die 
öffentliche Klage im Strafverfahren erhoben 
wird, bis zur Beendigung des Strafverfahrens 
ausgesetzt werden. Das Disziplinarverfahren 
kann fortgesetzt werden, wenn die Sadiauf- 
klärung gesichert ist oder wenn im Strafver- 
fahren aus Gründen nicht verhandelt werden 
kann, die in der Person des Beschuldigten lie- 
gen. Ergeht in diesen Fällen nach redhtskräf- 
tigem Abschluß des Disziplinarverfahrens im 
Strafverfahren ein rechtskräftiges Urteil auf 
Grund von tatsächlichen Feststellungen, die 
von denen des Urteils des ^ehrdisziplinar- 
gerichts abweichen, so gelten die abweidhenden 
Feststellungen des strafgerichtlichen Urteils 
für die Wiederaufnahme des Verfahrens als 
neue Tatsachen (§ 104 Abs. 1 Buchstabe a). 

(2) Wird der Beschuldigte im Strafverfah- 
ren freigesprochen, so gilt § 22 Abs. 3 Satz 1 
entsprechend. 

(3) Für die Entscheidung im Disziplinar- 
verfahren sind die tatsächlichen Feststellun- 
gen des strafgerichtlichen Urteils bindend, auf 
denen die Entscheidung des Strafgerichts be- 
ruht. Das ^ehrdisziplinargeridit kann jedoch 
die nodimalige Prüfung solAer Feststellungen 
beschließen, deren RiAtigkeit seine Mi^lie- 
der übereinstimmend bezweifeln; dies ist in 
den Urteilsgründen zum Ausdrudk zu bringen. 

§ 64 

Aussetzung wegen anderer Verfahren 

Das dIsziplinargeriAtliAe Verfahren kann 
ausgesetzt werden, wenn die EntsAeidung 
von der Beurteilung einer Frage abhängt, 
über die in einem anderen — sAwebenden 
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§ 62 

Früher begangene Dienstvergehen 

Ein Soldat, der naA Beendigunig eines 
früheren Wehrdienstverhältnisses erneut in 
einem W’ehrdienstverhältnis steht, kann im 
disziplLnargeri AtliAen Verfahren au A wegen 
solAer Dienstvergehen verfolgt werden, Ae 
er während der früheren Wehrdienstzeit 
oder in den Fällen tdes § 23 Abs. 2 des Sol- 
datengesetzes danaA begangen hat. 

§ 63 

Verhältnis zum Strafverfahren 

(1) Das disziplinargeriAtllAe Verfahren 
muß, wenn wegen derselben Tatsache die 
öffentliAe Klage im Strafverfahren erhöben 
wird, bis zur Beendigung des Strafverfahrens 
ausgesetzt werden. Das Disziplinarverfahren 
kann fortgesetzt werden, wenn die SaAauf- 
klärung gesiAert ist oder wenn im Strafver- 
fahren aus Gründen niAt verhandelt werden 
kann, die in der Person des BesAulAgten lie- 
gen. Ergeht in diesen Fällen naA reAtskräf- 
tigem AbsAluß des Disziplinarverfahrens im 
Strafverfahren ein reAtskräftiges Urteil auf 
Grund von tatsäAHAen Feststellungen, die 
von denen des Urteils des WehrdienstgeriAts 
abwei Aen, so gelten Ae abweiAenden Fest- 
stellungen des strafgeriAtliAen Urteils für 
die Wiederaufnahme des Verfahrens als neue 
TatsaAen (§ 104 Abs. 1 Buchstabe a). 

(2) u n V e r ä n d e r t 

(3) Für die EntsAeidung im Disziplinar- 
verfahren sind die tatsäAliAen Feststellun- 
gen des StrafgeriAtliAen Urteils bindend, auf 
denen Ae Entscheidur^ des StrafgeriAts b^ 
ruht. Das WehrdicnstgeriAt kann jedoA Ae 
noAmalige Prüfung soIAer Feststell^gen 
besAIießen, deren RiAtigkeit seine Mitglie- 
der übereinstimmend ibezweifeln; dies ist >in 
-den Urteilsgründen zum AusdruA zu brin- 
gen. 

§ 64 

unverändert 
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oder einzuleitenden — Verfahren entsdiieden 
werden soll und wenn die in dem anderen 
Verfahren zu entscheidende Frage für die Be- 
urteilung von wesentlicher Bedeutung ist. Die 
Aussetzung ist unzulässig, wenn dadurch eine 
unangemessene Verzögerung eintreten würde. 
Das Disziplinarverfahren ist spätestens nach 
der endgültigen Erledigung des anderen Ver- 
fahrens fortzusetzen. Die in dem anderen 
Verfahren in einer geriditlidien Entscheidung 
getroffenen tatsächlichen Feststellungen sind 
nicht bindend, können aber der Entscheidung 
im Disziplinarverfahren zugrunde gelegt wer- 
den, ohne daß sie nochmals geprüft zu werden 
brauchen, 

§ 65 

Verhandlungsunfähigkeit des Beschuldigten 

(1) Die Einleitung oder Fortsetzung eines 
disziplinargerichtlidien Verfahrens wird nicht 
dadurch gehindert, daß der Beschuldigte, 
nachdem er den Disziplinarverstoß begangen 
hat, geisteskrank oder sonst verhandlungsun- 
fähig geworden ist. 

(2) In diesem Falle beantragt die Einlei- 
tungsbehörde heim Amtsgericht die Bestellung 
eines Pflegers zur Wahrnehmung der Rechte 
des Beschuldigten in dem weiteren Verfahren. 
Das Amtsgericht hat dem Antrag zu ent- 
sprechen. 


S 66 

Zeugen und Sachverständige 

(1) Zeugen und Sachverständige werden nur 
vereidigt, wenn es mit Rücksicht auf die Be- 
deutung der Aussage oder als Mittel zur Her- 
beiführung einer wahren Aussage erforderlich 
ist. 

(2) Im Wege der Rechtshilfe können außer 
den W ehrdisziplinarkammern nur die Amts- 
gerichte um die eidliche Vernehmung von 
Zeugen und Sachverständigen ersucht werden. 
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§ 65 

Verhandlungsunfähigkeit des Beschuldigten 

(1) Die Einleitung oder Fortsetzung eines 
disziplinargerichtllchen Verfahrens wird nicht 
dadurch gehindert, daß der Beschuldigte, 
nachdem er das Dienstvergehen begangen 
hat, geisteskrank oder sonst verhandlungs- 
unfähig geworden ist. 

(2) In diesem Falle bestellt das Amtsge- 
richt auf Antrag der Einleitungsbehörde einen 
Pfleger als gesetzlichen Vertreter zur Wahr- 
nehmung der Rechte des Beschuldigten in 
dem Verfahren; der Pfleger muß Soldat sein. 
Die Vorschriften des Gesetzes über die An- 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar- 
keit für das Verfahren bei Anordnung einer 
Pflegschaft nach § 1910 des Bürgerlichen Ge- 
setzbuches gelten entsprechend. 

§ 66 

Zeugen und Sachverständige 

(1) unverändert 


(2) Im Wege der Rechtshilfe können au- 
ßer den Truppendienstgerichten im Inland 
nur die Amtsgerichte um die eidliche Ver- 
nehmung von Zeugen und Sachverständigen 
ersucht werden. Ein an das Truppendienst- 
gericht gerichtetes Ersuchen wird durch ein 
richterlidies Mitglied ausgeführt. 
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§. 67 

Verhaftung, Vorführung, vorläufige 
Festnahme 

Der Beschuldigte kann im disziplinargericht- 
lichen Verfahren weder verhaftet noch — ab- 
gesehen von dem Fall der Verbringung in 
eine öffentliche Heil- und Pflegeanstalt zum 
Zwecke der Beobachtung seines Geisteszustan- 
des — zwangsweise vorgeführt werden. Eine 
vorläufige Festnahme ist nur gemäß § 9 zu- 
lässig. 

§ 68 

Beschlagnahmen und Durchsuchungen 

Beschlagnahmen und Durchsuchungen dür- 
fen auch bei Gefahr im Verzug nur auf rich- 
terliche Anordnung durchgeführt werden. 

§ 69 

Ladungen, Zustellungen 

(1) Soldaten werden zur Hauptverhand- 
lung sowie zu sonstigen Vernehmungen als 
Besdiuldigte, Zeugen und Sachverständige 
dienstlich gestellt. Bei der Bekanntgabe des 
Termins ist dem Soldaten eine Abschrift der 
Ladung auszuhändigen. Andere Personen 
werden unmittelbar geladen. 

(2) Die in diesem Gesetz vorgeschriebenen 
Zustellungen werden ausgeführt 

1, durch Übergabe an den Empfänger gegen 
Empfangsscheins oder, wenn er die An- 
nahme oder die Ausstellung des Emp- 
fangsschein verweigert, durch Anfertigung 
einer Niederschrift darüber, 

2. durch eingeschriebenen Brief mit Rück- 
schein, 

3. nach den Vorschriften der Zivilprozeßord- 
nung über die Zustellung von Amts wegen, 

4, an Behörden und Dienststellen auch durch 
Vorlegung der Akten mit den Urschriften 
der zuzustellenden Schriftstücke; der 
Empfänger hat den Tag der Vorlegung in 
den Akten zu vermerken. 

(3) Die Zustellung nach Absatz 2 ISlum- 
mer 3 kann auch durch einen Soldaten ausge- 
führt werden. Die öffentliche Zustellung wird 
auf Antrag der Einleitungsbehörde oder des 
Untersuchungsführers von dem Vorsitzenden 
der Wehrdisziplinarkd^mmtv bewilligt. Die zu- 
zustellende Ausfertigung ist an der Gerichts- 
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§ 67 

Unzulässigkeit der Verhaftung 

Der Beschuldigte kann Im diszlplinarge- 
rlchtlichen Verfahren nicht verhaftet werden. 


§ 68 

unverändert 


§ 69 

Ladungen, Zustellungen 
(1) u n V e r ändert 


(2) unverändert 


(3) Die Zustellung nach Absatz 2 Nr. 3 
kann auch durch einen Soldaten ausge- 
führt werden. Die öffentliche Zustellung wird 
auf Antrag der Einleitungsbehörde oder des 
Untersuchungsführers von dem Vorsitzenden 
der Truppendienstkammer bewilligt. Die zu- 
zustellende Ausfertigung ist an der Gerlchts- 
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tafel der W ehrdisziplinarkammer anzuheften; 
enthält das Schriftstück eine Ladung, so ist 
außerdem ein Auszug einmalig in ein von 
dem Bundesminister für Verteidigung be- 
stimmtes Blatt einzurücken. 

(4) Hat der Empfangsbereditigte ein zuzu- 
stellendes Sdiriftstück nachweislich erhalten, 
so gilt es spätestens in diesem Zeitpunkt als 
zugestellt. 

(5) Alle anderen Mitteilungen erfolgen 
formlos. 

§ 70 

Verteidigung 

(1) Der Beschuldigte kann sich in jeder Lage 
des Verfahrens des Beistandes eines Verteicii- 
gers bedienen. Der Vorsitzende der Wehr- 
disziplinark2.mmev bestellt dem Beschuldigten, 
der noch keinen Verteidiger gewählt hat, auf 
Antrag oder von Amts wegen einen Verteidi- 
ger, wenn wegen der Schwierigkeit der Sach- 
oder Rechtslage die Mitwirkung eines Vertei- 
digers geboten erscheint. 

(2) Verteidiger vor der W ehrdisziplinar- 
kammer können die bei einem deutschen Ge- 
richt zugelassenen Rechtsanwälte und andere 
Personen, welche die Fähigkeit zum Richter- 
amt nach dem Gerichtsverfassungsgesetz oder 
auf Grund der vorgeschriebenen Prüfungen 
an einem allgemeinen Verwaltungsgericht 
haben, sowie Soldaten sein. Als Verteidiger 
vor dem Bundesdisziplinarhof sind nur Per- 
sonen zugelassen, welche die Fähigkeit zum 
Richteramt nach dem Gerichtsverfassungsge- 
setz oder auf Grund der vorgeschriebenen 
Prüfungen an einem allgemeinen Verwaltungs- 
gericht haben. 

(3) Dem Verteidiger steht das Recht, Ein- 
sicht in die Akten zu nehmen, in gleichem Um- 
fang zu wie dem Beschuldigten. 
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tafel des Truppendienstgerichts anzuheften; 
enthält das Schriftstück eine Ladung, so ist 
außerdem ein Auszug einmalig in ein von 
dem Bundesminister für Verteidigung be- 
stimmtes Blatt einzurücken. 

(4) unverändert 


(5) unverändert 
S 70 

Verteidigung 

(1) Der Beschuldigte kann sich In jeder 
Lage des Verfahrens des Beistandes eines 
Verteidigers bedienen. Der Vorsitzende der 
Truppendienstkammer bestellt dem Beschul- 
digten, der noch keinen Verteidiger gewählt 
hat, auf Antrag oder von Amts wegen einen 
Verteidiger, wenn die Mitwirkung eines 
Verteidigers geboten erscheint. Ist der Be- 
schuldigte minderjährig, so ist ihm in jedem 
Falle ein Verteidiger zu bestellen. 

(2) Verteidiger vor dem Truppendienst- 
gericht können die bei einem Gericht im Gel- 
tungsbereich des Grundgesetzes zugelasse- 
nen Rechtsanwälte und andere Personen, 
welche 'die Fähigkeit zum Richteramt nach 
dem Gerichtsverfassungsgesetz oder auf Grund 
der vorgeschriebenen Prüfungen an einem 
allgemeinen Verwaltungsgericht haben, so- 
wie Soldaten sein. Als Verteidiger vor dem 
Bundesdisziplinarhof sind nur Personen zu- 
gelassen, welche die Fähigkeit zum Rich- 
teramt nach dem Gerichtsverfassungsgesetz 
oder auf Grund der vorgeschriebenen Prü- 
fungen an einem allgemeinen Verwaltungs- 
gericht haben. 

(3) unverändert 


S 71 


Ergänzende Vorschriften 

Zur Ergänzung dieses Gesetzes sind die 
Vorschriften des Gerichtsverfassungsgesetzes, 
Insbesondere über Geschäftsverteilung, Sit- 
zungspolizei, Gerichtssprache, Beratung und 
Abstimmung und die Vorschriften der Straf- 
prozeßordnung anzuwenden, soweit nicht die 


§ 71 

Ergänzende Vorschriften 

Zur Ergänzung dieses Gesetzes sind die 
Vorschriften des Gerichtsverfassungsgesetzes, 
Insbesondere über Geschäftsverteilung, Sit- 
zungspolizei, Gerichtssprache, Beratung und 
Abstimmung und die Vorschriften der Straf- 
prozeßordnung anzuwenden, soweit nicht die 
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Eigenart des Disziplinarverfahrens entgegen- 
steht. Die WehrJi5z/p/mi?rgerichte entscheiden 
mit einfacher Stimmenmehrheit; ergibt sich 
bei der großen Besetzung (§ 57) Stimmen- 
gleichheit, so gibt die Stimme des Vorsitzen- 
den den Ausschlag. 
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Eigenart des Disziplinarverfahrens entgegen- 
steht. Die Wehrdienstgerichte entscheiden 
mit einfacher Stimmenmehrheit; ergibt sich 
bei der großen Besetzung (§ 57) Stimmen- 
gleichheit, so gibt die Stimme des Vorsitzen- 
den den Ausschlag. 


5. Einleitung des Verfahrens 


5. Einleitung des Verfahrens 


§ 72 

Einleitungsverfügung 

(1) Das disziplinargerichtliche Verfahren 
wird durch schriftliche Verfügung der Einlei- 
tungsbehörde eingeleitet. Die Einleitung wird 
mit der Zustellung an den Beschuldigten wirk- 
sam. 

(2) Zur Vorbereitung ihrer Entschließung 
über die Einleitung kann die Einleitungsbe- 
hörde den Wehrdisziplinaranwalt um die 
Vornahme von Ermittlungen ersuchen. 

§ 73 

Einleitungsbehörden 

(1) Einleitungsbehörde ist 

1. für Offiziere, hinsichtlich derer der Bun- 
despräsident das Ernennungsrecht ausübt, 
der Bundesminister für Verteidigung; er 
kann seine Befugnis auf unmittelbar nach- 
geordnete Dienststellen übertragen, sie je- 
doch im Einzelfall wieder an sich ziehen; 

2. für andere Soldaten der Kommandeur der 
Division oder Brigade oder der Vorge- 
setzte in entsprechender Dienststellung; 
ist der Beschuldigte Sanitätsoffizier und 
hat das Verfahren nicht ausschließlich Ver- 
stöße gegen andere als ärztliche Pflichten 
zum Gegenstand, so ist Einleitungsbehörde 
der vom Bundesminister für Verteidigung 
bestimmte Vorgesetzte im Sanitätsdienst; 

3. für Angehörige der Reserve und Soldaten 
im Ruhestand der Bundesminister für 
Verteidigung oder die von ihm bestimmte 
Dienststelle. 

(2) Zuständig ist die Einleitungsbehörde, 
der der Beschuldigte im Zeitpunkt der Einlei- 
tung untersteht. Die Zuständigkeit der Einlei- 
tungsbehörde wird durch eine Kommandie- 
rung oder Beurlaubung des Beschuldigten 
nicht berührt. 


§ 72 


unverändert 


§ 73 


unverändert 
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§ 74 

Antrag des Verdächtigen auf Einleitung des 
Verfahrens 

Jeder, gegen den eine disziplinär gerichtliche 
Strafe verhängt werden kann, kann die Ein- 
leitung eines disziplinargerichtlichen Verfah- 
rens gegen sich beantragen, um sich von dem 
Verdacht eines Disziplinarverstoßes zu reini- 
gen. Lehnt die Einleitungsbehörde die Einlei- 
tung ab, so hat sie ihm bekanntzugeben, daß 
ein Grund für die Einleitung nicht vorliegt. 
Auf seinen Antrag ist die Entsdieidung 
schriftlidi zu begründen. 
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§ 74 

Antrag des Verdächtigen auf Einleitung des 
Verfahrens 

Jeder, gegen den eine Laufbahnstrafe ver- 
hängt werden kann, kann die Einleitung 
eines disziplinargeriditlidien Verfahrens ge- 
gen sidi beantragen, um sidi von dern Ver- 
dacht eines Dienstvergehens zu reinigen. 
Lehnt die Einleitungsbehörde die Einleitung 
ab, so hat sie ihm bekanntzugeben, daß ein 
Grund für die Einleitung nicht vorliegt. Auf 
seinen Antrag ist die Entscheidung schrift- 
lich zu begründen. 


§ 75 

N achträgliches disziplinargerichtliches 
Verfahren 

(1) Hält die Einleitungsbehörde eine Lauf- 
bahnstrafe für angebracht, so kann sie das 
disziplinargerichtliche Verfahren auch einlei- 
ten, wenn der Beschuldigte wegen der Tat be- 
reits durch einen Disziplinarvorgesetzten be- 
straft oder ausdrücklich unbestraft gelassen 
worden ist {$ 24). Dies gilt nicht, wenn das 
^ ehr dis ziplinargencht auf Beschwerde oder 
im Fall des § 28 entschieden hatte. 

(2) Führt das disziplinargerichtliche Ver- 
fahren zu einem von der Entscheidung des 
Diszipl’narvorgesetzten abweichenden Ergeb- 
nis, so hebt das ^ehrdisziplinargeridit in sei- 
nem Urteil gleichzeitig diese Entscheidung 
auf; § 30 Nr. 5 findet Anwendung. Andern- 
falls wird das Verfahren eingestellt. 


§ 75 


Nachträgliches disziplinargerichtliches 
Verfahren 


(1) Hält die Einleitungsbehörde eine Lauf- 
bahnstrafe für angebraAt, so kann sie das 
disziplinargerichtliche Verfahren auch einlei- 
ten, wenn der Beschuldigte wegen der Tat be- 
reits durch einen Disziplinarvorgesetzten be- 
straft oder ausdrücklidi unbestraft gelassen 
worden ist (§ 24). Dies gilt nicht, wenn das 
Wehrdienstgericht auf Beschwerde oder im 
Fall des § 28 entschieden hatte. 

(2) Führt das disziplinargerichtliche Ver- 
fahren zu einem von der Entscheidung des 
Disziplinarvorgesetzten abweichenden Ergeb- 
nis, so hebt das Wehrdienstgericht in seinem 
Urteil gleichzeitig diese Entscheidung auf; 
§ 30 Nr. 5 findet Anwendung. Andernfalls 
wird das Verfahren eingestellt. 


6. Untersuchung 
§ 76 

Anordnung der Untersuchung, Ablehnung 

Hält die Einleitungsbehörde wegen der 
Schwierigkeit der Sach- und Rechtslage eine 
richterliche Untersuchung für geboten, so 
übersendet sie die Akten dem V or sitzenden 
der zuständigen W ehr disziplinär kämme r zur 
Anordnung der Untersuchung. Der Vorsit- 
zende der Wchrdisziplinarkammer bestellt ein 
richterliches Mitglied der W ehrdisziplinar- 
kammer zum Untersuchungsführer. Bei Ver- 
hinderung der richterlichen Mitglieder der 
Wehrdisziplinarkammer kann er den Vorsit- 
zenden einer anderen Wehrdisziplinarkammer 


6. Untersuchung 
§ 76 

Anordnung der Untersuchung, Ablehnung 

Hält die Einleitungsbehörde wegen der 
Schwierigkeit der Sach- und Rechtslage eine 
richterliche Untersuchung für geboten, so 
übersendet sie die Akten dem dienstaufsicht- 
führenden Richter des zuständigen Truppen- 
dienstgerichts zur Anordnung der Untersu- 
chung. Dieser bestellt ein richterliches Mit- 
glied des Truppendienstgerichts zum Unter- 
suchungsführer. Bei V erhinderung der richter- 
lichen Mitglieder des Truppendienstgerichts 
kann er den dienstaufsichtführenden Rich- 
ter eines anderen Truppendienstgeridxts um 
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um die Bestellung eines Untersuchungsführers 
ersuchen. Die Anordnung der Untersuchung 
und die Bestellung des Untersuchungsführers 
sind der Einleitungsbehörde und dem Be- 
schuldigten bekanntzugeben. 


§ 77 


Vernehmung des Beschuldigten 

(1) Der Beschuldigte ist zu Beginn der Un- 
tersuchung zu vernehmen. 


(2) Ein Beschuldigter, der Angehöriger der 
Reserve oder Soldat im Ruhestand ist, ist zu 
vernehmen, wenn er auf die Ladung erscheint. 
Ist er aus zwingenden Gründen am Erscheinen 
verhindert und hat er dies rechtzeitig mitge- 
teilt, so ist er erneut zu laden. 


§ 78 

Neue Anschuldigungen 

Die Einleitungsbehörde kann beantragen, 
die Untersuchung auf neue Punkte, die den 
Verdacht eines Disziplinarverstoßes rechtfer- 
tigen, zu erstrecken. Der Untersuchungsführer 
muß dem Antrag entsprechen; er kann von 
sich aus die Untersuchung auf neue Punkte 
ausdehnen, wenn die Einleitungsbehörde zu- 
stimmt. Der Untersuchungsführer hat dem 
Beschuldigten Gelegenheit zu geben, sich auch 
zu den neuen Anschuldigungen zu äußern. 

§ 79 

Abschluß der Untersuchung 

(1) Den Abschluß der Untersuchung bildet 
die Vernehmung des Beschuldigten über das 
Ergebnis der Ermittlungen. Auf Antrag ist 
dem Beschuldigten zuvor Einsicht in die Ak- 
ten zu gewähren, soweit nicht gesetzliche Vor- 
schriften entgegenstehen. 

(2) Nach Abschluß der Untersuchung legt 
der Untersuchungsführer die Akten mit einem 
zusammenfassenden Bericht der Einleitungs- 
behörde vor. 
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die Bestellung eines Untersuchungsführers er- 
suchen. Die Anordnung der Untersuchung 
und die Bestellung des Untersuchungsführers 
sind der Einleitungsbehörde und dem Be- 
schuldigten bekanntzugeben. 

§ 77 

unverändert 


§ 78 

Neue Anschuldigungen 

Die Einleitungsbehörde kann beantragen, 
die Untersuchung auf neue Punkte, die den 
Verdacht eines Dienstvergehens rechtfertigen, 
zu erstrecken. Der Untersuchungsführer muß 
dem Antrag entsprechen; er kann von sidi 
aus die Untersuchung auf neue Punkte aus- 
dehnen, wenn die Einleitungsbehörde zu- 
stimmt. Der Untersuchungsführer hat dem 
Beschuldigten Gelegenheit zu geben, sich auch 
zu den neuen Anschuldigungen zu äußern. 

§ 79 

unverändert 


7. Verfahren bis zur Haupt- 
verhandlung 

§ 80 

Einstellung, Anschuldigungsschrift 

(1) Die Einleitungsbehörde stellt das diszi- 
plinargerichtliche Verfahren ein, wenn ein 


7. Verfahren bis zur Haupt- 
verhandlung 

§ 80 

Einstellung, Anschuldigungsschrift 

(1) Die Einleitungsbehörde stellt das diszi- 
plinargerichtliche Verfahren ein, wenn ein 
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Veifrahreiishindernis besteht oder wenn sie es 
nach dem Ergebnis der Ermittlungen oder der 
Untersudiung oder aus anderen Gründen für 
angebracht hält. Sie kann, wenn nicht das 
Verfahren unzulässig ist, zugleich eine ein- 
fache Disziplinarstrafe verhängen; dies gilt 
nicht im Fall des § 75. Die mit Gründen ver- 
sehene Einstellungsverfügung ist dem Be- 
schuldigten gleichzeitig mit einer Entscheidung 
über eine etwaige Bestrafung zuzustellen. 

(2) Andernfalls legt der Wehrdisziplinar- 
anwalt eine Anschuldigungsschrift mit den 
Akten der W ehrdisiiplinarkammer vor. Die 
Anschuldigungsschrift soll die Tatsachen, in 
denen ein Disziplinarverstoß erblickt wird, 
und die Beweismittel geordnet darstellen. Sie 
darf diese Tatsadie zuungunsten des Beschul- 
digten nur insoweit verwerten, als ihm Gele- 
genheit gegeben worden ist, sich dazu zu 
äußern. Mit dem Eingang der Anschuldigungs- 
schrift ist das Verfahren bei der Wehrdiszipli- 
narkammer anhängig. 

(3) Teilt der Wehrdisziplinaranwalt mit, 
daß neue Anschuldigungspunkte zum Gegen- 
stand der Verhandlung gemacht werden sol- 
len, so hat der Vorsitzende der Wehrdiszi- 
plinark^mmer das Verfahren auszusetzen, 
bis der Wehrdisziplinaranwalt nach Ergän- 
zung der Ermittlungen oder Untersudiung 
einen Nachtrag zur Anschuldigungsschrift 
vorlegt oder die Fortsetzung des Verfahrens 
beantragt. 

(4) Verwertet die Anschuldigungsschrift 
Tatsachen, zu denen sich der Beschuldigte 
vorher nicht hat äußern können, oder leidet 
das in zulässiger Weise eingeleitete Diszipli- 
narverfahren an anderen Verfahrensmängeln, 
so kann der Vorsitzende der Wehrdisziplinar- 
kammer die Anschuldigungssdirift an den 
Wehrdiszipllnaranwalt zur Beseitigung der 
Mängel zurückgeben. Absatz 3 gilt sinnge- 
mäß. 

§ 81 

Zustellung der Anschuldigungsschrift 

Der Vorsitzende der WehrdisziplinarkAm- 
mer stellt dem Beschuldigten eine Ausferti- 
gung der Anschuldigungsschrift und der 
Nachträge (§ 80 Abs. 3) zu und bestimmt 
eine Frist, innerhalb deren der Beschaildigte 
sich schriftlich äußern kann. Fiierbei ist der 
Beschuldigte auf sein Recht, gemäß § 70 
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Verfahrenshindernis besteht oder wenn sie es 
nach dem Ergebnis der Ermittlungen oder der 
Untersuchung oder aus anderen Gründen für 
angebracht hält. Sie kann, wenn nicht das 
Verfahren unzulässig ist, zugleich eine ein- 
fache Disziplinarstrafe verhängen; dies gilt 
nicht im Fall des § 75. Die mit Gründen ver- 
sehene Einstellungsverfügung ist dem Be- 
schuldigten gleichzeitig mit der Entscheidung 
über eine etwaige Bestrafung zuzustellen. 

(2) Andernfalls legt der Wehrdisziplinar- 
anwalt eine Anschuldigungsschrift mit den 
Akten dem Truppendienstgeridht vor. Die 
Anschuldigungssdirift soll die Tatsachen, in 
denen ein Dienstvergehen erblickt wird, und 
die Beweismittel geordnet darstellen. Sie darf 
diese Tatsachen zuungunsten des Beschuldig- 
ten nur insoweit verwerten, als ihm Gelegen- 
heit gegeben worden ist, sich dazu zu äußern. 
Mit dem Eingang der Anschuldigungsschrift 
ist das Verfahren bei dem Truppendienstge- 
richt anhängig. 

(3) Teilt der Wehrdisziplinaranwalt mit, 
daß neue Anschuldigungspunkte zum Gegen- 
stand der Verhandlung gemacht Wicrden sol- 
len, so hat der Vorsitzende der Truppen- 
dienstkammer das Verfahren auszusetzen, bis 
der Wehrdisziplinaranwalt nach Ergänzung 
der Ermittlungen oder der Untersuchung 
einen Nachtrag zur Anschuldigunigsschrift 
vorlegt oder die Fortsetzung des Verfahrens 
beantragt. 

(4) Verwertet die Anschuldigungsschrift 
Tatsachen, zu denen sich der Beschuldigte 
vorher nicht hat äußern können, oder leidet 
das in zulässiger Weise eingeleitete Diszipli- 
narverfahren an anderen Verf ah rensmängeln, 
so kann der Vorsitzende der Truppendienst- 
kammer die Anschuldigungsschrift an den 
Wehrdisziplinaranwalt zur Beseitigung der 
Mängel zurückgeben. Absatz 3 gilt sinnge- 
mäß. 

§ 81 

Zustellung der Anschuldigungsschrift 

Der Vorsitzende der Truppendienstkam- 
mer stellt dem Beschuldigten eine Ausferti- 
gung der Anschuldigungsschrift und der 
Nachträge (§ 80 Abs. 3) zu und bestimmt 
eine Frist, Innerhalb deren der Beschuldigte 
sich schriftlich äußern kann. Fiierbei ist der 
Beschuldigte auf sein Recht, gemäß § 70 
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Abs. 1 Satz 2 die Bestellung eines Verteidi- 
gers zu beantragen, hinzuweisen. 

§ 82 

Anruf der W ehrdisziplinarkammer 

(1) Ist die Anschuldigungschrift dem Be- 
schuldigten innerhalb von drei Monaten nach 
der Zustellung der Einleitungsverfügung 
(§72 Abs. 1) nicht zugestellt, so kann er die 
Entscheidung der W ehrdisziplinarkammer 
beantragen. Diese hat vor ihrer Entscheidung 
der Einleitungsbehörde Gelegenheit zu 
geben, sich binnen zwei Wochen zu dem An- 
trag zu äußern. Sie kann verlangen, daß ihr 
alle bisher entstandenen Vorgänge vorgelegt 
werden. 

(2) Die W ehrdisziplinarkammer kann be- 
schließen, daß innerhalb einer von ihr be- 
stimmten Frist entweder die Anschuldi- 
gungsschrift vorgelegt oder das Verfahren 
eingestellt wird. Der Beschluß ist dem Be- 
schuldigten und der Einleitungsbehörde zu- 
zustellen. 

(3) Der Lauf der in Absatz 1 Satz 1 be- 
zeichneten Frist ist gehemmt, solange das 
Verfahren nach den §§ 63 oder 64 ausgesetzt 
ist. 

§ 83 

Akteneinsicht 

Der Beschuldigte kann nach Zustellung der 
Anschuldigungssdirift die der W ehrdiszipli- 
narkammer vorliegenden Akten einsehen 
und daraus Abschrift nehmen. 


§ 84 

Ladung zur Hauptverhandlung, Ladungsfrist 

(1) Nach Ablauf der Frist des § 81 setzt 
der Vorsitzende den Termin zur Hauptver- 
handlung an und lädt hierzu den Wehrdis- 
ziplinaranwalt, den Beschuldigten, den Ver- 
teidiger und die zur Hauptverhandlung er- 
forderlichen Zeugen und Sachverständigen; 
die Namen der Zeugen und Sachverständigen 
sollen in den Ladungen des Wehrdisziplinar- 
anwalts, des Beschuldigten und des Verteidi- 
gers angegeben werden. Um die Gestellung 
von Soldaten als Beschuldigte, Zeugen und 
Sachverständige ersucht der Vorsitzende die 
zuständige Dienststelle. Es ordnet ferner die 
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Abs. 1 Satz 2 die Bestellung eines Verteidi- 
gers zu beantragen, hinzuweisen. 

§ 82 

Anrufung des Truppendienstgerichts 

(1) Ist die Anschuldigungsschrift dem Be- 
schuldigten innerhalb von drei Monaten nach 
der Zustellung der Einleitungsverfügung 
(§72 Abs. 1) nicht zugestellt, so kann er die 
Entscheidung des Truppendienstgerichts be- 
antragen. Dieses hat vor seiner Entscheidung 
der Einleitungsbehörde Gelegenheit zu geben, 
sich binnen zwei Wochen zu dem Antrag zu 
äußern. Es kann verlangen, daß ihm alle bis- 
her entstandenen Vorgänge vor gelegt wer- 
den. 

(2) Das Truppendienstgericht kann be- 
schließen, daß innerhalb einer von ihm be- 
stimmten Frist entweder die Anschuldigungs- 
schrift vorgelegt oder das Verfahren einge- 
stellt wird. Der Beschluß ist dem Beschuldig- 
ten und der Einleitungsbehörde zuzustellen. 

(3) unverändert 


§ 83 

Akteneinsicht 

Der Beschuldigte kann nach Zustellung der 
Anschuldigungsschrift die dem Truppen- 
dienstgeridit vorliegenden Akten einsehen 
und daraus Abschriften nehmen oder auf 
seine Kosten beantragen. 

§ 84 

unverändert 


50 



Entwurf 

Herbeisdiaffung anderer zur Hauptverhand- 
lung notwendiger Beweismittel an. 

(2) Zwischen der Zustellung oder Bekannt- 
gabe der Ladung und der Hauptverhandlung 
muß eine Frist von mindestens einer Woche 
liegen, wenn der Beschuldigte nicht auf die 
Einhaltung der Frist verzichtet; es gilt als 
Verzicht, wenn der Beschuldigte sich auf die 
Hauptverhandlung eingelassen hat, ohne zu 
rügen, daß die Frist nicht eingehalten sei. 

8. Hauptverhandlung 
§ 85 

Teilnahme des Beschuldigten an der 
Hauptverhandlung 

(1) Die Haupt Verhandlung findet auch 
ohne Anwesenheit des Beschuldigten statt, 

1. wenn der Beschuldigte auf seinen Antrag 
von der Verpflichtung zum Erscheinen 
in der Hauptverhandlung entbunden 
worden ist. 


2. wenn der Beschuldigte Angehöriger der 
Reserve oder Soldat im Ruhestand ist 
und er zu dem Termin ordnungsmäßig 
geladen sowie in der Ladung darauf hin- 
gewiesen worden war, daß in seiner Ab- 
wesenheit verhandelt werden kann. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 kann sich 
der Beschuldigte durch einen Verteidiger 
vertreten lassen. 

(3) In Verfahren gegen Angehörige der 
Reserve und Soldaten im Ruhestand kann 
der Vorsitzende das persönliche Erscheinen 
des Beschuldigten anordnen und ihm dabei 
androhen, daß bei seinem Ausbleiben ein 
Verteidiger zu seiner Vertretung nicht zuge- 
lassen werde. Das Verfahren kann bis zur 
Dauer von vier Wochen ausgesetzt werden, 
wenn der Beschuldigte vorübergehend ver- 
handlungsunfähig ist; ist er aus zwingenden 
Gründen am Erscheinen verhindert und hat 
er dies rechtzeitig mitgeteilt, so ist ein neuer 
Termin zur Hauptverhandlung anzusetzen. 
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8. H a u p t V e r h a n d 1 u n g 
§ 85 

Teilnahme des Beschuldigten an der 
Hauptverhandlung 

(1) Die Hauptverhandlung findet auch 
ohne Anwesenheit des Beschuldigten statt, 

1 . unverändert 


la. wenn der Aufenthalt des Beschuldigten 
unbekannt ist oder wenn der Beschul- 
digte sich außerhalb des Geltungsbe- 
reichs des Grundgesetzes aufhält und 
seine Gestellung vor das zuständige 
Wehrdienstgericht nicht ausführbar oder 
nicht angemessen erscheint, 

2. unverändert 


(2) unverändert 


(3) Im Falle des Absatzes 1 Nr. 2 kann der 
Vorsitzende das persönliche Erscheinen des 
Beschuldigten anordnen und ihm dabei an- 
drohen, daß bei seinem Ausbleiben ein Ver- 
teidiger zu seiner Vertretung nicht zugelas- 
sen werde. Das Verfahren kann bis zur 
Dauer von vier Wochen ausgesetzt werden, 
wenn der Beschuldigte vorübe rgehnd Ver- 
handlung sunfähig ist; ist er aus zwingenden 
Gründen am Erscheinen verhindert und hat 
er dies rechtzeitig mitgeteilt, so ist ein neuer 
Termin zur Hauptverhandlung anzusetzen. 
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§ 86 

Niditöffentlldikeit der Hauptverhandlung 

Die Hauptverhandlung ist nicht öffentlich. 
Disziplinarvorgesetzte des Beschuldigten und 
deren Beauftragte können der Verhandlung 
beiwohnen. Der Vorsitzende der Wehrdiszi- 
plinark 2 immev kann die Anwesenheit wei- 
terer Personen gestatten, die ein bereditig- 
tes persönliches Interesse an dem Gegen- 
stand der Verhandlung dartun. 

§ 87 

Beweisaufnahme 

(1) Das Gericht hat zur Erforsdaung der 
Wahrheit die Beweisaufnahme von Amts 
wegen auf alle Tatsadaen und Beweismittel 
zu erstrecken, die für die Entscheidung von 
Bedeutung sind. 

(2) In der Hauptverhandlung können 
Niederschriften über Beweiserhebungen aus 
einem anderen geriditlidien Verfahren durch 
Verlesen zum Gegenstand der Hauptver- 
handlung gemacht werden; einer nochmali- 
gen Vernehmung von Personen, deren Aus- 
sage in einer richterlldien Niederschrift ent- 
halten ist, bedarf es nicht. Für Niederschrif- 
ten aus dem Disziplinarverfahren gilt dies 
nur, wenn die Hauptverhandlung ohne An- 
wesenheit des Beschuldigten stattfindet. So- 
weit die Personalakten des Besdiuldigten Tat- 
sachen enthalten, die für die Gesamtbeurtei- 
lung erheblich sein können, sind sie vorzu- 
tragen. 

(3) Wird ohne Anwesenheit des Besdiul- 
digten verhandelt, so trägt ein vom Vor- 
sitzendem? aus den Mitgliedern der Wehr- 
disziplinarkammer ernannter Berichterstatter 
zu Beginn der Hauptverhandlung in Ab- 
wesenheit der Zeugen das Ergebnis des bis- 
herigen Verfahrens vor. Zeugen und Sach- 
verständige werden vernommen, soweit nicht 
der Beschuldigte und der Wehrdisziplinar- 
anwalt auf die Vernehmung verzichten oder 
die Wehrdisziplinarkammer sie für unerheb- 
lich erklärt. Die Gründe für die Ablehnung 
einer Vernehmung sind im Urteil anzugeben. 

(4) Der wesentliche Inhalt der Aussagen 
von Zeugen und Sachverständigen ist in die 
Niederschrift über die Hauptverhandlung 
aufzunehmen. 
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§ 86 

Nichtöffentlichkeit der Hauptverhandlung 

Die Hauptverhandlung ist nicht öffentlich. 
Disziplinarvorgesetzte des Beschuldigten und 
deren Beauftragte können der Verhandlung 
beiwohnen. Der Vorsitzende der Truppen- 
dienstkammer kann die Anwesenheit weite- 
rer Personen gestatten, die ein berechtigtes 
persönliches Interesse an dem Gegenstand der 
Verhandlung dartun. 

§ 87 

Beweisaufnahme 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Wird ohne Anwiesenheit des Beschuldig- 
ten verhandelt, so trägt der Vorsitzende oder 
ein von ihm ernannter Berichterstatter zu 
Beginn der Hauptverhandlun^g in Abwesen- 
heit der Zeugen das Ergebnis des bisherigen 
Verfahrens vor. Zeugen und Sachverständige 
werden vernommen, soweit nicht der Be- 
schuldigte und der Wehrdisziplinaranwak 
auf die Vernehmung verzichten oder das 
Truppendienstgericht sie für unerheblich er- 
klärt. Die Gründe für die Ablehnung einer 
Vernehmung sind im Urteil anzugeben. 

(4) unverändert 
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§ 88 

Gegenstand der Urteilsfindung 

(1) Die Wehrdisziplinarkammer kann zum 
Gegenstand der Urteilsfindung nur die An- 
sdiuldigungspunkte machen, die in der An- 
sdiuldigungssdirift und ihren Nachträgen 
dem Beschuldigten als Disziplinarver stoße 
zur Last gelegt werden. 

(2) Der Urteilsfindung können auch die 
im Disziplinarverfahren oder in einem an- 
deren gerichtlichen Verfahren erhobenen Be- 
weise zugrunde gelegt werden, die nach § 87 
Gegenstand der Hauptverhandlung waren. 

§ 89 

Unterhaltsbeitrag 

(1) Die Wehrdisziplinarkammer kann in 
einem auf Entfernung aus dem Dienstver- 
hältnis oder auf Aberkennung des Ruhege- 
halts lautenden Urteil dem Verurteilten 
einen Unterhaltsbeitrag auf Lebenszeit oder 
auf bestimmte Zeit bewilligen, wenn beson- 
dere Umstände eine mildere Beurteilung zu- 
lassen, der Verurteilte nach seiner wirtschaft- 
lichen Lage der Unterstützung bedürftig und 
ihrer nicht unwürdig erscheint. Der Unter- 
haltsbeltrag darf höchstens 75 vom Hundert 
des Ruhegehalts betragen, das der Verurteilte 
in dem Zeitpunkt, in dem das Urteil gefällt 
wird, erdient hätte oder erdient hatte; er 
ist nach Hundertteilen dieses Ruhegehalts 
zu bemessen. Würden dem Verurteilten Ver- 
sorgungsbezüge nur für bestimmte Zeit zu- 
stehen, so darf der Unterhaltsbeitrag höch- 
stens für diese Zeit bewilligt werden. Gehört 
der Verurteilte zum Personenkreis des § 68 
des Soldatenversorgungsgesetzes, so ist auf 
den Im Urteil bewilligten Unterhaltsbeitrag 
§ 68 Abs. 4 anzuwenden, wenn diese Vor- 
schrift auch ohne die Verurteilung anzuwen- 
den gewesen wäre. 


(2) In den Urteilsgründen sind alle Um- 
stände anzugeben, die für die Entscheidung 
über den Unterhaltsbeitrag maßgebend 
waren. 

(3) Für eine nachträgliche Änderung der 
Entscheidung über den Unterhaltsbeitrag ist 
die Wehrdisziplinarkammer zuständig, die in 
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§ 88 

Gegenstand der Urteilsfindung 

(1) Das Truppendienstgericht kann zum 
Gegenstand der Urteilsfindung nur die An- 
schuldigungspunkte machen, die in der An- 
schuldigungsschrift und ihren Nachträgen 
dem Beschuldigten als Dienstvergehen zur 
Last gelegt werden 

(2) unverändert 


§ 89 

Unterhaltsbeitrag 

(1) Das Truppendienstgericht kann in einem 
auf Entfernung aus dem Dienstverhältnis 
oder auf Aberkennung des Ruhegehalts lau- 
tenden Urteil dem Verurteilten einen Unter- 
haltsbeitrag auf Lebenszeit oder auf be- 
stimmte Zeit bewilligen, wenn besondere 
Umstände eine mildere Beurteilung zulassen, 
der Verurteilte nach seiner wirtschaftlichen 
Lage der Unterstützung bedürftig und ihrer 
nicht unwürdig erscheint. Der Unterhaltsbei- 
trag darf höchstens 75 vom Hundert des 
Ruhegehalts betragen, das der Verurteilte in 
dem Zeitpunkt, in dem das Urteil gefällt 
wird, erdient hätte oder erdient hatte; er ist 
nach Hundertteilen dieses Ruhegehalts zu 
bemessen. Würden dem Verurteilten Versor- 
gungsbezüge nur für bestimmte Zeit zu- 
stehen, so darf der Unterhaltsbeitrag höch- 
stens für diese Zeit bewilligt werden. Ist der 
Verurteilte Unteroffizier oder Offizier auf 
Zeit, der nach den Vorschriften des Solda- 
tenversorgungsgesetzes Anspruch auf einen 
Unterhaltsbeitrag hätte, so sind die für diese 
Fälle geltenden Vorschriften des Soldaten- 
versorgungsgesetzes über die Höhe des zu 
zahlenden Betrages und über die Anrechnung 
von anderweitigem Einkommen auf den im 
Urteil bewilligten Unterhaltsbeltrag entspre- 
chend anzuwenden. 

(2) unverändert 


(3) Für eine nachträgliche Änderung der 
Entscheidung über den Unterhaltsbeitrag ist 
das Truppendienstgeridit zuständig, das in 
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dem früheren Verfahren im ersten Rechtszug 
entschieden hat. Besteht diese W ehrdis7Äpli- 
narkammer nicht mehr, so tritt an ihre Stelle 
der Bundesdisziplinarhof. Er kann die Sache 
an eine W ehrdisziplinarkammer verweisen. 
Gegen den Beschluß der W ehrdisziplinar- 
kammer ist die Beschwerde zulässig. 

(4) Im übrigen finden § 64 Abs. 2 bis 6 
und § 96 der Bundesdisziplinarordnung sinn- 
gemäß Anwendung. 

§ 90 

Unterzeichnung des Urteils, Zustellung 

(1) Das mit Gründen versehene Urteil ist 
von den Mitgliedern der Wehrdisziplinar- 
kammer, die bei der Entscheidung mitge- 
wirkt haben, zu unterschreiben. 

(2) Dem Besdiuldigten und dem Wehr- 
disziplinaranwalt ist eine Ausfertigung des 
Urteils mit Gründen zuzustellen. 


9. Rechtsmittel 
a) Beschwerde 
§91 

(1) Gegen Beschlüsse der Wehrdisziplinar- 
kammer und gegen richterliche Verfügungen 
ist die Beschwerde an den Bundesdisziplinar- 
hof zulässig, soweit das Gesetz nicht aus- 
drücklich etwas anderes bestimmt. Entschei- 
dungen des erkennenden Gerichts, die der 
Urteilsfällung vorausgehen, unterliegen der 
Beschwerde nur, soweit sie eine Beschlag- 
nahme oder Durchsuchung, eine Straffest- 
setzung oder eine dritte Person betreffen. 

(2) Die Beschwerde ist bei der W ehrdiszi- 
plinarkammer innerhalb einer Woche seit 
Bekanntgabe der Entscheidung einzulegen; 
die Beschwerdefrist wird gewahrt, wenn 
während ihres Laufs die Beschwerde beim 
Bundesdisziplinarhof eingelegt wird. Solda- 
ten können die Beschwerde auch zur Nieder- 
schrift bei ihrem nächsten Diszlplinarvor- 
gesetzten abgeben. Die Frist ist gewahrt, 
wenn die Niederschrift innerhalb der Frist 
aufgenommen wird. 

(3) Die W ehrdisziplinarkammer kann der 
Beschwerde abhelfen. Andernfalls entscheidet 
der Bundesdisziplinarhof durch Beschluß. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

dem früheren Verfahren im ersten Rechts- 
zug entschieden hat. Besteht dieses Truppen- 
dienstgericht nidit mehr, so tritt an seine 
Stelle der Bundesdisziplinarhof. Er kann die 
Sache an ein Truppendienstgericht verwei- 
sen. Gegen den BesAluß des Truppendienst- 
gerichts ist die Beschwerde zulässig. 

(4) unverändert 

§ 90 

Unterzeichnung des Urteils, Zustellung 

(1) Das mit Gründen versehene Urteil ist 
von den Mitgliedern des Truppendienstge- 
richts, die bei der Entscheidung mitgewirkt 
haben, zu unterschreiben. 

(2) unverändert 


9. Rechtsmittel 
a) Beschwerde 
§ 91 

(1) Gegen Beschlüsse des Truppendienstge- 
ridits und gegen richterliche Verfügungen 
ist die Beschwerde an den Bundesdisziplinar- 
hof zulässig, soweit das Gesetz nicht aus- 
drücklich etwas anderes bestimmt. Entschei- 
dungen des erkennenden Gerichts, die der 
Urteilsfällung vorausgehen, unterliegen der 
Beschwerde nur, soweit sie eine Beschlag- 
nahme oder Durchsuchung, eine Straffestset- 
zung oder eine dritte Person betreffen. 

(2) Die Beschwerde ist bei dem Truppen- 
dienstgericht Innerhalb einer Woche seit Be- 
kanntgabe der Entscheidung einzulegen; die 
Beschwerdefrist wird gewahrt, wenn wäh- 
rend ihres Laufs die Beschwerde beim Bun- 
desdisziplinarhof eingelegt wird. Soldaten 
können die Beschwerde auch zur Nieder- 
schrift bei ihrem nächsten Disziplinarvorge- 
setzten einlegen. Die Frist ist gewahrt, wenn 
die Niederschrift innerhalb der Frist aufge- 
nommen wird. 

(3) Das Truppendienstgericht kann der Be- 
schwerde abhelfen. Andernfalls entscheidet 
der Bundesdisziplinarhof durch Beschluß. 
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(4) Der Vorsitzende der Wehrdisziplinar- 
kammer verwirft die Besdiwerde als unzu- 
lässig, wenn sie verspätet eingelegt ist. Die 
Entscheidung ist zuzustellen. § 95 Abs. 2 
gilt sinngemäß. 

b) Berufung 

§ 92 

Zulässigkeit und Frist der Berufung 

(1) Gegen das Urteil der Wehrdisziplinar- 
kammer ist innerhalb zweier Wochen nach 
seiner Zustellung Berufung an den Bundes- 
disziplinarhof zulässig. Liegt der dienstliche 
Wohnsitz oder der Wohnort des Beschuldig- 
ten im Ausland, so hat der Vorsitzende der 
W ehrdisziplinark^immer die Berufungsfrist 
durch eine Verfügung, die zugleich mit dem 
Urteil zuzustellen ist, angemessen zu ver- 
längern. 

(2) Die Kostenentscheidung kann nicht 
allein angefochten werden. 

(3) Sofern in dem von dem Beschuldigten 
angefochtenen Urteil ein Unterhaltsbeitrag 
bewilligt worden ist, kann die Entscheidung 
zum Nachteil des Beschuldigten nur geändert 
werden, wenn der Wehrdisziplinaranwalt 
dies bis zum Schluß der Hauptverhandlung 
beantragt. 

§ 93 

Form der Einlegung der Berufung 

Die Berufung ist bei der W ehrdisziplinar- 
kammer schriftlich oder durch schriftlich auf- 
zunehmende Erklärung vor der Geschäfts- 
stelle einzulegen. Die Berufungsfrist wird 
auch gewahrt, wenn während ihres Laufs die 
Berufung beim Bundesdisziplinarhof einge- 
legt wird. § 91 Abs. 2 Satz 2 und 3 gilt ent- 
sprechend. 

§ 94 

Berufungsbegründung, Berufungs- 
beschränkung 

(1) Spätestens innerhalb zweier Wochen 
nach Ablauf der Berufungsfrist ist die Be- 
rufung zu begründen; § 92 Abs. 1 Satz 2 
und § 93 gelten sinngemäß. 

(2) In der Begründung ist anzugeben, in- 
wieweit das Urteil angefochten wird, welche 
Änderungen des Urteils beantragt und wie 
diese Anträge begründet werden. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

(4) Der Vorsitzende der Truppendienst- 
kammer verwirft die Beschwerde als unzu- 
lässig, wenn sie verspätet eingelegt ist. Die 
Entscheidung ist zuzustellen. § 95 Abs. 2 gilt 
sinngemäß. 

b) Berufung 
§ 92 

Zulässigkeit und Frist der Berufung 

(1) Gegen das Urteil des Truppendienst- 
gerichts ist innerhalb zweier Wochen nach 
seiner Zustellung Berufung an den Bundes- 
disziplinarhof zulässig. Liegt der dienstliche 
Wohnsitz oder der Wohnort des Beschuldig- 
ten im Ausland, so hat der Vorsitzende der 
Truppendienstkammer die Berufungsfrist 
durch eine Verfügung, die zugleich mit dem 
Urteil zuzustellen ist, angemessen zu verlän- 
gern. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 


§ 93 

Form der Einlegung der Berufung 

Die Berufung ist bei dem Truppendienst- 
gericht schriftlich oder durch schriftlich auf- 
zunehmende Erklärung vor der Geschäfts- 
stelle einzulegen. Die Berufungsfrist wird 
auch gewahrt, wenn während ihres Laufs die 
Berufung beim Bundesdisziplinarhof einge- 
legt wlrcl. § 91 Abs. 2 Satz 2 und 3 gilt ent- 
sprechend. 

§ 94 

unverändert 
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(3) Neue Tatsachen und Beweismittel, die 
nach Ablauf der Frist des Absatzes 1 vorge- 
bracht werden, braucht der Bundesdiszipli- 
narhof nicht zuzulassen, wenn sie vor der 
Berufungsbegründung entstanden sind und 
ihr verspätetes Vorbringen nach der freien 
Überzeugung des Bundesdisziplinarhofs auf 
einem Verschulden dessen beruht, der sie gel- 
tend macht. 

S 95 

Unzulässige Berufung 

(1) Der Vorsitzende der Wehrdisziplinar- 
kammer verwirft die Berufung als unzulässig, 
wenn sie sich nur gegen die Kostenentschei- 
dung richtet oder verspätet eingelegt oder 
nicht rechtzeitig begründet worden ist. Die 
Entscheidung ist zuzustellen. 

(2) Innerhalb zweier Wochen nach der Zu- 
stellung kann die Entscheidung der Wehr- 
disziplinarkammer beantragt werden. § 92 
Abs. 1 Satz 2 gilt sinngemäß. Die Wehrdiszi- 
plinarkammer entscheidet über die Zulässig- 
keit der Berufung durch Beschluß. 
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S 95 

Unzulässige Berufung 

(1) Der Vorsitzende der Truppendienst- 
kammer verwirft die Berufung als unzuläs- 
sig, wenn sie sich nur gegen die Kostenent- 
scheidung irichtet oder verspätet eingelegt 
oder nicht rechtzeitig begründet worden ist. 
Die Entscheidung ist zuzustellen. 

(2) Innerhalb zweier Wochen nach der Zu- 
stellung kann die Entscheidung des Truppen- 
dienstgerichts beantragt werden. § 92 Abs. 1 
Satz 2 gilt sinngemäß. Das Truppendienst- 
gericht entscheidet über die Zulässigkeit der 
Berufung durch Beschluß. 


S 96 

Zustellung der Berufung 

(1) Wird die Berufung nicht als unzulässig 
verworfen, so werden die Berufungsschrift 
und die Berufungsbegründung dem Wehr- 
diszlplinaranwalt oder, wenn dieser die Be- 
rufung eingelegt hat, dem Beschuldigten in 
Abschrift zugestellt. 

(2) Die Berufung kann innerhalb zweier 
Wochen nach der Zustellung schriftlich be- 
antwortet werden; § 92 Abs. 1 Satz 2 gilt 
sinngemäß. 


§ 96 

unverändert 


S 97 

Aktenübersendung an den Bundesdiszipllnar- 
hof ehrdiziplinarsendit) 

(1) Nach Ablauf der Frist des § 96 Abs. 2 
werden die Akten dem Bundesdisziplinarhof 
übersandt. 

(2) Der Vorsitzende des Wehr disziplinär ~ 
Senats beraumt entweder die Hauptverhand- 
lung an oder überweist die Sache dem Senat 
zum Beschluß (§ 98). 


S 97 

Aktenübersendung an den Bundesdisziplinar- 
hof (Wehrdienstsenat) 

(1) unverändert 


(2) Der Vorsitzende des Wehirdienstsenats 
beraumt entweder die Hauptverhandlung an 
oder überweist die Sache dem Senat zum Be- 
schluß (§ 98). 
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§ 98 

Beschluß des Berufungsgerichts 

(1) Der Bundesdisziplinarhof kann durch 
Beschluß 

1. die Berufung aus den Gründen des § 95 
Abs. 1 Satz 1 als unzulässig verwerfen, 

2. das Urteil aufheben und die Sache an 
eine W ehrdisziplinarkammer zur noch- 
maligen Verhandlung und Entscheidung 
zurückverweisen, wenn er weitere Auf- 
klärung für erforderlich hält- oder wenn 
schwere Mängel des Verfahrens vorliegen, 

3. die Sache zur Hauptverhandlung ver- 
weisen. 

(2) Vor der Beschlußfassung in den Fällen 
des Absatzes 1 Nr. 1 und 2 ist, wenn der Be- 
schuldigte Berufung eingelegt hat, dem Wehr- 
(diszipllnaranwalt und, wenn dieser Berufung 
eingelegt hat, dem Beschuldigten Gelegenheit 
zur Äußerung zu geben. 

(3) Die Beschlüsse sind unanfechtbar; sie 
sind, außer im Falle des Absatzes 1 Nr, 3, 
schriftlich abzufassen, zu begründen und dem 
Beschuldigten sowie dem Wehrdisziplina ran- 
walt zuzustellen. 

S99 

Urteil des Berufungsgerichts 

Soweit der Bundesdisziplinarhof die Beru- 
fung für zulässig und für begründet hält, hat 
er das Urteil der Wehrdisziplinarkammer 
aufzuheben und, wenn er nicht nach § 98 
Abs. 1 Nr. 2 verfährt, in der Sache selbst zu 
entscheiden. 

§ 100 

V er f ahrensgrundsätze 

Im Verfahren vor dem Bundesdisziplinar- 
hof gelten die Vorschriften dieses Gesetzes 
über das Verfahren vor der Wehrdisziplinar- 
kammer sinngemäß, soweit die §§ 97 bis 99 
nichts anderes vorschreiben. Niederschriften 
über Aussagen der in der Hauptverhandlung 
des ersten Rechtszuges vernommenen Zeugen 
und Sachverständigen dürfen verlesen wer- 
den. Die wiederholte Vorladung und Ver- 
nehmung dieser Zeugen und Sachverständi- 
gen kann unterbleiben, wenn sie zur Erfor- 
schung der Wahrheit nicht erforderlich ist. 
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§ 98 

Beschluß des Berufungsgerichts 

(1) Der Bundesdisziplinarhof kann durch 
Beschluß 

1. unverändert 

2. das Urteil aufheben und die Sache an 
ein Truppendienstgericht zur nochmaligen 
Verhandlung und Entscheidung zurückver- 
weisen, wenn er weitere AufHärung für 
erforderlich hält oder wenn schwere Män- 
gel des Verfahrens vorliegen, 

3. unverändert 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


§ 99 

Urteil des Berufungsgerichts 

Soweit der Bundesdisziplinarhof die Beru- 
fung für zulässig und für begründet hält, hat 
er das Urteil des Truppendienstgerichts auf- 
zuheben und, wenn er nicht nach § 98 Abs. 1 
Nr. 2 verfährt, in der Sache selbst zu ent- 
scheiden. 

§ 100 

Verfahrensgrundsätze 

Im Verfahren vor dem Bundesdisziplinar- 
hof gelten die Vorschriften dieses Gesetzes 
über das Verfahren vor dem Truppendienst- 
gericht sinngemäß, soweit die §§ 97 bis 99 
nichts anderes vorschreiben. Niederschriften 
über Ausisagen der in der Hauptverhandlung 
des ersten Rechtszuges vernommenen Zeugen 
und Sachverständigen dürfen verlesen wer- 
den. Die wiederholte Vorladung und Ver- 
nehmung dieser Zeugen und Sachverständi- 
gen kann unterbleiben, wenn sie zur Erfor- 
schung der Wahrheit nicht erforderlich ist. 
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c) Rechtskraft 
§ 101 

(1) Die Entscheidungen der Wehrdiszipli- 
narkammer werden mit Ablauf der Rechts- 
mittelfrist rechtskräftig, wenn kein Rechts- 
mittel eingelegt ist. Wird auf Rechtsmittel 
verzichtet oder ein Rechtsmittel zurückge- 
nommen, so ist der Zeitpunkt maßgebend, 
in dem die Erklärung des Verzichts oder der 
Zurücknahme dem ^ e\\rdisziplinar%en6\t 
zugeht. 

(2) Entscheidungen der Wehrdisziplinar- 
kammer, die mit Rechtsmitteln nicht mehr 
anfechtbar sind, werden mit ihrer Bekannt- 
gabe rechtskräftig. 

(3) Die Besdilüsse des Bundesdisziplinar- 
hofs werden mit der Zustellung, seine Urteile 
mit der Verkündung rechtskräftig. 


10. Vorläufige 

Dienstenthebung, Einbehal- 
tung von Dienstbezügen 

§ 102 

Zulässigkeit, Wirksamkeit, Rechtsmittel 

(1) Die Einleitungsbehörde kann einen 
Soldaten vorläufig des Dienstes entheben, 
wenn das disziplinargerichtliche Verfahren 
gegen ihn eingeleitet wird oder eingeleitet 
worden ist. Mit der vorläufigen Dienstenthe- 
bung kann das Verbot, Uniform zu tragen, 
verbunden werden. 

(2) Die Einleitungsbehörde kann gleich- 
zeitig mit der vorläufigen Dienstenthebung 
oder später anordnen, daß dem Beschuldigten 
ein Teil, höchstens die Hälfte der jeweiligen 
Dienstbezüge einbehalten wird, wenn Im dis- 
ziplinargerlchtlichen Verfahren vorausslcht- 
lidi auf Entfernung aus dem Dienstverhältnis 
oder Aberkennung des Ruhegehalts erkannt 
werden wird. 

(3) Ist in einem auf Entfernung aus dem 
Dienstverhältnis lautenden, noch nicht rechts- 
kräftigen Urteil ein Unterhaltsbeitrag bewil- 
ligt worden, so Ist dem Soldaten mindestens 
ein dem Betrage des Unterhaltsbeitrages ent- 
sprechender Teil der Dienstbezüge zu belas- 
sen. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 
c) Rechtskraft 
§ 101 

(1) Die Entscheidungen des Truppendienst- 
gerichts werden mit Ablauf der Rechtsmittel- 
frist reditskräftig, wenn kein Rechtsmittel 
eingelegt ist. Wird auf Reditsmittel verzich- 
tet oder ein Rechtsmittel zurückgenommen, 
so Ist der Zeitpunkt maßgebend, in dem die 
Erklärung des Verzichts oder der Zurück- 
nahme dem Wehrdienstgericht zugeht. 

(2) Entsdieidungen des Truppendienstge- 
richts, die mit Reditsmitteln nicht mehr an- 
fechtbar sind, werden mit ihrer Bekanntgabe 
rechtskräftig. 

(3) unverändert 


1 0. Vo r 1 ä u f i g e 

Dienstenthebung, Einbehal- 
tungvonDienstbe Zügen 

§ 102 

Zulässigkeit, Wirksamkeit, Rechtsmittel 
(1) u n V e r ä n d e r t 


(2) unverändert 


(3) unverändert 
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(4) Die Einleitungsbehörde kann bei einem 
Soldaten im Ruhestand gleichzeitig mit der 
Einleitung des disziplinargerichtlichen Ver- 
fahrens oder später anordnen, daß ein Teil, 
höchstens ein Drittel des Ruhegehalts einbe- 
halten wird. Absatz 3 gilt sinngemäß. 

(5) Die Verfügung der Einlcitungsbehörde 
über die getroffenen Anordnungen ist dem 
Beschuldigten zuzustellen. Die Anordnung 
der vorläufigen Dienstenthebung wird mit 
der Zustellung an den Beschuldigten, die An- 
ordnung der Einbehaltung der Dienstbezüge 
und des Ruhegehalts mit dem auf die Zustel- 
lung folgenden nächsten Fälligkeitstag wirk- 
sam. 

(6) Die Einleitungsbehörde kann eine nach 
den Absätzen 1 bis 4 getroffene Anordnung 
jederzeit auf heben. Ist das disziplinär gericht- 
liche Verfahren bei der Wehrdisziplinarkam- 
mer anhängig (§80 Abs. 2 Satz 4)^ so ent- 
scheidet diese auf Antrag des Beschuldigten 
über die Aufrechterhaltung der Anordnun- 
gen. Gegen die vorläufige Dienstenthebung 
oder die Einbehaltung von Dienstbezügen 
oder Ruhegehalt steht dem Beschuldigten die 
Beschwerde an die Wehrdisziplinarkammer 
oder, wenn diese die Anordnung aufrecht- 
erhalten hat, an den Bundesdisziplinarhof zu. 
Mit dem rechtskräftigen Abschluß des Diszi- 
plinarverfahrens enden die Anordnungen 
kraft Gesetzes. 

§ 103 

Verfall und Nachzahlung der einbehaltenen 
Beträge 

(1) Die nach § 102 einbehaltenen Beträge 
verfallen, wenn 

1. im Disziplinarverfahren auf Entfernung 
aus dem Dienstverhältnis oder auf Aber- 
kennung des Ruhegehalts oder 

2. In einem wegen desselben Sachverhalts 
eingeleiteten Strafverfahren auf eine mit 
dem Verlust der Rechtsstellung eines Be- 
rufssoldaten oder eines Soldaten auf Zeit 
oder mit dem Verlust der Ansprüche auf 
Versorgung verbundene Strafe erkannt 
oder 

3. das Disziplinarverfahren eingestellt wor- 
den ist, weil der Beschuldigte auf andere 
Weise seinen Dienstgrad und seine sonsti- 
gen Rechte aus dem Dienstverhältnis ver- 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 
(4) unverändert 


(5) unverändert 


(6) Die Einleitungsbehörde kann eine nach 
den Absätzen 1 bis 4 getroffene Anordnung 
jederzeit aufheben. Auf Antrag des Beschul- 
digten entscheidet über die Aufrechterhal- 
tung der Anordnungen das Truppendienst- 
gericht durch Beschluß. Gegen den Beschluß 
ist die Beschwerde an den Bundesdisziplinar- 
hof gegeben. Mit dem rechtskräftigen Ab- 
sdiluß des Disziplinarverfahrens enden die 
Anordnungen kraft Gesetzes. 


§ 103 

Verfall und Nachzahlung der einbehaltenen 
Beträge 

(1) Die nach § 102 einbehaltenen Beträge 
verfallen, wenn 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. das Disziplinarverfahren eingestellt wor- 
den ist, weil der Besdiuldigte auf andere 
Weise seinen Dienstgrad und seine sonsti- 
gen Rechte aus dem Dienstverhältnis ver- 


59 



Entwurf 

loren hat und die Einleitungsbehörde 
oder nach Rechtshängigkeit das Wehr- 
disziplinargendit festgestellt hat, daß Ent- 
fernung aus dem Dienstverhältnis oder 
Aberkennung des Ruhegehalts gerechtfer- 
tigt gewesen wäre oder 
4. das Disziplinarverfahren wegen eines Ver- 
fahrensmangels eingestellt worden ist und 
ein innerhalb dreier Monate nach der Ein- 
stellung wegen desselben Disziplinarver- 
Stoßes eingeleitetes neues Verfahren zur 
Entfernung aus dem Dienstverhältnis 
oder zur Aberkennung des Ruhegehalts 
geführt hat. 

In den Fällen der Nummer 3 kann gegen die 
Feststellung der Einleitungsbehörde binnen 
zwei Wodien die Entscheidung der Wehr- 
disziplinarkammer angerufen werden. 

(2) Die einbehaltenen Beträge sind nachzu- 
zahlen, wenn das Disziplinarverfahren auf 
andere Weise rechtskräftig abgeschlossen oder 
von der Einleitungsbehörde eingestellt wird. 
Die Kosten des Strafverfahrens und des Dis- 
ziplinarverfahrens, soweit der Verurteilte sie 
zu tragen hat, und eine ihm auferlegte Geld- 
buße können von den nachzuzahlenden Be- 
trägen abgezogen werden. 


11. Wiederaufnahme 
des Disziplinarverfahrens 

§ 104 

Zulässigkeit der Wiederaufnahme 

(1) Die Wiederaufnahme des Verfahrens 
ist nur zulässig gegenüber der rechtskräftigen 
Entscheidung eines Wehr^ffszip/wÄrgeriaits, 

1. in der auf Dienstgradherabsetzung, auf 
Entfernung aus dem Dienstverhältnis 
oder auf Aberkennung des Ruhegehalts 
erkannt Ist, mit dem Ziel einer Aufhe- 
bung oder Milderung des Urteils oder in 
der auf eine andere Laufbahnstrafe er- 
kannt Ist, mit dem Ziel der Aufhebung 
des Urteils oder 

2. in der nicht auf Dienstgradherabsetzung, 
auf Entfernung aus dem Dienstverhältnis 
oder auf Aberkennung des Ruhegehalts 
erkannt Ist, mit dem Ziel, eine auf eine 
dieser Strafen lautendes Urteil herbeizu- 
führen, wenn 
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loren hat und die Einleitungsbehörde 
oder nach Reditshängigkeit das Wehr- 
dienstgeridit festgestellt hat, daß Entfer- 
nung aus dem Dienstverhältnis oder Ab- 
erkennung des Ruhegehalts gerechtfertigt 
gewesen wäre oder 

4. das Disziplinarverfahren wegen eines Ver- 
fahrensmangels eingestellt worden ist und 
ein innerhalb dreier Monate nach der Ein- 
stellung wegen desselben Dienstvergehens 
eingeleitetes neues Verfahren zur Entfer- 
nung aus dem Dienstverhältnis oder zur 
Aberkennung des Ruhegehalts geführt hat. 

In den Fällen der Nummer 3 kann gegen die 
Feststellung der Einleitungsbehörde oinnen 
zwei Wochen die Entscheidung des Trupp en- 
dienstgeridits angerufen werden. 

(2) unverändert 


11. Wiederaufnahme 
des Disziplinarverfahrens 

§ 104 

Zulässigkeit der Wiederaufnahme 

(1) Die Wiederaufnahme des Verfahrens 
ist nur zulässig gegenüber der rechtskräftigen 
Entscheidung eines Wehrdienstgerichts, 

1. u n V e r ä n d e r t 


2. in der nicht auf Dienstgradherabsetzung, 
auf Entfernung aus dem Dienstverhältnis 
oder auf Aberkennung des Ruhegehalts 
erkannt ist, mit dem Ziel, ein auf eine die- 
ser Strafen lautendes Urteil herbeizufüh- 
ren, wenn 
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a) Tatsadien oder Beweismittel beige- 
bracht werden, die allein oder in Ver- 
bindung mit den früheren Feststellun- 
gen eine andere Entscheidung zu be- 
gründen geeignet sind, die dem Wehr- 
disziplinargen(h.t bei seiner Entschei- 
dung nicht bekannt waren und die der 
Antragsteller ohne Verschulden in 
dem früheren Verfahren nicht geltend 
machen konnte, 

b) die Entscheidung auf dem Inhalt einer 
fälschlich angefertigten oder verfälsch- 
ten Urkunde oder auf einem Zeugnis 
oder Gutachten beruht, das vorsätzlich 
oder fahrlässig falsch abgegeben wor- 
den ist, 

c) ein gerichtliches Urteil, auf dessen tat- 
sächlichen Feststellungen das Diszipli- 
narurteil beruht, durch ein anderes 
rechtskräftiges Urteil aufgehoben wor- 
den ist, 

d) der Beschuldigte nachträglich einen 
Disziplinarverstoß glaubhaft einge- 
standen hat, der in dem ersten Ver- 
fahren nicht festgestellt werden konnte, 

e) ein Disziplinarrichter, der bei der Ent- 
scheidung mitgewirkt hat, sich in der 
Sache einer strafbaren Verletzung sei- 
ner Amtspflicht schuldig gemacht hat, 

f) bei der Entscheidung des Bundesdiszi- 
plinarhofs ein Mitglied mitgewirkt 
hat, das von der Ausübung des Rich- 
te ramtes kraft Gesetzes ausgeschlossen 
war, es sei denn, daß die Gründe für 
einen gesetzlichen Ausschluß bereits 
erfolglos geltend gemacht worden wa- 
ren. 

(2) Die Wiederaufnahme ist auch zulässig, 
wenn eine Strafe verhängt worden ist, die 
nach Art oder Höhe im Gesetz nicht vorge- 
sehen war. 

§ 105 

Strafbare Handlung als Wiederaufnahme- 
grund 

Die Wiederaufnahme des Verfahrens nach 
§104 Abs. 1 Buchstaben b und e ist nur zu- 
lässig, wenn wegen der behaupteten Hand- 
lung eine rechtskräftige Verurteilung erfolgt 
ist oder wenn ein strafgerichtliches Verfah- 
ren aus anderen Gründen als wegen Mangels 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

a) Tatsachen cxier Beweismittel beige- 
bracht werden, die allein oder in Ver- 
bindung mit den früheren Feststellxm- 
gen eine andere Entscheidung zu be- 
gründen geeignet sind, die dem Wehr- 
dienstgericht bei seiner Entscheidung 
nicht bekannt waren und die der An- 
tragsteller ohne Verschulden in dem 
früheren Verfahren nicht geltend 
machen konnte, 

b) unverändert 


c) unverändert 


d) der Beschuldigte nachträglich ein 
Dienstvergehen glaubhaft eingestanden 
hat, das in dem ersten Verfahren nicht 
festgestellt werden konnte, 

e) unverändert 


f) unverändert 


(2) unverändert 


§ 105 

unverändert 
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an Beweisen nicht eingeleitet oder nicht 
durchgeführt werden kann. Dies gilt nicht, 
wenn neue Tatsachen oder Beweismittel im 
Sinne des § 104 Abs. 1 Buchstabe a beige- 
bracht werden. 

§ 106 

Unzulässigkeit der Wiederaufnahme nach 
strafgerichtlichem Urteil 

Die Wiederaufnahme des Verfahrens ist 
unzulässig, wenn nach dem Disziplinarurteil 
ein strafgerichtliches Urteil ergangen ist, 

1. das sich auf dieselben Tatsachen gründet 
und sie ebenso würdigt, solange dieses 
Urteil nicht rechtskräftig aufgehoben 
worden ist, 

2. durch das der Verurteilte seinen Dienst- 
grad, seine Rechtsstellung als Berufssoldat 
oder Soldat auf Zeit oder seinen An- 
spruch auf Versorgung verloren hat oder 
verloren hätte, wenn er noch im Dienst 
gewesen wäre oder Ruhegehalt bezogen 
hätte. 

§ 107 
Verfahren 

(1) Zur Wiederaufnahme des Verfahrens 
bedarf es eines Antrages. Antragsberechtigt 
sind 

1. der Verurteilte und sein gesetzlicher Ver- 
treter, nach seinem Tode sein Ehegatte, 
seine Verwandten auf- und absteigender 
Linie und seine Geschwister, 

2. die Einleitungsbehörde. Besteht die Ein- 
leitungsbehörde nicht mehr, so bestimmt 
der Bundesminister für Verteidigung die 
Dienststelle, die ihre Befugnisse ausüSt. 

(2) Der Antrag ist sdiriftlich bei dem 
'Wehrdisziplinargericht, dessen Entscheidung 
angefochten wird, einzureichen. Soldaten 
können den Antrag auch zur Niederschrift 
bei ihrem nächsten Disziplinarvorgesetzten 
abgeben. Er muß den gesetzlichen Grund der 
Wiederaufnahme und die Beweismittel be- 
zeichnen. 

(3) Die im Absatz 1 Nr. 1 genannten Per- 
sonen können sich eines Verteidigers bedie- 
nen. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


§ 106 

unverändert 


§ 107 
Verfahren 

(1) unverändert 


(2) Der Antrag ist schriftlich bei dem 
Wehrdienstgericht, dessen Entscheidung an- 
gefochten wird, einzureichen. Soldaten kön- 
nen den Antrag auch zur Niederschrift bei 
ihrem nächsten Disziplinarvorgesetzten ab- 
geben. Er muß den gesetzlichen Grund der 
Wiederaufnahme und die Beweismittel be- 
zeichnen. 

(3) unverändert 
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(4) Im übrigen gelten die §§ 87 bis 90, 91 
Abs. 2 Satz 1 und 92 bis 95 der Bundesdiszi- 
plinarordnung entsprechend. 


12. Strafvollstreckung 
§ 108 

(1) Um die Vollstreckung von einfachen 
Disziplinarstrafen ersucht der Wehrdiszipli- 
naranwalt den nächsten Disziplinarvorgesetz- 
ten des Beschuldigten, notfalls (§ 34 Abs. 1 
Satz 3) eine andere Dienststelle. 

(2) Bei Entfernung aus dem Dienstverhält- 
nis oder Aberkennung des Ruhegehalts ist die 
Zahlung der Dienst- und Versorgungsbezüge 
mit dem Ende des Monats einzustellen, in 
dem das auf eine solche Strafe lautende Urteil 
rechtskräftig wird. Entsprechendes gilt für 
die Dienstgradherabsetzung. 

(3) Ein auf Entfernung aus dem Dienst- 
verhältnis lautendes Urteil gilt, wenn der 
Verurteilte vor Eintritt der Rechtskraft in 
den Ruhestand tritt, als Urteil auf Aberken- 
nung des Ruhegehalts, ein auf Gehaltskür- 
zung lautendes Urteil sinngemäß als Urteil 
auf Kürzung des Ruhegehalts. 

(4) Bei Einstufung in eine niedrigere 
Dienstaltersstufe tritt der Soldat mit der 
Rechtskraft des Urteils in die Dienstalters- 
stufe ein, in die er zurückgestuft worden ist. 

(5) Die Versagung des Aufsteigens im Ge- 
halt wird von dem Zeitpunkt ab gerechnet, 
an dem der Soldat nadh den besoldungsrecht- 
lichen Vorschriften in die nächsthöhere 
Dienstaltersstufe aufgerückt wäre oder auf- 
rücken würde. Ist die Versagung des Aufstei- 
gens im Gehalt neben der Einstufung in eine 
niedrigere Dienstaltersstufe verhängt worden, 
so wird die Versagung von dem Zeitpunkt 
der Rechtskraft des Urteils ab gerechnet. Die 
Beförderungssperre (§ 45 Satz 3) beginnt In 
jedem Fall mit der Rechtskraft des Urteils. 

(6) Mit der Vollstreckung der Gehaltskür- 
zung und der Kürzung des Ruhegehalts Ist in 
der Regel bei der auf den Eintritt der Rechts- 
kraft des Urteils folgenden Zahlung der 
Dienst- und Versorgungsbezüge zu beginnen. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

(4) Im übrigen gelten die §§ 87 bis 90, 91 
Abs. 1, Abs. 2 Satz 1 sowie 92 bis 95 der 
Bundesdisziplinarordnung entsprechend. 

12. Strafvollstreckung 
§ 108 

um verändert 
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13. Kosten 


1 3. K o s t e n 


§ 109 

Allgemeines 

(1) Kosten werden nur im disziplinarge- 
riditlichen Verfahren erhoben. 

(2) Im Verfahren gegen einen Beschuldig- 
ten, der nicht Berufssoldat, Soldat auf Zeit 
oder Soldat im Ruhestand ist, kann davon 
abgesehen werden, dem Beschuldigten Kosten 
aufzuerlegen. Im übrigen gelten für den Um^ 
fang der Kostenpflicht und für die Kosten- 
pflicht des Beschuldigten die §§110 bis 113. 


§ 109 


unverändert 


§ 110 

Umfang der Kostenpflicht 

(1) Gebühren werden nicht erhoben. 

(2) Zu den Kosten im Sinne der §§ 109 
und 111 bis 114 gehören 

1. Schreibgebühren für Ausfertigungen und 
Abschriften, die auf Antrag erteilt wer- 
den, nach den im Gerichtskostengesetz 
maßgebenden Sätzen, 

2. Telegraphen- und Fernschreibgebühren, 

3. Kosten, die durch öffentliche Bekannt- 
machung entstehen, 

4. Entschädigungen, die an Zeugen und Sach- 
verständige gezahlt worden sind, 

5. die Reisekosten des Untersuchungsfüh- 
rers, des Wehrdisziplinaranwalts und des 
Schriftführers während der Untersuchung, 

6. die Kosten, für die Unterbringung und 
Untersuchung des Beschuldigten in einer 
öffentlichen Heil- und Pflegeanstalt, 

7. die Gebühren und Auslagen eines zum 
Verteidiger bestellten Rechtsanwalts so- 
wie die baren Auslagen eines sonst be- 
stellten Verteidigers, 

8. die baren Auslagen des auf Grund des 
§ 65 Abs. 2 bestellten Pflegers. 

§ 111 

Kostenpflicht des Verurteilten 

(1) Dem Beschuldigten, der im disziplinär- 
gerichtlichen Verfahren verurteilt wird, sind 
die Kosten des gesamten Verfahrens ganz 
oder teilweise aufzuerlegen. 


§ 110 
u n V e r ä n 


d e 


r t 


§ 111 


unverändert 
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Beschlüsse des 6. Ausschusses 


(2) Dasselbe gilt, wenn das diszlplinarge- 
riditllche Verfahren eingestellt wird, weil der 
Beschuldigte auf andere Weise seinen Dienst- 
grad und seine sonstigen Rechte aus dem 
Dienstverhältnis verloren hat oder weil nur 
eine Disziplinarstrafe in Betracht kommt, die 
neben einer gerichtlichen Strafe oder wegen 
Zeitablaufs (§ 7 Abs. 2) oder, weil der Be- 
schuldigte sich nicht mehr im Dienst befindet, 
nicht verhängt werden kann, und wenn nach 
dem Ergebnis der Ermittlungen die Verhän- 
gung einer Disziplinarstrafe gerechtfertigt 
gewesen wäre. 

§ 112 

Kosten bei Rechtsmitteln und Wieder- 
aufnahme 

(1) Dem Beschuldigten, der ein Rechts- 
mittel zurückgenommen oder erfolglos einge- 
legt hat, sind die durch den Gebrauch dieses 
Rechtsmittels entstandenen Kosten aufzuerle- 
gen. Hatte das Rechtsmittel teilweise Erfolg, 
so kann das ^ ehr disziplinär gtn(ht dem Be- 
schuldigten einen angemessenen Teil dieser 
Kosten auferlegen. 

(2) Diese Vorschriften gelten sinngemäß 
für die Kosten, die durch einen Antrag auf 
Wiederaufnahme des Verfahrens entstanden 
sind. 

§ 113 

Kosten bei Freispruch 

(1) Wird der Beschuldigte freigesprochen 
oder wird das diszlplinargerichtliche Verfah- 
ren aus anderen als den in § 111 Abs. 2 be- 
zeichneten Gründen eingestellt, so sind dem 
Beschuldigten nur solche Kosten aufzuerle- 
gen, die er durch eine schuldhafte Versäumnis 
verursacht hat. 

(2) Die dem Beschuldigten erwachsenen 
notwendigen Auslagen einschließlich der 
Kosten eines Verteidigers können dem Bund 
ganz oder teilweise auferlegt werden. Sie sind 
dem Bund aufzuerlegen, wenn die Schuld- 
losigkeit des Beschuldigten erwiesen ist oder 
wenn der Wehrdisziplinaranwalt ein Rechts- 
mittel zurückgenommen oder erfolglos ein- 
gelegt hat. Dies gilt auch für das Wieder- 
aufnahmeverfahren. 


§ 112 

Kosten bei Rechtsmitteln und Wieder- 
aufnahme 

(1) Dem Beschuldigten, der ein Rechts- 
mittel zurückgenommen oder erfolglos einge- 
legt hat, sind die durch den Gebrauch dieses 
Rechtsmittels entstandenen Kosten aufzuerle- 
gen. Hatte das Rechtsmittel teilweise Erfolg, 
so kann das Wehrdienstgericht dem Beschul- 
digten einen angemessenen Teil dieser Kosten 
auf erlegen. 

(2) unverändert 


§ 113 

unverändert 
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§ 114 

Entscheidung über die Kosten 

(1) Jede Entscheidung in der Hauptsache 
muß bestimmen, wer die Kosten des Ver- 
fahrens zu tragen hat. 

(2) Die Kosten, zu deren Tragung der Be- 
schuldigte verurteilt worden ist, und die 
dem Bund auferlegten Kosten sind durch die 
Geschäftsstelle der W ehrdisziplinarkammer 
festzusetzen, audi wenn der Bundesdiszipli- 
narhof entschieden hat. Auf Beschwerde ge- 
gen die Festsetzung entscheidet die W ehr- 
disziplinarkammer endgültig. Die Kosten kön- 
nen von den Dienst- und Versorgungsbezü- 
gen oder dem Sold abgezogen werden. 

(3) Die festgesetzten Kosten fließen dem 
Bund zu, auch soweit sie bei den Vorermitt- 
lungen entstanden sind. 


SCHLUSSVORSCHRIFTEN 

§ 115 

Sonderbestimmung für Soldaten auf Zeit 

Gegen einen Soldaten auf Zeit, der gemäß 
§ 50 Abs. 5 des Soldatengesetzes entlassen 
werden kann, findet ein disziplinargericht- 
liches Verfahren nicht statt. Die Dienststelle, 
die nach § 73 zur Einleitung eines diszipli- 
nargerichtlichen Verfahrens zuständig wäre, 
kann gemäß § 76 eine richterlidie Untersu- 
chung wie im disziplinargerichtlichen Verfah- 
ren beantragen. Wird eine Untersuchung 
angeordnet, so gelten die Vorschriften der 
§§ 102 und 103 sinngemäß. 

§ 116 

Besondere Entlassung eines Soldaten oder 
Wehrmachtbeamten der früheren Wehrmacht 

Auf das Verfahren der Wehvdisziplinar- 
gerichte in den Fällen des § 55 des Soldaten- 
gesetzes finden die Vorsdiriften über das 
disziplinargeriditliche Verfahren entspre- 
diende Anwendung. Das Urteil stellt fest, 
daß der Beschuldigte auf Grund seines Ver- 
haltens vor der Ernennung der Berufung in 
sein Dienstverhältnis unwürdig ist, oder es 
weist den Antrag auf eine soldie Feststel- 
lung ab. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 
§ 114 

Entscheidung über die Kosten 

(1) unverändert 


(2) Die Kosten, zu deren Tragung der Be- 
schuldigte verurteilt worden ist, und die 
dem Bund auferlegten Kosten sind durch die 
Geschäftsstelle des Truppendienstgerichts 
festzusetzen, audi wenn der Bundesdiszipli- 
narhof entsdiieden hat. Auf Beschwerde ge- 
gen die Festsetzung entsdieidet das Truppen- 
dienstgericht endgültig. Die Kosten können 
von den Dienst- und Versorgungsbezügen 
abgezogen werden. 

(3) unverändert 


SCHLUSSVORSCHRIFTEN 

§ 115 

Sonderbestimmung für Soldaten auf Zeit 

Gegen einen Soldaten auf Zeit, der gemäß 
§ 55 Abs. 5 des Soldatengesetzes entlassen 
werden kann, findet ein disziplinarg ericht- 
liches Verfahren nicht statt. Die Dienststelle, 
die nach § 73 zur Einleitung eines diszipli- 
nargerichtlichen Verfahrens zuständig wäre, 
kann gemäß § 76 eine richterliche Untersu- 
chung wie im disziplinargerlditlichen Verfah- 
ren beantragen. Wird eine Untersuchung 
angeordnet, so gelten die Vorschriften der 
§§ 102 und 103 sinngemäß. 

§ 116 

Besondere Entlassung eines Soldaten oder 
Wehrmachtbeamten der früheren Wehrmacht 

Auf das Verfahren der Wehrdienstgerichte 
in den Fällen des § 61 des Soldatengesetzes 
finden die Vorschriften über das disziplinär- 
gerichtliche Verfahren entsprechende Anwen- 
dung. Das Urteil stellt fest, daß der Beschul- 
digte auf Grund seines Verhaltens vor der 
Ernennung der Berufung in sein Dienstver- 
hältnis unwürdig ist, oder es weist den An- 
trag auf eine soldie Feststellung ab. 
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§ 117 

Verlust der Redite aus Gesetz 131 

Wenn ein Soldat zu den Personen gehört, 
auf die Kapitel I oder § 62 des Gesetzes zur 
Regelung der Rechtsverhältnisse der unter 
Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden Per- 
sonen Anwendung findet, bewirkt die von 
einem WehrJiszip/m^^rgericht rechtskräftig 
erkannte Disziplinarstrafe der Entfernung 
aus dem Dienstverhältnis oder die Entlassung 
nach rechtskräftiger Feststellung der Unwür- 
digkeit gemäß § 116 auch den Verlust der 
Rechte aus dem genannten Gesetz, 

§ 118 

Bindung der Gerichte an Disziplinar- 
eiitscheidungen 

(1) Für die Entscheidung im disziplinarge- 
richtlichen Verfahren, für die richterliche 
Nachprüfung der Entscheidungen des Diszi- 
plinarvorgesetzten sowie für die sonst in die- 
sem Gesetz vorgesehenen richterlichen Ent- 
scheidungen sind die Wehrö!i52/p/m^?rgerichte 
ausschließlich zuständig. 

(2) Die auf Grund dieses Gesetzes ergehen- 
den Entscheidungen der Disziplinarvorgesetz- 
ten und der WehrJi^zp/mi^rgerichte sind für 
die Beurteilung der vor einem Gericht gel- 
tend gemachten Rechte aus dem Dienstver- 
hältnis bindend. 

§ 119 

Gnadenrecht 

(1) Dem Bundespräsidenten steht das Gna- 
denrecht hinsichtlich der nach diesem Gesetz 
verhängten Disziplinarstrafen zu. Er übt es 
selbst aus oder überträgt die Ausübung an- 
deren Stellen. 

(2) Wird die Strafe der Entfernung aus 
dem Dienstverhältnis im Gnadenwege aufge- 
hoben, so gilt § 47 des Soldatengesetzes sinn- 
gemäß. 

§ 120 

Ermächtigung zum Erlaß einer 
Rechtsverordnung 

Der Bundesminister für Verteidigung wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung im Ein- 


Be Schlüsse des 6. Ausschusses 
§ 117 

Verlust der Rechte aus Gesetz 
nach Artikel 131 des Grundgesetzes 

Wenn ein Soldat zu den Personen gehört, 
auf die Kapitel I oder § 62 des Geseitzes zur 
Regelung der Rechtsverhältnisse der unter 
Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden Per- 
sonen Anwendung findet, bewirkt die von 
einem Wehrdienstgericht rechtskräftig er- 
kannte Disziplinarstrafe der Entfernung aus 
dem Dienstverhältnis oder die Entlassung 
nach rechtskräftiger Feststellung der Unwür- 
digkek gemäß § 116 auch den Verlust der 
Redite aus dem genannten Gesetz. 

§ 118 

Bindung der Gerichte an Disziplinar- 
entscheidungen 

(1) Für die Entscheidung im disziplinär, ge- 
richtlichen Verfahren, für die riditerlidie 
Nachprüfung der Entscheidungen des Diszi- 
plinarvorgesetzten sowie für die sonst in die- 
sem Gesetz vorgesehenen richterlichen Ent- 
scheidungen sind die Wehrdienstgerichte aus- 
schließlich zuständig. 

(2) Die auf Grund dieses Gesetzes ergehen- 
den Entscheidungen derDisziplinarvorgesetz- 
ten und der Wehrdienstgerichte sind für die 
Beurteilung der vor einem Gericht geltend 
gemachten Rechte aus dem Dienstverhältnis 
bindend. 

§ 119 

Gnadenrecht 

(1) unverändert 


(2) Wird die Strafe der Entfernung aus 
dem Dienstverhältnis im Gnadenwege aufge- 
hoben, so gilt § 52 des Soldatengesetzes sinn- 
gemäß. 

§ 120 

unverändert 
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vernehmen mit dem Bundesmlnister der 
Finanzen zu bestimmen, welche Bezüge ein- 
schließlich der Sachbezüge als Dienstbezüge 
und Sold im Sinne der §§ 13, 102 und des 
1, Unterabschnitts des Dritten Abschnitts an- 
zusehen sind. 


§ 121 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


§ 120 a 

Einschränkung von Grundrechten 

Durch dieses Gesetz wird das Grundrecht 
der Freiheit der Person (Artikel 2 Abs. 2 
Satz 2 des Grundgesetzes) eingeschränkt. 

§ 120 b 

Mitglieder der Truppendienstgerichte mit 
Befähigung zum höheren Verwaltungsdienst 

Richterliche Mitglieder der Truppendienst- 
gerichte können unbeschadet des vorgeschrie- 
benen Mindestalters abweichend von § 54 
Abs. 2 auch solche Personen sein, die bei In- 
krafttreten dieses Gesetzes berechtigt sind, 
auf Grund der vorgeschriebenen Prüfungen 
hauptamtlich ein Richteramt an einem Ge- 
richt der allgemeinen Verwaltungsgerichts- 
barkeit zu bekleiden. 

§ 120 c 

Übergangsbestimmung 

Noch nicht abgeschlossene Verfahren ge- 
gen Soldaten gehen mit dem Inkrafttreten 
der Wehrdisziplinarordnung in der Lage, in 
der sie sich befinden, auf die nach diesem Ge- 
setz zuständigen Dienststellen oder Gerichte 
über. 

§121 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt 14 Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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